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Kraftstoffverbrauch Volvo XC90 D4 (in l/100 km): innerorts/außerorts/kombiniert: 5,8/4,9/5,2; CO2-Emission (g/km): kombiniert 
136. Effizienzklasse A+. (gem. vorgeschriebenem Messverfahren). 
1) Schwedenleasing ist ein Full-Service-Leasing-Produkt der VCFS, ein Service der Santander Consumer Leasing GmbH (Leasinggeber), Santander-Platz 
1, 41061 Mönchengladbach. Full-Service-Leasing Angebot für den Volvo XC90 D4 Geartronic Momentum, 140 kW (190 PS) bei einer Laufzeit von 36 
Monaten, 20.000 km Gesamtfahrleistung pro Jahr, einer Leasing-Sonderzahlung von 0,– Euro, inkl. monatlicher Servicerate für „Wartung und Verschleiß“. 
Angebot zzgl. MwSt., 747,90 Euro (netto) Überführungs- und 121,85 Euro (netto) Zulassungskosten. Gültig für Neuwagenbestellungen für Volvo Flotten-
kunden ab 3 Fahrzeugen. Gültig bis 31.12.2017. Ausgeschlossen sind spezielle Kundengruppen wie z.B. Taxis, Fahrschulen und Mietwagen. Umfang des 
Services „Wartung und Verschleiß“ gemäß den Regelungen zu Leistungen im Rahmen des Full-Service-Leasing. Bonität vorausgesetzt.

*Platz 1 in der Kategorie „Große SUV/Geländewagen“ (Importwertung) für den Volvo XC90. Heft 04/2017.

Abb. zeigt Sonderausstattung.

FRANK SCHMETZER AUTOMOBILE E.K.  
Aussigstrasse 3, 38114 Braunschweig
Tel.: 0531 580270, infoteam@schmetzer-automobile.de
www.schmetzer-automobile.de

 

DER VOLVO XC90.
SIEGER BEIM „BEST CARS 2017“-AWARD 

Wir bauen Autos, die anders gedacht sind. 
Das haben die Leser von „auto motor und sport“ bestätigt. 

Der Volvo XC90 siegt in der Kategorie „Große SUV/Geländewagen“.*

SENSUS NAVIGATIONSSYSTEM MIT 3D-NAVIGATION
ADAP. GESCHWINDIGKEITSREGLUNG MIT ABSTANDSAUTOMATIK

PARK ASSIST PILOT UND VERKEHRSZEICHENERKENNUNG
APPLE CARPLAY™ / ANDROID AUTO™

INKL. WARTUNG UND VERSCHLEISS PAKET

 339 € /NETTO1 
(MONAT)

JETZT FÜR
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Transformation 
und Innovation

Ein Appell an unsere Region  
und ihre politischen Vertreter  
in Hannover und Berlin 

Der Global Innovation Index vergleicht weltweit je-
des Jahr die Innovationsstärke der Staaten und ihrer 
Volkswirtschaften. Gerade mal so schafft Deutsch-
land es dabei unter die TOP 10. In einer Untersu-
chung der innovativsten Unternehmen der Welt von 
Boston Consulting findet sich gar kein deutsches 
Unternehmen unter den TOP 10. Auch „German 
Mittelstand“ kann das Bild nur bedingt aufhellen: 
Die Investitionsquoten sind seit Jahren rückläufig 
– zum Teil sind die Abschreibungen höher als die 
Neuinvestitionen. Kurzum: Unsere Innovationsstär-
ke ist in Gefahr. 

Gerade in einer Region, die wie wenig andere von der 
„good old economy“ geprägt ist, müssen wir sehr 
wachsam sein, den Anschluss nicht zu verlieren und 
sollten unser Frühwarnsystem für Innovationsstärke 
oder besser Innovationsschwäche dringend schärfen. 

Damit ich nicht falsch verstanden werde: Auch in Zukunft 
soll unsere Region die Herzkammer von Maschinen-, 

Anlagen- und Automobilbau sein. Und klar ist auch: Die 
Digitalisierung ist nicht der erste Umbruch, bei dem die 
Unternehmen unserer Region ihre Innovationskraft 
unter Beweis stellen müssen. Trotzdem fordern uns die 
aktuellen Transformationsprozesse wohl mehr als 
andere Regionen in Deutschland und neben dem Ta-
gesgeschäft gilt es, die großen Linien mehr denn je in 
den Fokus zu nehmen. 

Vieles, was man dafür braucht, haben wir in der Region 
selbst in der Hand: So findet man in keiner anderen 
Region Europas so eine Forschungsdichte wie hier. 
Unser Anspruch muss es sein, diese Forschungsstärke 
aber auch in Wirtschaftsstärke zu übersetzen. 10 Jahre 
nach dem Gewinn der Auszeichnung „Stadt der  
Wissenschaft“ sind gute Grundlagen und erste erfolg-
reiche Leuchttürme in der Kooperation zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft der Region entstanden. Doch 
gerade zwischen Wissenschaftslandschaft und Mittel-
stand gibt es noch Ausbaupotenzial. Dass ein Studie-
render seine Projekt- oder Abschlussarbeit bei einem 

Florian Bernschneider 
Hauptgeschäftsführer 
Arbeitgeberverband  
Region Braunschweig e. V. 
(AGV)

Grußworte
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KMU der Region schreibt, sollte genauso selbstver-
ständlich werden wie insgesamt ein stärkerer Austausch 
über Trendthemen und Herausforderungen. 

Viel Potenzial, die Innovationskräfte unserer Region 
zu beflügeln, hat übrigens auch die lebendige Start-
up-Szene, die seit einigen Jahren in Braunschweig 
und Wolfsburg, aber auch Wolfenbüttel und Peine 
wächst. Gerade im Brückenschlag zwischen Start-ups 
und Mittelstand steckt dabei viel Potenzial, um frische 
Ideen mit notwendiger Erfahrung und Strukturen auf 
Augenhöhe zu kombinieren. Wie in vielen anderen 
Themen auch werden wir unsere Stärken in der Start-
up-Szene aber nur dann ausspielen können, wenn 
wir sie regional denken. Das regionale und kulturel-
le Mindset, das Julius von Ingelheim in seinem 
Grußwort zum Ausdruck bringt, ist dabei der Schlüs-
sel zum Erfolg. Der von ihm erwähnte Büssing ist 
nicht nur ein historischer Mutmacher für Gründungs-
kultur, sondern das beste Beispiel dafür, dass große 
Ideen – auch und gerade in der Mobilität – nie an 
den Grenzen von Gebietskörperschaften halt machen 
dürfen.

Bei allen Möglichkeiten in der Region müssen aber 
auch die politischen Entscheidungsträger in Hannover 
und Berlin aufgefordert werden, nach einem Super-
wahljahr in ein Supergestaltungsjahr einzutreten. Wenn 
wir die großen Transformationsprozesse der Arbeitswelt 
meistern wollen und die „good old economy“ unserer 
Region ihre Innovationskraft ausbauen soll, bedarf es 
endlich größerer Reformen und mehr politischen Ge-
staltungswillens. 

Um nur einige Beispiele zu nennen: Digitales und 
mobiles Arbeiten ist nicht nur Anspruch einer jungen 
Arbeitnehmergeneration, sondern auch Grundlage 
vieler digitaler Geschäftsmodelle. Wenn ein junger 
Familienvater aber gegen 15 Uhr Familienzeit nimmt, 
um zwischen 21 und 23 Uhr von zuhause weiterzu-
arbeiten, ist das nach deutschem Arbeitszeitgesetz 
illegal – die ununterbrochenen Mindestruhezeiten 
werden nämlich nicht eingehalten. Mit der ständigen 
Verschärfung im Bereich der Werkverträge mag Po-
litik einigen tatsächlich unhaltbaren Arbeitsbedin-
gungen zum Beispiel auf Schlachthöfen Einhalt 
gebieten wollen. Doch für moderne und agile Pro-
jektarbeit sind solche gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen Gift. 

Politik und Gewerkschaften klammern mit solchen ar-
beitsrechtlichen Vorstellungen an der Arbeitswelt von 
gestern. Den Wandel wird man damit nicht aufhalten 
und verliert wichtige Zeit für Gestaltungsspielräume 
der Arbeitswelt von morgen. Und hier gibt es so viele 
Themen – gerade in einer Region, in denen sich gut 
bezahlte Industriearbeitsplätze in den nächsten Jahren 
rasant verändern werden. Nicht zuletzt sollte uns die 
Frage herumtreiben, warum die Schulen unserer Regi-
on vielerorts aussehen wie vor 30 Jahren, wenn die 
Arbeitswelt sich in der Zwischenzeit radikal verändert 
hat. Der 3D-Drucker im Klassenzimmer sollte jedenfalls 
genauso selbstverständlich sein wie Programmierkennt-
nisse im Lehrplan. 

Auf die politische Agenda gehört auch endlich die 
steuerliche Förderung von Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben bei klein- und mittelständischen Un-
ternehmen: Außer Estland ist Deutschland das einzige 
Land in der Europäischen Union, das nicht so einen 
Anreiz zur Innovation für seine Mittelständler setzt. Das 
Steuerrecht böte mit der Wiedereinführung der degres-
siven AfA, aber auch mit Erleichterungen für Investments 
in Start-ups große Chancen. 

Vor allem muss unsere Region aber auch spürbare Impul-
se bei der Verbesserung der digitalen Infrastruktur einfor-
dern. Wir sind darauf angewiesen, dass von hier aus 
automobile, digitale Zukunft entwickelt wird und dürfen 
deswegen nicht länger akzeptieren, dass noch nicht mal 
der gewöhnliche Handyempfang eine Autofahrt von 
Wolfenbüttel nach Peine übersteht. Eine flächendecken-
de Glasfaserinfrastruktur muss ebenfalls selbstverständ-
lich sein und bedarf neben Investitionsimpulsen vor allem 
auch Reformen der Marktregulatorik, Vectoring, oder zu 
Deutsch, der Denkmalschutz auf das Kupferkabel muss 
genauso ein Ende haben wie ein unwirtschaftlicher Infra-
strukturwettbewerb, bei dem unzählige Netzbetreiber 
alle an eigenen statt einem gemeinsamen Netz arbeiten.

Diese Beispiele zeigen: Wir sind der Zukunft und den 
großen Transformationsprozessen nicht hilflos ausgelie-
fert, aber wir brauchen mehr Gestaltungswillen, um sie zu 
unseren Gunsten zu entscheiden. Klar ist: Für die wirt-
schaftliche Prosperität unserer Region gibt es keine Ga-
rantie, sie muss immer wieder aufs Neue verdient werden.    

Florian Bernschneider
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Julius v. Ingelheim 
Leiter Regionalstrategie und 
Standortentwicklung K-SX 
Volkswagen Aktiengesellschaft 

forderungen, denen sie von Beginn an genauso viel 
Aufmerksamkeit schenken müssen wie die etablierten 
Unternehmen, ohne über deren Erfahrung geschweige 
denn über deren Ressourcen zu verfügen. Und auch 
hier ist unsere Region mit unterstützenden Institutionen 
wie Industrie- und Handelskammern, allgemeinem 
Arbeitgeberverband, Branchenverbänden, Wirtschafts-
förderungen, Business Angels oder den PPP-Gesell-
schaften, die sich Strukturentwicklung auf die Fahnen 
geschrieben haben, sehr gut aufgestellt.

Vielleicht auch deshalb, weil wir hier in unserer Region 
dabei ebenfalls auf eine lange Tradition zurückblicken 
können. Die Unternehmer der Gründerzeit des 19. 
Jahrhunderts waren ja nichts anderes als die Start-ups 
jener Zeit. Dabei ragen zwei Unternehmerpersönlich-
keiten besonders hervor: Max Jüdel und (der dreifache 
Unternehmensgründer!) Heinrich Büssing. In Erinnerung 
an Heinrich Büssing verleiht der Braunschweiger Hoch-
schulbund seit Jahren einen nach ihm benannten Preis 
an junge Forscher, die neues Wissen geschaffen haben. 
Und die IHK Braunschweig, einer deren ersten Präsi-
denten der jüdische Unternehmer und Mäzen Max Jüdel 
war, verleiht zur selben Zeit den Technologietransferpreis 
an Jungunternehmer, deren Geschäftsidee aus solchem 
neuen Wissen entstand.

In diesem Jahr sprach Johann Jungwirth, kurz „JJ“ genannt 
und Changeagent der Digitalisierung bei Volkswagen, 
eine Laudatio, in der er zunächst die Person von 
Heinrich-Büssing, einer der Gründerväter des Konzerns, 
betrachtete, der zwar nicht in einer Garage, aber in der 
Schmiedewerkstatt seines Vaters die Grundlage seines 
ersten Unternehmens legte und der am Ende seines 
Lebens 250 Patente, also Rechte an Erfindungen, besaß. 
Neben die beeindruckende Biographie Büssings legte 
JJ die nicht minder beeindruckende Zeitachse des 
Wohlstandswachstums (Lebenserwartung, Bildung, 
Kaufkraft etc.) von damals bis heute. Er nahm den 
Zuhörern die Angst vor dem Neuen, denn gerade hier 
bei uns in der „Stadt und der Region der Wissenschaft“ 
haben wir keinen Grund, uns vor Digitalisierung und 
Fortschritt zu fürchten, wenn hier weiterhin die, die im 
Licht und die, die im Schatten stehen, so gut und mit 
der jeweiligen fachlichen Exzellenz zusammenarbeiten, 
wie es bislang geschehen ist. 

Julius von Ingelheim

Ein Zitat aus Bert Brechts Dreigroschenoper kam mir 
spontan in den Sinn, als ich gebeten wurde, für diese 
Ausgabe der Service-Seiten gemeinsam mit Florian 
Bernschneider, dem Hauptgeschäftsführer des Ar-
beitgeberverbands unserer Region, ein Grußwort zu 
schreiben. Warum? Egal, ob Old oder New Economy, 
im Rampenlicht stehen eigentlich immer nur die Un-
ternehmen und Institutionen, die etwas Neues er-
schaffen – Produkte, Services, Software etc. Wen man 
dagegen nicht gleich sieht, das sind z. B. die Akteure, 
die die Themen dieser Service-Seiten bearbeiten: 
Steuerberater, Finanzberater und Rechtsanwälte. 

Unsere Wirtschaft ist ein sehr komplexes und fragiles 
Gebilde. Wir hier in Südostniedersachsen sind dabei 
außerordentlich privilegiert, weil unsere Wirtschaft auf 
ein Innovationsökosystem zugreifen kann, das von vier 
Hochschulen, einer unglaublichen Dichte an Forschungs-
einrichtungen und erfolgreichen (Hightech-)Unterneh-
men gespeist wird. Damit kann man dem globalen 
Wettbewerbsdruck jedenfalls besser standhalten, als 
das andere Länder, aber auch andere Teile Deutschlands 
können. Trotzdem spüren wir alle, dass die Geschwin-
digkeit, mit der sich unsere Wirtschaft und mit der wir 
uns selbst den sich verändernden Rahmenbedingungen 
anpassen müssen, steigt und steigt. Unser Wirtschafts-
raum bewegt sich mit Höchstgeschwindigkeit trotz so 
einiger infrastruktureller Schlaglöcher – und fährt das 
Rennen um den Erhalt unseres hohen Wohlstands 
bislang sehr erfolgreich mit. 

Steuern, Finanzen und Recht bilden die Leitplanken, 
die verhindern, dass wir womöglich im Graben landen. 
Und diejenigen, die sich mit der Materie auskennen, 
mögen zwar etwas im Schatten stehen, aber ohne sie 
würde unsere Wirtschaft nicht funktionieren. Sie ver-
hindern, dass Sand ins Getriebe kommt, sie schaffen 
den notwendigen Treibstoff heran und sie sorgen dafür, 
dass unser Modell der sozialen Marktwirtschaft ordent-
lich betrieben wird. Zukunftssicherung.

Florian Bernschneider beleuchtet ja in seinem Grußwort 
eine weitere Facette der Zukunftssicherung: Die erfreu-
liche Entwicklung der hiesigen Gründerszene. Gerade 
diese Jungunternehmer brauchen vom Start weg be-
sondere Unterstützung, Coaching und Beratung, um 
ihr Ziel der Unternehmensgründung, der -stabilisierung 
und vor allem des -wachstums zu erreichen. Finanzen, 
Steuern und Recht sind dabei ganz besondere Heraus-

Denn die einen sind im Dunkeln ...
... und die andern sind im Licht. Und man sieht nur die im Lichte, die im Dunkeln sieht man nicht.
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Vorwort Herausgeber

Timo Grän                                             Martin Voß, LL.M.

Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unternehmer, 

ein spannendes Jahr 2017 neigt sich dem Ende zu. Und 
was das kommende Jahr 2018 für Unternehmer und 
Unternehmen bringt, ist noch längst nicht absehbar. 
Die neuen Regierungen auf Landes- und Bundesebene 
müssen sich zunächst noch finden – und für all die 
vielversprechenden Ansätze, die jüngst im Wahlkampf 
versprochen wurden, einen entsprechenden Konsens 
erarbeiten, der sodann auch noch in Gesetzesform 
gegossen werden muss. Eines scheint sicher – auf 
Veränderungen wird man sich einstellen können.

Unsere Region, die immer mehr zusammenwächst, 
steht mit ihrer gesunden Mischung aus Old und New 
Economy im bundesweiten Vergleich gut da. Nicht 
wenige schauen beeindruckt auf die regionalen wirt-
schaftlichen Entwicklungen und Erfolgsgeschichten, 
die gewährleisten, dass unsere Region überregional 
Strahl- und Anziehungskraft hat und den hier tätigen 
Menschen ein attraktives Lebensumfeld bietet. Und 
damit das auch so bleibt, sind nicht nur die großen 
Konzerne, sondern auch die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen gefordert, neue Herausforderungen 
zu identifizieren und auf Neuerungen auch rechtzeitig 
mit den richtigen Maßnahmen zu reagieren.

Hierfür ist oftmals kompetenter Rat externer Berater 
unabdingbar. Eine Vielzahl hiervon berichten in der 
Ihnen vorliegenden 11. Jahresausgabe der Service-
Seiten Finanzen Steuern Recht. Und da die Region 
Braunschweig/Wolfsburg nicht nur immer mehr zusam-
menwächst, sondern auch zusammengehört, erscheint 
die diesjährige Ausgabe nicht nur als Beilage der „IHK 
wirtschaft“, sondern auch für die Wolfsburger Leser als 
(Teil-)Beilage der IHK-Mitgliederzeitschrift „Unsere 
Wirtschaft“.

Wir wünschen in diesen stürmischen Zeiten den 
Lesern aus der ganzen Region vor allem, dass Sie, 
als die so wichtigen Entscheider aus Mittelstand und 
Großunternehmen, bei Ihren Entscheidungen ein 
glückliches Händchen haben. Auf ein erfolgreiches 
Jahr 2018!

Herzlichst

Timo Grän

Martin Voß, LL.M.
Rechtsanwalt
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Grußwort Beirat

Dipl.-Finanzwirtin (FH) Anika Hertel
Rechtsanwältin, Steuerberaterin
Appelhagen Rechtsanwälte Steuerberater PartGmbB 
Braunschweig

Ebenen, insbesondere auf Bundesebene, Gehör, nur 
gemeinsam wird es gelingen, Änderungen anzustoßen.

Trotz aller Unwägbarkeiten bleibt eine strukturierte Pla
nung der Zukunft des Unternehmens unabdingbar. Die 
diesjährige Ausgabe der Service-Seiten Finanzen Steuern 
Recht soll dabei helfen, Ihnen Tipps und Anregungen zu  
geben. Aktuelle Problematiken wie z. B. der Digitalisie-
rung und der strengeren Vorgaben bei der Kassenführung 
aber auch Aspekte bei der Unternehmensnachfolge 
könnten dabei von besonderem Interesse sein.

Im Namen meiner Beiratskollegen danke ich den Autoren 
für ihr Engagement und ihre Beiträge. Ihnen wünsche 
ich viel Erfolg bei der Umsetzung Ihrer Ideen und Bewäl-
tigung der anstehenden Aufgaben zur Zukunftssicherung. 

Anika Hertel

viele Ereignisse der jüngeren Vergangenheit und nicht 
zuletzt die Ergebnisse der Bundestagswahl und der 
Wahl zum Landtag in Niedersachen lassen erkennen, 
dass Politik, Gesellschaft und Wirtschaft in der Zukunft 
vor großen Herausforderungen stehen. Welche Wei-
chenstellungen Sie – die Entscheider in kleineren und 
mittelständischen (Familien-)Unternehmen – aber auch 
in der Großindustrie, treffen werden, treffen müssen, 
erscheint noch nicht absehbar. Dabei wird nicht nur der 
zunehmende Fachkräftemangel bei der Sicherung der 
Unternehmen, der wirtschaftlichen Kraft unserer Region, 
nach wie vor eine der zentralen Anforderungen sein.

Bei aller Skepsis gibt es auch positive Signale für die 
Zukunft: Die zwischen der IHK Braunschweig und der 
IHK Lüneburg-Wolfsburg beschlossene Ausweitung 
der Kooperation erscheint mehr als notwendig, um 
die Interessen der regionalen Wirtschaft zu bündeln 
und zu sichern. Nur gemeinsam finden wir auf allen 

Sehr geehrte Leserinnen, sehr geehrter Leser,

Vita
2004 – 2007	 Studium zur Dipl.-Finanzwirtin (FH) an der Fachhochschule für Finanzen, Brandenburg
2007 – 2012	 Studium der Rechtswissenschaften an der Universität Leipzig, Schwerpunkt Steuerrecht
2012 – 2014	R eferendariat am OLG Braunschweig
seit 2014	R echtsanwältin bei Appelhagen Rechtsanwälte Steuerberater PartGmbB, Braunschweig
2017	 Bestellung zur Steuerberaterin
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Dipl.-Kfm. Jörg Bode
Steuerberater

2000	 Abschluss der Ausbildung zum Steuerfachangestellten in Braunschweig
2003	 Abschluss des Studiums der Betriebswirtschaft in Hildesheim
2000 – 2010	T ätigkeit in einer Steuerberatungs- und Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in Braunschweig
2008	 Bestellung zum Steuerberater
2010	 Eintritt als Partner in die Groß Mohr Bode Steuerberatungsgesellschaft Partnerschaft mbB in Braunschweig

Dipl.-Phys. Dr.-Ing. Jan Plöger, LL.M.
Patentanwalt, European Patent Attorney, European Trademark & Design Attorney

bis 1998	 Physik- und Mathematikstudium an der Universität Hannover
2002	� Promotion im Fach Maschinenbau an der Universität Hannover
2005	 Zulassung als Patentanwalt
2006	 Eintritt in die Kanzlei Gramm, Lins & Partner Patent- und Rechtsanwaltssozietät GbR
2006	 European Patent Attorney
seit 2009	 Partner bei Gramm, Lins & Partner Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB 
2011	 Master of Laws

Dipl.-Kfm. Carsten Rullmann
Steuerberater, Fachberater für den Heilberufebereich (IFU/ISM gGmbH)

1999	 Abschluss der Ausbildung zum Steuerfachangestellten in Braunschweig
2001	 Abschluss des Studiums der Betriebswirtschaftslehre in Hannover 
2002 – 2009 	T ätigkeit in einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
2007	 Bestellung zum Steuerberater
2009	 Eintritt in die Partnerschaftsgesellschaft fessel & partner 
seit 2010	� Geschäftsführender Partner der Partnerschaftsgesellschaft fessel & partner  

Fachberater für den Heilberufebereich (IFU/ISM gGmbH)
seit 2012	�V orsitzender des Ortsverbandes Wolfenbüttel/Salzgitter  

des Steuerberaterverbandes Niedersachsen/Sachsen-Anhalt e. V.

Hans Olof Wölber, LL.M. 
Rechtsanwalt und Notar, Fachanwalt für Steuerrecht, Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht

1994 – 2000 	 Studium in Heidelberg, Kiel und Uppsala (Schweden)
2000	 Master of Laws
2000 – 2002 	 Referendariat in Hannover, Hildesheim und Berlin
2003	 Eintritt bei Schulte & Prasse Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft
2005	 Fachanwalt für Steuerrecht
seit 2006	 Partner bei Schulte und Prasse Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft
2008	 Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 
2012	N otar

Fachlicher Beirat 
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verhandelt, ist emotional sehr stark in die 
Verhandlung eingebunden.

Er ist auf sein Verhandlungsziel fixiert und 
hat deshalb seine Strategie und seine Argu-
mente ständig präsent. Diese Präsenz ist sehr 
gut für ein zielgerichtetes Verhandeln – und 
sehr schlecht für ein analytisches Zuhören. 
Wenn der Verhandlungsführer die Situation 
deeskalieren und Kooperation erzielen will, 
muss er zwei Dinge können: seine eigenen 
Emotionen regulieren und sich auf sein Ge-
genüber einlassen.

Bei sehr stressigen und emotional geführten 
Verhandlungen – wie Geiselnahmen – kann 
es sein, dass der Verhandlungsführer durch 
sein zielgerichtetes Verhandeln das Zuhören 
und damit wichtige Chancen vernachlässigt. 
Deshalb wird bei polizeilichen Verhandlun-
gen der Verhandlungsführer beim Zuhören 
und beim strategischen Vorgehen unterstützt. 
Polizeiliche Verhandlungen werden im Team 
geführt:

Was haben gescheiterte Tarifverhandlun-
gen, frustrierende Einkaufsverhandlungen 
oder ergebnislose Bankgespräche mit dem 
FBI zu tun? Mehr als wir denken – profes-
sionelle Krisenverhandler, z.B. in den ent-
sprechenden Spezialeinheiten der Polizei, 
nutzen ein ganzes Repertoire an erforschten 
und trainierten Interventionen, um gegen-
über aggressiven oder blockierenden „Po-
werplayern“ in einer deeskalierenden Form 
kooperative Optionen zu etablieren – und 
damit ihre Ziele zu erreichen.

In Zeiten, in denen das „Win-win-Konzept“ in 
der Privatwirtschaft zunehmend und auch be-
wusst verletzt wird, gewinnen Methoden der 
Krisenverhandlungen stark an Bedeutung . Der 
Umgang mit schwierigen Verhandlungspartnern 
verlangt mehr als nur instinktive Reaktionen, 
Selbstwert schützende Schlagfertigkeit oder 
das Delegieren der Verantwortung an einen 
Mediator.

Arbeitsteilung aus dem FBI-Konzept
Stellen Sie sich vor, Sie gehen in eine Verhand-
lung mit Ihrer Bank, weil Sie einen dringend 
benötigten Kredit aushandeln wollen. Sie führen 
das Gespräch. Gleichzeitig versuchen Sie, den 
aufkommenden Stress in den Griff zu bekommen: 
Ärger über das Auftreten Ihres Gegenübers, 
Unsicherheit über die gewählte Strategie, Druck, 
den Kredit unbedingt zu bekommen. Jede 

Emotion wirkt sich auf Ihr Gehirn und Ihre 
Handlungsfähigkeit aus. Zusätzlich müssen Sie 
die Fakten, die auf dem Tisch sind, analysieren, 
sich dazu positionieren und Entscheidungen 
treffen. Ein ziemlich komplexes Vorhaben, das 
Sie schnell an Ihre Grenzen bringen kann.

Dieses Phänomen ist neuropsychologisch 
erklärbar und hat sich unter dem Fachbegriff 
„hijacked amygdala“ etabliert. Gemeint ist der 
Verlust des rationalen Handelns und eine 
unangemessene emotionale Reaktion auf eine 
wahrgenommene Bedrohung. Die Amygdala 
ist das emotionale Zentrum des menschlichen 
Gehirns und erstellt in Sekundenbruchteilen 
Antworten, wenn ein Mensch sich bedroht fühlt 
– Sie fühlen sich blockiert, Sie beenden das 
Gespräch, Sie gehen in die Rechtfertigung, Sie 
sagen Dinge zu, die Ihnen später das Gefühl 
geben, „über den Tisch gezogen“ worden zu 
sein oder Sie wechseln in den Angriffsmodus.

Ein Verhandlungsführer der Polizei verhandelt 
nie allein. Und das aus gutem Grund. Wer allein 

Teamplay statt einsamer Wolf
Was wir vom FBI für schwierige Verhandlungen lernen können

Zorana Dippl | Dipl.-Psychologin, Organisationsberaterin und Business-Coach
Dr. phil. Dipl. pol. Thomas Piko | Hochschullehrer Hochschule Harz, Verhandlungsexperte, Trainer und Berater 
leadox – als mensch in führung gehen, Braunschweig
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Aufbauorganisation „FBI-Konzept“

Entscheidet und verantwortet das Ergebnis; 
kein direkter Kontakt zum Verhandlungsführer

Intelligence team

Ghost Verhandlungs- 
führer

Täterseite

Entscheidungsträger

Zugriffsteam, das „bewaffnet“ das  
Gewalt- und Sanktionsmonopol des  

Staates bei Bedarf durchsetzt

Taktisches Team

Beschafft und analysiert Infor- 
mationen; bereitet Entscheidungs- 

optionen vor Interner Berater für  
den Verhandlungsführer  

(im Hintergrund) 

1. Ansprechpartner nach 
außen; Informationsbe-
schaffer „an der Front“
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Aufbauorganisation nach dem FBI-Konzept
Der Verhandlungsführer ist der einzige direkte 
Ansprechpartner für das polizeiliche Gegen-
über. Er stellt sich persönlich oder telefonisch 
als Verhandlungsführer mit seinem Namen vor. 
Er stellt gleich zu Beginn klar, dass er der al-
leinige Ansprechpartner für diese Verhandlung 
sein wird. Zusätzlich weist er darauf hin, dass 
aus rechtlichen Gründen einige wichtige Ent-
scheidungen nicht von ihm allein, sondern von 
der Einsatzleitung getroffen werden müssen. 
Der Verhandlungsführer entscheidet bei einer 
Teamverhandlung nicht allein! Er kann lediglich 
jene Bereiche entscheiden, für die er vom 
Entscheidungsträger das Mandat erhalten hat, 
bspw. das Gewähren von Lebensmitteln, Ge-
tränken und Zigaretten. Das Austauschen von 
Geiseln fällt jedoch nicht mehr in seinen Ent-
scheidungsbereich.

Der Ghost ist ein Kollege des Verhandlungsfüh-
rers. Meist wird es ein sehr erfahrener Kollege 
sein. Seine Aufgabe besteht darin, die Verhand-
lung mit einer bestimmten Distanz zu verfolgen. 
Er sitzt am gleichen Tisch wie der Verhandlungs-
führer, hört die Verhandlung mit, greift jedoch 
nie direkt in die Verhandlung ein. Der Umstand, 
dass er nicht sofort reden, antworten und argu-
mentieren muss, verschafft ihm viel gedanklichen 
Freiraum. Er hört durch die Distanz mehr oder 
andere Aspekte als der Verhandlungsführer. 

Der Entscheidungsträger entscheidet in letzter 
Instanz über das weitere Vorgehen. Er ver-
antwortet die Entscheidung und damit die 
Folgen. Bei polizeilichen Einsätzen ist dies der 
Einsatzleiter. Ihm unterstehen die Leiter der 
jeweiligen Spezialgruppen wie z. B. das SWAT-
Team (Spezial Weapons And Tactics) oder 
speziell für das FBI „HRT“ (Hostage Rescue 
Team – Geiselbefreiungsgruppe).

Benchmark des FBI-Konzeptes für 
Wirtschaftsverhandlungen
Nutzen Sie – insbesondere bei einem hohen 
Krisenpotenzial – Anleihen aus dem FBI-
Konzept. Dafür bieten sich zwei Varianten an:

Spielvariante 1
Senden Sie mit Ihrem Verhandlungsführer 
einen Ghost mit in die Verhandlung, der sich 
mit flankierenden Fragen vortastet und Infor-
mationen einholt. Klären Sie unbedingt vorab 

die Rollen und das Mandat. Der wirkliche 
Entscheider bleibt im Hintergrund, indem er 
sich nicht aktiv ins Gespräch einbringt oder 
gänzlich abwesend ist. Der Ghost wird Spiel-
räume und Grenzen der Gegenseite abtasten 
und dem Entscheider wertvolle Informationen 
liefern. Dieser kann – ohne emotionale Betrof-
fenheit – entscheiden und die nächsten 
Schritte sorgfältig planen.

Alle Teammitglieder müssen über die minima-
len und maximalen Ziele, die Strategie und die 
taktischen Schritte Bescheid wissen. Vor allem 
muss die Verantwortung klar abgrenzt werden:

Was darf verhandelt werden und was nicht? 
Was darf zugesagt werden und was nicht? 
Was darf abgelehnt werden und was nicht? 
Übrigens bereiten sich laut einer aktuellen 
Studie 54 % der Führungskräfte auf eine ein-
stündige Verhandlung höchstens eine halbe 
Stunde vor. Und gerade mal 16 % der Zeit widmen 
sie der Analyse des Verhandlungspartners.

Spielvariante 2
Sollten aufbauorganisatorische Arbeitsteilungen 
nicht oder nicht spontan möglich sein, greifen 
Sie unter dem Gebrauch von Legenden auf 
ablauforganisatorische Arbeitsteilungen zurück.

Ablauforganisation nach dem FBI-Konzept: Seien Sie sich bewusst, dass Sie in einer Verhand-
lung alle Rollen „spielen“. Unterbrechen Sie die Verhandlung immer dann, wenn Sie eine an-
dere Teamrolle benötigen. Fordern Sie Pausen ein, vertagen Sie sich, weisen Sie auf Ihr 
begrenztes Mandat hin, um Zeit zu gewinnen – aber entscheiden Sie nichts, bevor Sie Ihre 
„hijacked amygdala“ reguliert, Ihr inneres Analyseteam befragt oder Ihr taktisches Team vor-
bereitet haben.

Ablauforganisation „FBI-Konzept“

Intelligence  
team Ghost Verhandlungs-

führer
Entscheidungs- 

träger
Taktisches  

Team

Der innere „Ghost“ kann Sie nur erfolgreich unterstützen, wenn Sie erkennen, wann ihre 
Amygdala „gehijacked“ wird – und wie Sie damit umgehen: Wann werde ich laut? Was bringt 
mich in die innere Blockade? Was erlebe ich als bedrohlich?

Verhandlungs-
partnerICH
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Liegt eine Betriebsaufspaltung vor, 
ist die Vermietung allerdings als  

Gewerbebetrieb zu betrachten. 

Durch die Nutzungsüberlassung wird eine „sachliche 
Verflechtung“ begründet. Grundstücke, wie Büro- und 
Verwaltungsgebäude oder Fabrikationsgrundstücke 
stellen regelmäßig wesentliche Betriebsgrundlagen 
dar, die eine sachliche Verflechtung begründen. Die 
Beherrschung des Besitzunternehmens und des Be-
triebsunternehmens durch die gleichen Personen gilt 
als „personelle Verflechtung“.

�� 2. Folgen einer Betriebsaufspaltung
Die bloße Vermietung von Betriebsgrundlagen stellt 
grundsätzlich Vermögensverwaltung dar und führt nicht 
zu Einkünften aus Gewerbebetrieb. 

Neben dem Grundstück zählen zu dem fiktiven Betriebs-
vermögen des Besitzunternehmens auch die Anteile an 
dem Betriebsunternehmen (häufig eine GmbH).

Die Einnahmen aus der Vermietung und etwaige Ge-
winnausschüttungen aus dem Betriebsunternehmen 
sind als Einnahmen aus Gewerbebetrieb zu erfassen. 
Handelt es sich um Gewinnausschüttungen einer GmbH, 
unterliegen diese nicht der Abgeltungsteuer, sondern 
dem Teileinkünfteverfahren. Die Gewinnausschüttungen 
sind demnach zu 40 % steuerfrei. Die laufenden Ein-
künfte im Rahmen der Betriebsaufspaltung unterliegen 
zudem der Gewerbesteuer. 

�� 3. Berücksichtigung einer Betriebsaufspaltung 
bei der Unternehmensnachfolge

Bei der Planung der Unternehmensnachfolge ist neben 
der Erbschaftsteuer auch die Einkommensteuer im Blick 
zu behalten. Während bei der Erbschaftsteuer zahlrei-
che Begünstigungen für die Übertragung von betrieb-
lichem Vermögen und Freibeträge für Ehegatten und 
Kinder greifen, gibt es Begünstigungen in diesem 
Umfang bei der Einkommensteuer nicht. Wird die Be-
triebsaufspaltung bei der Unternehmensnachfolge nicht 
bedacht, kann es zu einem ungewollten Ende der Be-
triebsaufspaltung kommen.

Für viele mittelständische Unternehmer stellt sich 
die Frage, wie und ob betrieblich benötigtes Ver-
mögen gesichert werden kann, wenn das Unterneh-
men einmal in Schieflage gerät. Eine beliebte 
Gestaltung ist es, wertvolle Betriebsgrundlagen, 
z. B. Grundstücke, nicht in die operativ tätige Ge-
sellschaft einzubringen. Diese Betriebsgrundlagen 
werden lediglich an das Unternehmen vermietet, 
um nicht für betriebliche Schulden zu haften.

Durch diese Konstruktion kann steuerlich eine sog. 
Betriebsaufspaltung entstehen. Doch was ist überhaupt 
eine Betriebsaufspaltung? Welche Folgen hat sie für 
die laufende Besteuerung? Wann und mit welchen 
Folgen endet eine Betriebsaufspaltung und was ist bei 
der Unternehmensnachfolge zu beachten? 

�� 1. Entstehung einer Betriebsaufspaltung
Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn eine oder 
mehrere Personen zusammen eine wesentliche Be-
triebsgrundlage an eine gewerblich tätige Personen- oder 
Kapitalgesellschaft (Betriebsunternehmen) vermieten 
oder verpachten und diese Personen bei der wesent-
lichen Betriebsgrundlage (Besitzunternehmen) und in 
dem Betriebsunternehmen ihren Willen durchsetzen 
können und damit beide Unternehmen beherrschen.

Heute an die Zukunft denken
Vermögen in der Familie sichern – Gefahren einer Betriebsaufspaltung!

Beispiel einer Betriebsaufspaltung

Eigentümer >50 % der  

Gesellschafteranteile

Personelle Verflechtung

Mietzahlung

Vermietung

Sachliche Verpflechtung

Betriebsunternehmen  
(GmbH)

Besitzunternehmen
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Ursachen für das Ende  
der Betriebsaufspaltung
Ursachen für das Ende der Betriebsaufspaltung 
können der Wegfall der personellen oder der 
sachlichen Verflechtung sein.

Die personelle Verflechtung entfällt bspw. 
beim Verkauf oder der Schenkung der Antei-
le an dem Betriebsunternehmen oder der 
wesentlichen Betriebsgrundlage (Besitzun-
ternehmen), durch Erbfall, wenn verschie- 
dene Personen Besitzunternehmen und Be-
triebsunternehmen erben. Gleiches gilt bei 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen der Betriebsgesellschaft. Die sach-
liche Verflechtung kann beispielsweise durch 
Beendigung des Miet- bzw. Pachtverhältnis-
ses entfallen oder dadurch, dass die vermie-
tete Betriebsgrundlage im Laufe der Zeit für 
das Betriebsunternehmen wertlos wird, weil 
das Betriebsunternehmen selbst Neuinvesti-
tionen durchgeführt hat. 

Unerwünschte Folge:  
Besteuerung eines Aufgabegewinns
Der Wegfall der Betriebsaufspaltung löst eine 
Betriebsaufgabe des Besitzunternehmens aus. 
Es ist ein Aufgabegewinn zu versteuern. Sämt-
liche stille Reserven sind aufzudecken.

Damit werden nicht nur die stillen Reserven 
der betroffenen wesentlichen Betriebsgrund-
lage, sondern auch die in den Anteilen an der 
Betriebsgesellschaft enthaltenen stillen Reser-
ven besteuert. Dies führt regelmäßig zu erheb-
lichen Einkommensteuerbelastungen auf einen 
Aufgabegewinn, dem keine liquiden Mittel 
gegenüberstehen. Ein etwaiger Freibetrag für 
Steuerpflichtige, die das 55. Lebensjahr voll-
endet haben oder die ermäßigte Besteuerung 
als außerordentliche Einkünfte im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes fallen dabei regel-
mäßig nicht ins Gewicht. Gewerbesteuer fällt 
jedoch nicht an.

Vermeidung der Besteuerung  
eines Aufgabegewinns
Das Ende einer bestehenden Betriebsauf-
spaltung bzw. die Besteuerung eines Aufga-
begewinns kann bei der Planung der Unter- 
nehmensnachfolge durchaus vermieden 
werden. 

Die wesentliche Betriebsgrundlage und das 
Betriebsunternehmen sollten an dieselbe 
Person bzw. Personen mit gleichen Stimm- 
und Geschäftsführungsbefugnissen übertra-
gen werden. Diese Übertragung muss auch 
zum gleichen Zeitpunkt erfolgen. Eine Über-
tragung zunächst nur der Anteile am Betriebs-
unternehmen, während die wesentliche 
Betriebsgrundlage zur Altersvorsorge noch 
zurückbehalten werden soll, führt zum Ent-
fallen der personellen Verflechtung und 
damit zur Betriebsaufgabe. An andere in 
Betracht kommende Erben, die dadurch 
ausgeschlossen werden, sind gegebenenfalls 
Ausgleichszahlungen zu zahlen. 

Unter Umständen kommt auch eine steuer-
neutrale Einlage der vermieteten wesentlichen 
Betriebsgrundlage in das Betriebsunterneh-
men in Betracht. Allerdings würde damit das 
ursprüngliche Ziel – die Verkleinerung der 
Haftungsmasse des Betriebsunternehmens 
– entfallen.

fazit
Bei der Planung der Unternehmensnach-
folge sollten stets auch die ertragsteuer-
lichen Konsequenzen bedacht werden. 
Übereilte Entscheidungen können hohe 
Steuerbelastungen auslösen, ohne dass 
tatsächlich liquide Mittel zur Verfügung 
stehen.

Dipl.-Finanzwirtin (FH) Anika Hertel 
Rechtsanwältin, Steuerberaterin
Karin Kutz 
Steuerberaterin 
Fachberaterin für Internationales Steuerrecht
Dr. iur. Joachim Gulich, LL.M. 
Rechtsanwalt und Notar  
Fachanwalt für Steuerrecht
Dr. Steffen Helbing, LL.M., mba 
Rechtsanwalt und Notar  
Fachanwalt für Steuerrecht
Andreas Janßen, LL.M. 
Rechtsanwalt und Notar  
Fachanwalt für Erbrecht

Appelhagen Rechtsanwälte  
Steuerberater PartGmbB, Braunschweig
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Tausende erfolgreiche Unternehmer in Niedersachsen stehen jedes Jahr vor der glei-
chen Frage: Was wird aus meinem Unternehmen, wenn ich in den Ruhestand gehe? 
Heutzutage übergeben die meisten ihren Betrieb nicht mehr an den eigenen Nach-
wuchs – häufig treten erfahrene Mitarbeiter oder ehemalige Wettbewerber die Nach-
folge an. Sie müssen zum Unternehmen passen, damit die Erfolgsgeschichte der Firma 
weitergehen kann.

Unternehmensnachfolge  
passgenau gestalten

Rainer Breselge
Geschäftsführer Niedersächsische Bürgschaftsbank (NBB) GmbH und
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen (MBG) mbH, Hannover

Quelle: DIHK-Report Unternehmensnachfolge 2008 bis 2016

Senior-Unternehmer finden keinen passenden Nachfolger
50 %
45 %
40 %
35 %
30 %
25 %
20 %
15 %
10 %

5 %
0 %

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

35 % 37 % 37 % 39 % 39 % 40 % 41 % 43 % 45 %

Senior-Unternehmer haben der alljährlichen DIHK-
Studie zufolge Jahr für Jahr mehr Schwierigkeiten, einen 
geeigneten Nachfolger zu finden. Seit 2008 ist ihr 
Anteil von 35% auf nunmehr 45% gestiegen.

Diese „Nachfolgelücke“ wird vermutlich noch größer 
werden. Ein Grund dafür ist der demografische Wan-
del. Dazu sind immer weniger junge Menschen bereit, 
die Herausforderungen und Risiken einer Übernahme 
einzugehen. Schließlich spielen die hohen Finanzie-
rungshürden eine große Rolle. 45 % aller übernah-
meinteressierten Unternehmer berichten hier von 
Schwierigkeiten.

Checkliste  
Unternehmensnachfolge
 �Frühzeitig anfangen!
 �Informationen bei Banken  
und Kammern anfragen!
 �Neutrale Berater in die  
Preisfindung einbinden!
 �Kollegen und Mitarbeiter ins 
Boot holen: auf Verunsicherun-
gen eingehen!
 �Wichtige Kunden und  
Lieferanten informieren!

Wie sich Erfolgsgeschichten fortsetzen…
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rungsrelevanten Punkte. Ob Verkäuferdar-
lehen, Übergangsregelungen, Kaufpreise und 
Mieten für Objekte und Gegenstände oder 
Abschläge bei Kunden- und Mandantenver-
lusten – für jeden Kunden gibt es eine be-
darfsgerechte Lösung.

NBB und MBG arbeiten eng mit den Haus-
banken zusammen. Das ist vorteilhaft für 
alle Beteiligten: Die Hausbank verteilt das 
Risiko eines Kreditausfalls auf mehrere 
Schultern, indem die NBB einen Anteil über-
nimmt. Die Bürgschaftshöhe kann bis zu 1,25 
Mio. Euro betragen. Kredite werden mit einer 
bis zu 80-prozentigen Ausfallbürgschaft 
werthaltig besichert. Dadurch verbessern sich 
die Konditionen für den Kreditnehmer. Wei-
terhin kann eine stille Beteiligung der MBG 
sein Eigenkapital um bis zu 2,5 Mio. Euro 
stärken. Der Mindestbetrag liegt bei 50 000 
Euro. Mit einer Laufzeit von fünf bis zehn 
Jahren ermöglicht das Investitionen und 
unternehmerische Innovationen. Sie profitie-
ren zusätzlich vom Know-how der MBG und 
ihrer Erfahrung in der Gestaltung von Finan-
zierungen. Ein starkes Netzwerk verschafft 
Unternehmensnachfolgen die besten Chan-
cen. Wir begleiten Sie gern auf dem Weg zu 
Ihrer passgenauen Nachfolgeregelung.

Rechtzeitig erfahrene Berater hinzuziehen
Die Nachfolge in einem Unternehmen zu orga-
nisieren ist für alle Beteiligten eine einzigartige 
Herausforderung. Schließlich passiert eine 
Übergabe selten öfter als einmal pro Genera-
tion. Aufgrund der Seltenheit kann intern keine 
Expertise aufgebaut werden – das notwendige 
Know-how muss also von außen kommen.

Immerhin können Senior-Unternehmer eine 
Übergabe aus Altersgründen gut vorhersehen 
und gut planen. Trotzdem suchen 80 % von 
ihnen erst weniger als zwei Jahre zuvor einen 
Berater auf. Wenn der Nachfolger das Unter-
nehmen bereits gut kennt, fällt die Einarbeitung 
leichter. Er kann dann nach und nach in die 
Unternehmerrolle hineinwachsen.

Fachliche Qualifikation ist natürlich essenziell. 
Auch muss der Nachfolger bereit sein, Verant-
wortung zu übernehmen. Er muss kreativ sein 
und seine Mitarbeiter motivieren können. Der 
Jung-Unternehmer braucht Zeit, sich im Unter-
nehmen zurechtzufinden. Kunden und Mitar-
beiter muss er erst von sich überzeugen. Oft 
ist es sinnvoll, den abgebenden Unternehmer 
einige Monate mit an Bord zu lassen. Geschäfts-
partner und Kollegen werden so schonend 
beim Übergang mitgenommen.

Rechtzeitig mit der Finanzplanung beginnen
Die Grundlage jeder wohldurchdachten Fi-
nanzierung ist ein fundierter Businessplan. 
Darin setzt sich der Nachfolger intensiv mit 
den Chancen und Risiken des Vorhabens 
auseinander. Er hilft dabei, Partner zu über-
zeugen und ermöglicht ein eigenständiges 
Controlling. Die Planung sollte auch nach der 
Übernahme ständig aktualisiert werden. 
Schließlich gilt es zu überprüfen, ob sich das 
Unternehmen plangemäß entwickelt. Zu In-
halten und Gestaltung eines Businessplans 

beraten die Gründungsexperten der Kammern 
(IHK, HWK) in Niedersachsen. Vor allem bei 
großen und komplexen Vorhaben empfiehlt 
sich die Zusammenarbeit mit einer qualifi-
zierten Beratungsgesellschaft.

Wenn der Plan steht, gilt es den Unterneh-
menswert zu ermitteln und Informationen zu 
Finanzierungsmöglichkeiten einzuholen. Hier 
helfen ebenfalls  neutrale Berater von Kammern 
und Banken. Sie kennen sich mit Firmenbe-
wertungen aus und können Branchenbeson-
derheiten einschätzen. Der Jungunternehmer 
sollte darauf achten, dass er den Firmenwert 
in maximal zwölf Jahren zurückzahlen kann.

Die richtigen Finanzierungspartner finden
Oft müssen große Summen aufgebracht werden. 
Das erfordert Sicherheiten, Fremdkapitalgeber 
fordern zudem ein angemessenes Eigenkapital. 
Auch für die künftige Stabilität des Unternehmens 
braucht es Spielraum, um auf positive wie ne-
gative Entwicklungen reagieren zu können. Die 
Niedersächsische Bürgschaftsbank (NBB) und 
die Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Niedersachsen (MBG) begleiten Jahr für Jahr rund 
100 Unternehmensnachfolgen in Niedersachsen 
– und das seit Jahrzehnten. Die NBB gleicht 
fehlende Sicherheiten aus und die MBG stellt 
zusätzliche Eigenmittel zur Verfügung. Beide 
Gesellschaften bringen Erfahrung und Weitsicht 
in jedes Projekt und fördern mit vorausschau-
ender Planung einen reibungslosen Übergang. 

Eine maßgeschneiderte Lösung für jedes 
Projekt
Die langjährige Erfahrung mit Unternehmens-
nachfolgen ermöglicht passgenaue Finan-
zierungen. Mit Sicherheiten, auf die sich 
Unternehmen und Kreditinstitute verlassen 
können. Gemeinsam beurteilen NBB und 
MBG die individuell wesentlichen, finanzie-

Niedersächsische Bürgschaftsbank (NBB) GmbH
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Niedersachsen (MBG) mbH

Hildesheimer Straße 6
30169 Hannover

Telefon 0511 33705-0 

www.nbb-hannover.de
www.mbg-hannover.de
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das Kontoführungsverhalten, die Unternehmens-
organisation und Strategie, die Nachfolgeregelung 
sowie die Qualität des Rechnungswesens und der 
Planzahlen, die Jahresabschlussqualität und das 
Informationsverhalten. 

So führt bereits allein die regelmäßige unaufgefor-
derte Einreichung eines substantiierten und kurz 
erläuterten Monatsreporting bei der Bank zu einer 
Verbesserung des Ratings. Bei Kreditbedarf ist daher 
eine offene Kommunikationsweise mit den Banken 
zu empfehlen.

Das gleiche gilt selbstverständlich genauso in der 
Kommunikation mit externen Investoren. Risikoka-
pitalgeber verlangen stets ein zeitnahes Reporting 
zur Beurteilung und Überwachung ihrer Investition. 
Monatliche ausführliche Reportings zur Mitte des 
Folgemonats sind hierbei nicht unüblich.

Neben der Funktion als wichtigstes Instrument zur 
internen Erfolgsmessung und zur Unternehmens-
steuerung bildet das betriebliche Rechnungswesen 
die zentrale Quelle der quantitativen und qualita-
tiven Faktoren eines Ratings.

Entscheidend hierbei ist die Qualität und Aktualität 
der Finanzbuchhaltung
Beide Faktoren sind kumulativ und zeitgleich zu er-
füllen, da nur eine hoch qualitative Finanzbuchhaltung 
überhaupt die Grundlage für Entscheidungen dar-
stellen kann und den Entscheidungsträgern die 
Vornahme rationaler Handlungen ermöglicht. Die 
zeitnahe Kenntnisnahme interner und externer Daten 
ermöglicht Ressourcenfehlleitungen rechtzeitig 
aufzudecken und abzustellen. In welchem Umfang 

Um eine schnelle und effiziente Bankenkommuni-
kation und/oder Investorenkommunikation sicher-
zustellen, benötigt ein Unternehmen ein stets 
aktuelles und aussagekräftiges Rechnungswesen.

Da deutsche Unternehmen ihren Kapitalbedarf 
traditionell über Banken decken, ist dieser Gruppe 
ein besonderer Stellenwert beizumessen. Bereits 
seit der Umsetzung von Basel II im Jahr 2007 und 
der Fortsetzung unter Basel III ab dem Jahr 2013 und 
der damit eingeführten risikogedeckten Eigenkapi-
talunterlegung bei der Kreditvergabe sind Banken 
stets daran interessiert, ihr Kapital Kunden mit 
guter Bonität zur Verfügung zu stellen. Zur Bemes-
sung der Bonität sind Ratings nahezu zum alleinigen 
Entscheidungsinstrument der Kreditzusage gewor-
den. Auch die andauernde Niedrigzinsphase hat zu 
keinen Änderungen bei den Kreditvergaberichtlini-
en der Banken geführt.

Das Rating teilt sich in drei zu beurteilende Bereiche 
ein. In die Bonitätsbewertung fließen sowohl quan-
titative (sog. hard facts) und qualitative Faktoren 
(sog. soft facts) als auch Branchenfaktoren ein. Ein 
positives Rating ermittelt sich aus dem Zusammen-
spiel der vorgenannten Faktoren.

Die quantitativen Merkmale umfassen im Wesent-
lichen die Eigenkapitalausstattung, die Rentabilität, 
die Liquidität sowie die Kapitaldienstfähigkeit. 
Durch eine Analyse der Kennzahlen aus der Finanz-
buchhaltung können hier etwaige Schwächen 
aufgedeckt werden und gezielt abgestellt werden. 

Ebenso bedeutsam sind allerdings auch die qua-
litativen Faktoren. Hierzu zählen insbesondere 

Die Finanzmittelbeschaffung
Im digitalen Zeitalter

Dominic Groß | Steuerberater
Dimitrios Giannakopoulos | Steuerberater 
gross + partner Steuerberater, Braunschweig

Dominic Groß
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das Rechnungswesen ausgestaltet sein 
sollte, hängt hierbei einerseits von der Größe 
des Unternehmens und andererseits von der 
Komplexität der Geschäftsfelder und Märkte 
ab, auf denen das Unternehmen tätig wird. 

Im heutigen digitalen Zeitalter liegen die 
technischen Voraussetzungen zur Umsetzung 
eines aktuellen und qualitativ hochwertigen 
Rechnungswesens bereits vor. Den Finan-
zierungspartnern ist das bekannt.

Um die notwendige Geschwindigkeit bei 
der Erstellung der Finanzbuchführung si-
cherzustellen, ist die digitale Erfassung 
rechnungswesenrelevanter Belege alterna-
tivlos geworden.

So können bereits alle für die Finanzbuch-
haltung notwendigen Wertschöpfungspro-
zesse einer Unternehmung digital abgebildet 
werden. Während Konzernunternehmen 
kostenintensive ERP-Systeme einsetzen, hat 
das digitale Zeitalter auch bezahlbare Soft-
warelösungen für kleine und mittelständische 
Unternehmen hervorgebracht.

Beispielhaft sei an dieser Stelle die Soft-
warelösung der DATEV eG, DATEV Unterneh-
men/Belege online erwähnt.

Neben den offensichtlichen Vorteilen der 
Digitalisierung der Finanzbuchhaltung, wie 
z. B. die Verringerung der Ablage- und Such-
zeiten sowie bei Umsetzung des ersetzenden 
Scannens die Einsparung von Papier und 
Lagerfläche, haben die nachfolgenden Vor-
teile zu einer geänderten Banken- und In-
vestorenkommunikation geführt.

Diese zeigen sich zum einen in den Bereichen 
zeitnahe Übermittlung der betriebswirtschaft-
lichen Auswertungen sowie in absehbarer 
Zeit die digitale Zusendung der Bilanzdaten 
an die Banken entsprechend dem Vorbild 
der E-Bilanz und zum Anderen bei der Ver-
meidung von Mehrfacharbeiten durch pro-
zessangepasstes Co-Working. Außerdem 
werden durch die Einbeziehung bereits di-
gital vorgehaltener Daten aus Vorsystemen 
des Unternehmens Fehler aus der manuellen 
Erfassung verringert und die Aussagekraft 
der Auswertungen erheblich erhöht.

Die Empfehlung kann nur lauten, auch im Hinblick auf den 
bereits begonnen Fachkräftemangel, den kaufmännischen 
Prozess vollständig zu digitalisieren, um zur Sicherstellung der 
(kostengünstigen) Liquidität um dem damit einhergehenden 
Fortbestands des Unternehmens, gegenüber den Kapitalgebern 
zeitnah aussagekräftige betriebswirtschaftliche Kennzahlen 
zu kommunizieren.

Kernaussagen
�� Das Informationsbedürfnis externer Finanzierungspartner 

(z. B. Banken, Investoren) steigt durch die Möglichkeiten der 
Digitalisierung in Bezug auf Qualität, Aktualität und Schnel-
ligkeit bei der Kommunikation.

�� Das Informationsbedürfnis kann nur noch durch den Einsatz 
technischer Lösungen sachgerecht und effizient befriedigt 
werden.

�� Für den Unternehmer selbst wird ein aktuelles und aussage-
kräftiges betriebliches Rechnungswesen ebenfalls zu einem 
bedeutsamen Instrument der Unternehmenssteuerung und 
Ressourcenleitung.

�� Zugleich ermöglicht die digitale Transformation im Rech-
nungswesen die Reduzierung des Aufwands zur Erstellung 
der Finanz- und Lohnbuchhaltung durch z. B. die Vermeidung 
von Mehrfacharbeiten.

Dimitrios Giannakopoulos
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Liquiditätsplan/Cashflow-Analyse
Der Liquiditätsplan zeigt, wie auch der Rentabilitäts-
plan, die Einnahmen und Ausgaben des Unternehmens, 
allerdings mit einem wesentlichen Unterschied. Im 
Gegensatz zur Rentabilitätsplanung wird bei der Li-
quiditätsplanung das Augenmerk auf die Fristigkeiten 
der Ein- und Auszahlungen gelegt, d.h. wann mit 
welchen Geldein- und -auszahlungen zu rechnen ist. 
Der Plan zeigt also durch Gegenüberstellung von Ein- 
und Auszahlungsströmen des Unternehmens in den 
einzelnen Perioden an, ob und inwieweit die einge-
henden Einnahmen ausreichen, um die anfallenden 
Betriebsausgaben zu bezahlen und gibt damit we-
sentliche Informationen zur Unternehmensführung 
und zu Liquiditätsunter- und -überdeckungen.

Die Aufgaben eines Unternehmers bzw. Geschäftsführers bestehen nicht allein darin, das  
Tagesgeschäft zu leiten, sondern auch die Zukunft seines Unternehmens zu planen. Zukunfts-
planung bedeutet aber nicht nur Finanz-, sondern ebenso Liquiditätsplanung. Gleichzeitig muss 
neben der allgemeinen Produkt- bzw. Auftragskalkulation auch die Finanz- und Ressourcen
planung (Mitarbeiter, Vorräte und Gerätschaften) umgesetzt werden. Die Finanz- und Liquidi-
tätsplanung sollte auf möglichst realistischen Annahmen beruhen und jeder einzelne 
Planungsschritt aufeinander aufbauen. Der Unternehmer benötigt hierfür neben einem betrieb-
lichen auch einen persönlichen Kostenplan.

Strategische Liquiditätsplanung
Notwendigkeit einer Liquiditätsplanung und Maßnahmen zur Optimierung

Dipl.-Kfm. Carsten Rullmann | Steuerberater, Fachberater für den Heilberufebereich (IFU/ISM gGmbH)
fessel & partner | Partnerschaftsgesellschaft mbB, Salzgitter-Bad

„Immer wieder führen fehlerhafte  
			   Liquiditätsplanungen  
	 zu existenziellen Schieflagen.“



19SERVICE-SEITEN Finanzen Steuern Recht | 2018

Empfehlung
Zur erfolgreichen Unternehmensführung gehört 
für den Unternehmer, dass er sich sehr aus-
führlich mit seinen unternehmerischen sowie 
privaten Liquiditätsströmen beschäftigt. Nur 
so kann frühzeitig festgestellt werden, ob und 
inwieweit über oder unter Plan gewirtschaftet 
wird, damit kontinuierlich Anpassungen im 
Unternehmens- wie im Privatbereich vorge-
nommen werden können. 

Praxis-Tipp
Investitionen für geringwertige Wirtschafts-
güter (GWG) sollten nach 2018 verlagert 
werden. Geringwertige Wirtschaftsgüter sind 
abnutzbare bewegliche Güter des Anlagen-
vermögens und müssen selbständig nutzbar 
sein. Zudem dürfen deren Anschaffungs- und 
Herstellungskosten eine bestimmte Grenze 
nicht übersteigen. Bis zum 31.12.2017 ist 
diese Grenze mit 410 Euro festgelegt. Ab 
2018 wird die Grenze für geringwertige 
Wirtschaftsgüter von 410 Euro auf 800 Euro  
angehoben. Bei Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten bis zu diesem Betrag (ohne 
Umsatzsteuer) können die Kosten sofort in 
voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt 
werden. Aufgrund der Anhebung sollten Sie 
prüfen, ob Investitionen nicht bis 2018 ver-
schoben werden können, damit eine sofor-
tige Geltendmachung erfolgen kann.
Dies bringt einen positiven Liquiditätseffekt, 
da unmittelbar Steuern gespart werden.

Grundsatz: Liquidität vor Rentabilität!
Der Liquiditätsplan unterscheidet sich primär 
durch die Zahlungsfristen von der reinen 
Rentabilitätsplanung und ist damit ein wich-
tiges Informations- und Kontrollinstrument 
für eine Vielzahl von Entscheidungen, die der 
Unternehmer immer wieder treffen muss. Die 
Unternehmensplanung ist ein unverzichtbares 
Basisinstrument einer erfolgreichen Unter-
nehmensführung, insbesondere bei der Un-
ternehmensgründung. Die Liquiditätsplanung 
gibt Auskunft darüber, ob der beantragte oder 
benötigte Kontokorrentkredit oder das Volu-
men der Unternehmensanlauffinanzierung 
ausreichend ist.

Während der Rentabilitätsplan die Frage 
beantwortet, ob ein ausreichend hoher Un-
ternehmensgewinn erwirtschaftet wird, zeigt 
der Liquiditätsplan, ob das Unternehmen 
über genügend liquide Mittel verfügt. Um die 
Zahlungsfähigkeit eines Unternehmens 
dauerhaft zu sichern, ist es erforderlich, dass 
im Liquiditätsplan detailliert die Ein- und 
Auszahlungen erfasst, kontrolliert und ana-
lysiert werden. Planabweichungen werden 
so frühzeitig festgestellt, Engpässe werden 
sichtbar und notwendige Änderungen und 
Modifikationen in der Unternehmensführung 
sowie in der privaten Lebenshaltung sind 
rechtzeitig möglich.

Unternehmensführung ist es wichtig, Cashflow-
Engpässe zu vermeiden und die Liquiditätspla-
nung als probates Frühwarnsystem einzusetzen.

Eine sorgfältige und fortlaufende Liquiditäts-
planung ist für den Unternehmer bei einer 
erfolgreichen Unternehmensführung ein ab-
solutes Muss und umfasst zumindest einen 
Zeitraum von sechs bis zwölf Monaten, der 
laufend aktualisiert werden sollte. Wichtig ist 
hierbei auch, dass in der Liquiditätsplanung 
bei Einzelunternehmen oder inhabergeführten 
Unternehmen die Kosten der privaten Lebens-
haltung mit einbezogen werden, denn der 
Unternehmer muss aus dem Gewinn seines 
Unternehmens seine private Lebenshaltung, 
seine privaten Versicherungsbeiträge, seine 
private Vorsorge, seine private Miete, die 
Ausbildung der Kinder usw. finanzieren.

Maßnahmen zur Liquiditätsoptimierung
Die Möglichkeiten zur Liquiditätsoptimierung 
sind vielfältig und auf das jeweilige Unterneh-
men abzustimmen. Eingängige und allgemein 
gültige Optimierungsmaßnahmen sind:

�� Überprüfung des Mahnwesens 
Ist ein reibungslos funktionierender  
Forderungseinzug gegeben?

�� Überprüfung der Lagerbestände 
Ist der Lagerbestand (Bestand an Vorräten) 
angemessen oder besteht die Möglichkeit 
der mittelfristigen Reduzierung der Lager-
bestände?

�� Überprüfung des Kontokorrentkredits 
Besteht die Möglichkeit der Kontokorrent-
ausweitung, um einen kurzfristigen Engpass 
zu überbrücken oder besteht alternativ/
ergänzend die Möglichkeit eines Lieferan-
tenkredits?

�� Überprüfung der liquiden Mittel 
Bestehen derzeit nicht benötigte liquide 
Mittel, können diese ertragreich zwischen- 
geparkt werden?

�� Überprüfung der Betriebskonten 
Bei einer Vielzahl von Konten kann eine 
überschüssige Liquidität nur schlecht er-
mittelt werden. Gegebenenfalls besteht 
die Möglichkeit der Kontenreduzierung.

Der Liquiditätsplan sollte aber nicht nur bei Unternehmensgründung sehr detailliert 
und ausführlich erstellt werden, sondern die Frage der Geldverwendung ist laufend 
zu überwachen und zu kontrollieren. Liquiditätsengpässe sind grundsätzlich ver-
meidbar, wenn frühzeitig eine Planung erfolgt, die zeigt, was zu tun ist, wenn sich 
die Einnahmen rückläufig entwickeln, die Kosten sich erhöhen oder Ersatzinvesti-
tionen erforderlich sind. Immer wieder führen fehlerhafte Liquiditätsplanungen zu 
existenziellen Schieflagen. Für eine erfolgreiche
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Interessenlage der Beteiligten
Während der potenzielle Käufer ein 
essenzielles Interesse an allen wesentlichen 
Informationen hat, befürchtet der Verkäufer, 
dass die Offenlegung negativer Sachverhalte 
zu Forderungen zur Reduzierung des Kaufprei-
ses und zur Abgabe umfassender Garantien 
führen kann. Andererseits führt die Offenlegung 
von Sachverhalten bzw. Risiken dazu, dass der 
Käufer sich später kaum auf arglistige Täuschung 
berufen kann bzw. im Unternehmenskaufver-
trag meist dazu geregelt wird, dass eine Haftung 
ausscheidet, soweit dem Käufer Mängel bei 
Vertragsabschluss bekannt waren.

Die Due Diligence bietet die Möglichkeit, die 
eigenen Haftungsrisiken für die Führungsebe-
ne des Käufers zu minimieren. Denn die Due 
Diligence ist Grundlage für die Entscheidung 
über das „Ob“ und „Wie“ – Kaufpreishöhe, 
Garantiekatalog, Freistellungsvereinbarungen, 
steuergünstige Strukturierungen – des geplan-
ten Unternehmenskaufs. Soweit eine ange-
messene Überprüfung Grundlage der eigenen 
Entscheidungsfindung war oder ein Due Diligence 
Bericht gar den Aufsichtsorganen des Käufers 
bekannt war, erschwert dies nachträgliche 
Vorwürfe an das Management des Käufers.

Bei fremdkapitalfinanzierten Transaktionen 
sind die Ergebnisse der Due Diligence auch 
für beteiligte Banken Bestandteil bei ihrer 
Entscheidungsfindung.

Gelegentlich führen Verkäufer auch selbst 
eine Due Diligence durch, etwa wenn ein Un-
ternehmen im Wege des Bieterverfahrens (d. h. 
unter gleichzeitiger Berücksichtigung mehrerer 

es sich um ein lebendiges Gebilde, das man im 
Fall der Feststellung von Mängeln nach mehre-
ren Monaten nicht einfach im Ursprungszustand 
zurückgeben kann. Vor allem aus Sicht des 
Verkäufers muss die Möglichkeit einer Rückab-
wicklung und Rückgabe des Kaufobjekts im 
Unternehmenskaufvertrag daher unbedingt 
ausgeschlossen werden.

Die Entscheidung über den Umfang der Ein-
sichtnahme als Käufer und der Offenlegung 
als Verkäufer sollten jeder Unternehmer und 
sonstige Beteiligte bewusst treffen. Entweder 
aufgrund eigener umfangreicher Erfahrung mit 
Unternehmenskäufen oder durch frühzeitige 
Hinzuziehung erfahrener Berater.

Der Abschluss einer Vertraulichkeitsvereinbarung 
(Non-Disclosure-Agreement – NDA) sollte vor 
der Offenbarung von Unternehmensinterna 
durch eine Due Diligence selbstverständlich 
sein. Häufig erfolgt dies in einem Letter of Intent 
(LoI), in dem Verkäufer und potenzieller Käufer 
frühzeitig ihre bisherigen Verhandlungspositi-
onen bzw. -ergebnisse und den geplanten 
weiteren Verhandlungsverlauf in unverbindlichen 
Absichtserklärungen festhalten. Soweit darin 
schon wesentliche Inhalte des geplanten Deals 
festgelegt werden, können ggfs. gewisse „Deal-
Breaker“ identifiziert werden – und die Offen-
legung wichtiger Unternehmensinterna an 
potenzielle Käufer, die häufig genug die wich-
tigsten Wettbewerber sind, verhindert werden.

Erfolgt der Erwerb ohne Due Diligence, spiegelt 
sich das damit übernommene Risiko häufig in 
einem niedrigeren Kaufpreis oder weiterge-
henden Garantien wider.

„Bayer’s Diligence Failure In Merck Deal 
Haunts Its Monsanto Purchase“ titelt das 
Wall Street Journal am 21.09.2016 – nur eine 
von vielen Schlagzeilen zur Haftung von 
Aufsichtsräten, Geschäftsführern und Vor-
ständen, die sich plötzlich Schadensersatz-
ansprüchen ihrer Gesellschafter ausgesetzt 
sehen, da sie im Vorfeld oder im Zuge eines 
Transaktionsprozesses keine „erforderliche 
Sorgfalt“ bei der Untersuchung des Zielob-
jektes an den Tag gelegt haben.

Die Due Diligence, jene „erforderliche Sorgfalt“, 
ist heute ein unverzichtbarer Bestandteil beim 
Unternehmenskauf. Sie meint die genaue 
Untersuchung des Kaufobjekts im Vorfeld oder 
im Zuge einer Transaktion, wozu der Käufer im 
angelsächsischen Raum sogar grundsätzlich 
verpflichtet ist (caveat emptor). Aus guten 
Gründen hat sich die Due-Diligence-Prüfung, 
oft verkürzt „Due Diligence“ oder „DD“ genannt, 
inzwischen auch bei uns etabliert.

Hintergründe
Jedem Kauf geht irgendeine mehr oder weniger 
oberflächliche Prüfung des Kaufobjekts voraus. 
Dies gilt auch für den Unternehmenskauf, wobei 
in der Praxis eine sehr große Bandbreite bezüg-
lich Aufwand und Gründlichkeit anzutreffen ist 
– Sie reicht von der einfachen Anteilsübertragung 
an Mitgesellschafter oder Familienmitglieder, 
die mit dem zu verkaufenden Unternehmen 
(vermeintlich) bestens vertraut sind, bis zur 
umfassenden wochenlangen Due Diligence 
durch externe Wirtschaftsprüfer, Unternehmens- 
und Rechtsberater bei komplexen internatio-
nalen Transaktionen mit zahlreichen Beteiligten. 
Bei einem Unternehmen als Kaufobjekt handelt 

Dealbreaker identifizieren, Haftungsrisiken 
verringern Chancen und Risiken der Due Dilligence-Prüfung beim Unternehmenskauf

Julia Blaue | Rechtsanwältin
Dipl.-Volksw. Joachim Rudo | Rechtsanwalt  
Fachanwalt für gewerblichen Rechtsschutz  
Fachanwalt für Urheber- und Medienrecht
Dr. iur. Nikolas von Wrangell | Rechtsanwalt  
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht

Brinkmann.Weinkauf Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, Hannover
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Kaufinteressenten) veräußert werden soll, und 
zwar vor Beginn der eigentlichen Verkaufsge-
spräche („Vendor Due Diligence“). Hierbei hat 
der Verkäufer die Möglichkeit, eigene „Schwach-
stellen“ seines Unternehmens zu erkennen 
und vor der Veräußerung zu beseitigen. Zum 
anderen werden die Vendor Due Diligence-
Berichte meist auch den Kaufinteressenten zur 
Verfügung gestellt, womit alle Bieter den 
gleichen Informationsstand haben.

Ablauf der Due Diligence
Welche Bereiche der Zielgesellschaft könnten 
mit wesentlichen Risiken belastet sein? Zur 

Beantwortung dieser Frage wird an den Ver-
käufer seitens des Interessenten eine Doku-
mentenliste gereicht. Eine Due Diligence bezieht 
sich dabei i. d. R. auf verschiedene Teilbereiche, 
von denen vor allem die Financial Due Diligence, 
die Market bzw. Commercial Due Diligence 
(Marktanalyse, Analyse des Geschäftsmodells), 
die Legal Due Diligence und die Tax Due Dili-
gence von hoher Bedeutung sind.

Statt dem Käufer seine sensiblen Geschäfts-
unterlagen zu schicken, richtet der Verkäufer 
meist einen sog. Datenraum für die bereitzu-
stellenden Informationen ein. Dieser kann 
aus Aktenordnern und Papieren oder aber 
– so der heute häufigere Fall – als elektroni-
scher Datenraum bestehen. Der elektronische 
Datenraum beschränkt den Zugang bzw. 
Zugriff auf bestimmte Personen und bietet 
die Möglichkeit, genau nachweisen zu können, 
welche Personen wann welche Dokumente 
geöffnet und gesehen haben. Dies kann be-
deutsam sein, wenn der Käufer später Garan-
tieansprüche geltend machen will und es 
darum geht, ob dem Käufer die zugrundelie-
genden Umstände bei Vertragsabschluss 
bereits bekannt waren.

Legal Due Diligence 
Bei der Legal Due Diligence werden bestehende Verträge und Rechtsstreitigkeiten analysiert 
und rechtliche Risiken aufgedeckt. U. a. geht es um folgende Fragen:

�� Welche Kunden- und Lieferantenverträge sollen übernommen werden, welche ggfs. vor oder im Zuge 
der Transaktion beendet oder angepasst werden?

�� Welche Laufzeiten und Risiken enthalten die Miet- und Pachtverträge? Sind diese übertragbar oder 
besteht ein Untermietrecht? Schließt eine Change-of-Control-Klausel die Fortsetzung des Mietvertrags 
nach einem Unternehmenskauf angesichts des nun neuen Anteilseigners aus?

�� Welche Unternehmensteile werden übernommen, welche Arbeitsverhältnisse gehen dadurch gemäß 
§ 613a BGB auf den Erwerber über, welche verbleiben beim Veräußerer? Können Umstrukturierungen 
im Zusammenhang mit dem Unternehmenskauf zu Änderungen beim Mitarbeiterstamm führen? 
Welche tarifvertraglichen Regelungen gelten nach dem Unternehmenskauf?

�� Welche Patente, Marken und urheberrechtlichen Nutzungsrechte sind vorhanden, was kann und soll 
davon übernommen werden, wo müssen Lizenzverträge angepasst oder neu abgeschlossen werden?

Nach der Einsichtnahme folgt das Auswerten 
der zur Verfügung gestellten Dokumente durch 
den Interessenten bzw. seine Berater, oft 
begleitet durch das sog. Management-Inter-
view, in welchem bestimmte Fragen persön-
lich gestellt werden können (sog. Q&A-Prozess).

Daraus entsteht dann meist ein Due Diligence-
Bericht der Berater des Interessenten, dessen 
Erkenntnisse zusammen mit weiteren sog. 
„Findings“ in die Vertragsverhandllungen 
einfließen.

Fazit
Der erforderliche Umfang einer Due Diligence 
und die Notwendigkeit, frühzeitig externen 
Expertenrat einzuholen, steigen mit der Kom-
plexität der Transaktion und deren erwarteten 
Risiken. Dies gilt letztlich sowohl für die Ver-
käufer- als auch für die Käuferseite und das 
jeweilige Management. Geschäftsführer dürfen 
durchaus kalkulierte Risiken eingehen, wobei 
hier die Betonung aber auf kalkuliert liegt. 
Fehlende Informationen können aus Verkäu-
fersicht zu einem „Unsicherheitsabschlag“ 
beim Kaufpreis führen oder sogar die Trans-
aktion insgesamt gefährden.

Kommt es zur geplanten Transaktion, dann 
führt eine sorgfältige Due Diligence letztlich 
auch dazu, dass der Käufer das Zielunterneh-
men früher besser kennenlernt und es dann 
auch besser integrieren und fortführen kann 
– zum Vorteil nicht nur der Vertragsparteien 
Verkäufer und Käufer, sondern auch der Ziel-
gesellschaft und ihrer Mitarbeiter.
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Nicht nur Existenzgründer, auch kleine und junge Un-
ternehmen bekommen nur schwer Zugang zu Fremd-
mitteln, weil sie wenig Eigenkapital haben. So können 
gute Ideen an mangelnder Finanzierung scheitern. An 
dieser Stelle setzt der Mikromezzaninfonds an, den das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie mit 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds und des ERP-
Sondervermögens auflegt.

Kleine Beteiligungen aus diesem Fonds von 10 000 bis 
50 000 Euro und einer Laufzeit von maximal zehn 
Jahren verbessern die Eigenkapitalquote und steigern 
Bonität und Rating. So kommen hoffnungsvolle Kleinst-
unternehmer und Existenzgründer leichter und zu 
besseren Konditionen an Darlehen.

Eine eigene Existenz aufzubauen, erfordert eine Menge Mut und persönlichen Einsatz. 
Angehende Unternehmer brauchen eine zündende Idee und müssen ihr Metier verstehen. 
Sie müssen den Markt kennen und brauchen betriebswirtschaftliche Grundlagen. Nicht 
zuletzt benötigen sie Startkapital.

Der Fonds zielt besonders auf Existenzgründungen 
aus der Arbeitslosigkeit, von Unternehmerinnen sowie 
Gründerinnen und Gründern mit Migrationshintergrund 
– ist aber nicht auf diese beschränkt. Neben Kleinst-
unternehmen öffnet er besonders gewerblich orien-
tierten Sozialunternehmen und umweltorientierten 
Unternehmen Freiräume für Innovation und Wachstum. 
Auch ausbildende Unternehmen oder Projekte, die 
Arbeitsplätze schaffen, können davon profitieren.

Der Mikromezzaninfonds wurde erstmals 2013 aufge-
legt. Wegen seines bundesweiten Erfolges ist er bereits 
mehrfach aufgestockt worden. Auch in Niedersachsen 
kommt die Mikro-Beteiligung für Existenzgründungen 
gut an: Weit über 100 Unternehmen konnten hierzu-
lande bereits durch eine stille Kleinstbeteiligung ihre 
Eigenkapitalbasis verbessern.

Konditionen

Auf einen Blick
Mezzaninkapital ist eine Mischform zwischen Eigen- und Fremdkapital 
und stärkt die Eigenkapitalbasis. Durch das zugeführte Kapital wird das 
Rating verbessert und neuer Kreditspielraum geschaffen.

Nicht gefördert werden
�� Unternehmen in Schwierigkeiten
�� Ablösung bestehender Finanzierungen oder Nachfinanzierungen
�� Unternehmenssanierungen

Beteiligungsbetrag
�� 10 000 bis 50 000 Euro
�� Die anfängliche Förderung von Unternehmen in der  

Existenzgründungsphase beträgt 35 000 Euro.

Laufzeit Maximal zehn Jahre. Die Tilgung erfolgt ab dem siebten Jahr.

Konditionen
�� einmalig Bearbeitungsentgelt 3,5 % aus dem Beteiligungsbetrag
�� Festentgelt 8 % p.a. aus dem Beteiligungsbetrag 
�� max. 1,5 % p. a. gewinnabhängige Vergütung

Ansprechpartner
Mittelständische 
Beteiligungsgesellschaft 
Niedersachsen (MBG) mbH
Friedhelm Senne 
(Beteiligungsmanager)
Hildesheimer Straße 6 
30169 Hannover
0511 33705-45
www.mbg-hannover.de

Eine kleine Beteiligung…
… für den ersten großen Schritt 

Detlef Siewert 
Geschäftsführer Niedersächsische Bürgschaftsbank (NBB) GmbH und
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen (MBG) mbH, Hannover
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Geschäftsführer haben 
in der Krise laufend zu überprüfen, 

ob Insolvenzgründe vorliegen.

das Unternehmen wieder frei atmen lassen und vorü-
bergehend die Lohnzahlungen sicherstellen.

Um Haftungsrisiken erkennen und vermeiden sowie 
Chancen zur Sanierung rechtzeitig nutzen zu können, lohnt 
sich ein Blick auf die Pflicht zur Insolvenzantragstellung. 

Wann liegt ein Insolvenzgrund vor?
Geschäftsführer haben in der Krise laufend zu überprü-
fen, ob Insolvenzgründe vorliegen. Zum Insolvenzantrag 
verpflichtende Insolvenzgründe sind Zahlungsunfähigkeit 
gemäß § 17 InsO und Überschuldung gemäß § 19 InsO. 

Nach § 17 Abs. 2 InsO ist ein Unternehmen zahlungs-
unfähig, wenn es nicht in der Lage ist, seine fälligen 
Zahlungspflichten zu erfüllen. Die Prüfung der Zah-
lungsunfähigkeit erfolgt zweistufig:

In der ersten Stufe wird ein insolvenzrechtlicher Finanz-
status aufgestellt, der die verfügbaren liquiden Mittel 
den fälligen Verbindlichkeiten gegenüberstellt. Können 
die fälligen Verbindlichkeiten mit den liquiden Mitteln 
erfüllt werden, liegt keine Zahlungsunfähigkeit vor. 
Reichen die liquiden Mittel nicht aus, um die fälligen 
Verbindlichkeiten zu decken, ist die zweite Stufe der 
Prüfung notwendig: 

In dieser zweiten Stufe wird ein Finanzplan aufgestellt, 
der die Zahlungsmittelzuflüsse der kommenden Wochen 
und die Abflüsse erfasst. Ergibt der Finanzplan, dass 
die Liquiditätslücke innerhalb von drei Wochen besei-
tigt ist, liegt keine Zahlungsunfähigkeit vor. Ist die Lücke 
auch nach drei Wochen vorhanden und beträgt sie 
mehr als 10 % der fälligen Gesamtverbindlichkeiten 
liegt i. d. R. Zahlungsunfähigkeit vor. Auch bei einer 
Liquiditätslücke die kleiner als 10 % ist, kann Zahlungs-
unfähigkeit vorliegen, wenn nicht davon auszugehen 
ist, dass die Lücke dauerhaft geschlossen werden kann. 

Es gibt viele Gründe dafür, dass ein Unternehmen 
in eine wirtschaftliche Krise geraten kann. Diese 
müssen nicht immer im Unternehmen selbst liegen. 
Die Ursachen finden sich oft auch in Kundenbezie-
hungen, dem Marktumfeld oder externen Faktoren 
wie der Entwicklung von Rohstoffpreisen. Auch 
wenn das Unternehmen hierfür nicht verantwortlich 
ist, hat sich die Geschäftsführung in der Krise den-
noch an ihre gesetzlichen Pflichten zu halten. Diese 
Belastung kann neben dem täglichen Geschäft und 
der Suche nach Wegen aus der Krise schnell dazu 
führen, dass bei Nichtbeachtung eine persönliche 
oder gar strafrechtliche Haftung droht. 

Geschäftsführer befinden sich in der Krise typischer-
weise in folgenden Spannungsfeldern:

�� Die Insolvenzordnung (InsO) verlangt, dass die Ge-
schäftsführer umgehend einen Insolvenzantrag 
stellen, wenn die Insolvenzgründe Zahlungsunfähig-
keit oder Überschuldung vorliegen.

�� Die Gesellschafter erwarten den wirtschaftlichen 
Erhalt ihrer Geschäftsanteile.

�� Die Gläubiger fordern den zeitnahen Ausgleich 
sämtlicher offener Verbindlichkeiten.

�� Die Arbeitnehmer hoffen auf den Erhalt ihrer Arbeits-
plätze.

�� Investoren wollen das Unternehmen möglichst 
günstig erwerben, falls sie „frische“ Mittel zur Verfü-
gung stellen. 

Soweit ein Insolvenzantrag sich nicht unter Beachtung 
der gesetzlichen Pflichten vermeiden lässt, kann dieser, 
wenn der Geschäftsführer ihn rechtzeitig stellt, ebenfalls 
zur Vermeidung der Haftung führen und daneben auch 
neue strategische Möglichkeiten eröffnen, um aus dem 
oben beschriebenen Spannungsfeld zu gelangen. In 
einem Insolvenzverfahren hat die Geschäftsführung 
gerade nicht mehr die Interessen der Gesellschafter, 
sondern lediglich die der Gläubiger zu vertreten.  
Darüber hinaus greifen unter dem Schutzschild des 
Insolvenzverfahrens Mechanismen wie der Vollstre-
ckungsschutz oder der Anspruch auf Insolvenzgeld, die 

Haftungsrisiken in der Unternehmenskrise
Haftung vermeiden und Sanierung ermöglichen

Silvio Höfer | Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht
Florian Harig | Rechtsanwalt 
anchor Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft mbB, Hannover
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Die Geschäftsleitung sieht sich  
bei Insolvenzgründen regelmäSSig  
einer Vielzahl möglicher Haftungen 

ausgesetzt.

Der stichtagsbezogene Finanzstatus und die Erstellung 
eines insolvenzrechtlichen Finanzplans sind nicht mit 
einer normalen Unternehmensplanung gleichzusetzten 
und erfordern eine genaue Prüfung. Mit Bordmitteln ist 
die Planung bei größeren Unternehmen kaum in der 
notwendigen Geschwindigkeit umzusetzen.

Der zweite zum Insolvenzantrag verpflichtende Insol-
venzgrund ist die Überschuldung nach § 19 InsO. 
Überschuldung liegt nach § 19 Abs. 2 S. 1 InsO vor, wenn 
das Vermögen des Unternehmens die bestehenden 
Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei denn, die 
Fortführung des Unternehmens ist nach den Umständen 
überwiegend wahrscheinlich.

Der insolvenzrechtliche Überschuldungsbegriff weicht 
vom handelsrechtlichen Überschuldungsbegriff ab. 
Zunächst wird die überwiegende Wahrscheinlichkeit 
der Fortführung des Unternehmens, die sog. Fortbeste-
hensprognose geprüft. Diese ist gegeben, wenn das 
Unternehmen für das laufende und das folgende Ge-
schäftsjahr, mindestens jedoch für 18 Monate, durch-
finanziert ist, ohne dass die künftige Zahlungsfähigkeit 
in Frage steht. Ist eine positive Fortbestehensprognose 
gegeben – für deren Vorliegen der Geschäftsführer 
später beweispflichtig sein kann –, liegt keine insol-
venzrechtlich erhebliche Überschuldung vor. 

Fehlt eine positive Fortbestehensprognose, ist ein in-
solvenzrechtlicher Überschuldungsstatus zu erstellen. 
Darin ist das Vermögen des Unternehmens zu Liquida-
tionswerten den Verbindlichkeiten gegenüber zu 
stellen. Es sind die tatsächlichen Erlöse anzusetzen 
und auch Liquidationskosten zu simulieren. Reicht das 
Vermögen nicht aus, um die Verbindlichkeiten zu decken, 
liegt Überschuldung vor und es besteht eine Insolvenz
antragspflicht. 

Eingetretene Insolvenzgründe sind nachhaltig in den 
dafür vorgesehenen gesetzlichen Fristen zu überwinden. 
Dies sollte zur Vermeidung von Haftungsrisiken durch 
die hierfür beweispflichtige Geschäftsleitung sorgfältig 
dokumentiert werden.

Haftungsrisiken während der kritischen Phase
Die Geschäftsleitung sieht sich bei eingetretenen In-
solvenzgründen oder in Vorbereitung eines Insolvenz-
antrags regelmäßig einer Vielzahl von möglichen 
Haftungen ausgesetzt. Diese Risiken können zivilrecht-
licher, steuerrechtlicher oder strafrechtlicher Art sein 
und die Geschäftsleitung persönlich treffen, wenn eine 
Insolvenzvermeidung nicht nachhaltig gelingt. Auch 
bei frühzeitiger Antragstellung werden bei einem lau-

fenden Geschäftsbetrieb nicht sämtliche Gläubiger 
bedient, sodass stets Haftungspozential besteht.

Eine wesentliche zivilrechtliche Haftungsnorm ist das 
Zahlungsverbot bei eingetretener Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung. Für die GmbH ist dies in § 64 S. 1 
GmbHG, für die Kommanditgesellschaft in § 130a HGB 
und für die Aktiengesellschaft in § 92 Abs. 2 AktG ge-
regelt. Aufgrund dieser Vorschriften haftet die Geschäfts-
leitung nach Eintritt von Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung  für danach noch ausgeführte Zahlun-
gen gegenüber der Gesellschaft (sog. Innenhaftung). 
Diesen Haftungsanspruch macht nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens der Insolvenzverwalter geltend. 
Von der Haftung ausgeschlossen sind Zahlungen, die 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters vereinbar sind. Die zur Aufrechterhal-
tung des Geschäftsbetriebs zwingend notwendigen 
Zahlungen unterliegen daher ggf. nicht der Haftung. 
Dem Insolvenzverwalter soll durch die Haftungsregelung 
nicht die Chance zur Fortführung des Unternehmens 
und dem damit verbundenen Werterhalt genommen 
werden. Auch Zahlungen, zu denen der Geschäftsleiter 
verpflichtet ist, da die Nichtzahlung eine Ordnungswid-
rigkeit oder Straftat darstellen würde, wie dies bei 
Lohnsteuer- oder Arbeitnehmeranteilen der Sozialver-
sicherungsbeiträge der Fall ist, sind von der Haftung 
nicht umfasst. Der Bundesgerichtshof lässt die Ersatz-
pflicht der Geschäftsleitung zudem unter bestimmten 
weiteren Voraussetzungen entfallen, soweit die durch 
die Zahlung verursachte Masseschmälerung in unmit-
telbarem Zusammenhang ausgeglichen wird. 

Neben der durch einen späteren Insolvenzverwalter 
geltend zu machenden Haftung kann aus § 823 Abs. 2 
BGB i.V.m. § 15a InsO oder bspw. aus vertraglicher 
Verpflichtung eine direkte Haftung gegenüber den nicht 
mehr befriedigten Gläubigern entstehen (sog. Außen-
haftung). Die im Zeitpunkt des eintretenden Insolvenz-
grunds bereits vorhandenen sog. Altgläubiger können 
bei verspäteter Insolvenzantragstellung über den Insol-
venzverwalter den Quotenschaden geltend machen, 
der sich aus der Differenz der Quote ergibt, die sie tat-
sächlich erhalten und derjenigen, die bei rechtzeitiger 
Antragstellung erzielt worden wäre. Die nach Eintritt des 
Insolvenzgrunds hinzukommenden sog. Neugläubiger 
können gegenüber der Geschäftsführung gegebenenfalls 
ihren vollen Ausfall persönlich geltend machen.
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Vollständigkeit  
und Richtigkeit des  

Gläubigerverzeichnisses  
sind zu versichern.

Es soll hierdurch auch in Deutschland ein zusätzliches 
Verfahren geschaffen werden, das es ermöglicht, 
einen Vollstreckungsstopp für bis zu vier Monate, 
bei gleichzeitiger Suspendierung der Insolvenzan-
tragspflichten zu erwirken, um einen Restrukturie-
rungsplan mit den betroffenen Gläubigern verhandeln 
und verabschieden zu können. Dieser Richtlinienent-
wurf muss sodann noch in den Mitgliedsstaaten 
kodifiziert werden. 

Praktische Voraussetzungen eines Insolvenzantrags
Lassen sich Insolvenzgründe nicht nachhaltig über-
winden, sollte die Möglichkeit der Sanierung in der 
Insolvenz angestrebt werden. Zur Erfüllung der In-
solvenzantragspflichten, der Vermeidung der Haf-
tungsrisiken und zur bestmöglichen Nutzung der 
Sanierungspotenziale ist dann eine strukturierte und 
koordinierte Insolvenzantragstellung notwendig. 
Diese sollte neben der gewissenhaften Antragser-
stellung insbesondere auch die rechtzeitige Abstim-
mung mit dem Insolvenzgericht und maßgeblichen 
Gläubigern umfassen.

Die Voraussetzungen des Insolvenzantrags sind in 
§ 13 Abs. 1 InsO geregelt. Es ist ein schriftlicher Antrag 
beim zuständigen Amtsgericht als Insolvenzgericht 
zu stellen. Soweit es sich um einen Eigenantrag des 
Schuldners handelt, ist diesem ein Gläubigerver-
zeichnis beizufügen. Dieses hat die Gläubiger nebst 
Anschrift und Höhe sowie Art ihrer Forderungen zu 
enthalten. Die Vollständigkeit und Richtigkeit des 
Gläubigerverzeichnisses sind von den vertretungs-
berechtigten Organen zu versichern. Bei einem 
laufenden Geschäftsbetrieb sollen zudem nach § 13 
Abs. 1 S. 4 InsO verschiedene Forderungsarten ge-
kennzeichnet werden. In diesem Fall sind auch An-
gaben zu Bilanzsumme, den Umsatzerlösen und der 
durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer aufzuneh-
men. 

Aufgrund der formellen Anforderungen an den Insol-
venzantrag und der Besonderheiten rund um die 
Antragstellung empfiehlt es sich für laufende Ge-
schäftsbetriebe auch bei diesem Schritt, fachkundi-
ge Beratung in Anspruch zu nehmen, um eine 
unterbrechungslose Fortführung unter Aufsicht eines 
Insolvenzverwalters oder in der Eigenverwaltung zu 
ermöglichen.

Für nicht mehr gezahlte Arbeitnehmeranteile zur Sozi-
alversicherung wird die Geschäftsleitung durch die 
Sozialversicherungsträger nach § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. 
§ 266a StGB in die persönliche Haftung genommen. 
Auch nach Stellung des Insolvenzantrags und bei An-
ordnung einer sog. schwachen vorläufigen Insolvenz-
verwaltung mit Zustimmungsvorbehalt oder einer 
vorläufigen Eigenverwaltung besteht dieses Risiko 
weiter zu Lasten der Geschäftsführung. Es sind daher 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um diese persönliche 
Haftung trotz Insolvenzantragstellung zu vermeiden.

Für nicht mehr gezahlte Steuerverbindlichkeiten haften 
die Organe der Geschäftsleitung nach §§ 34, 69 AO. 
Bei Gewerbe- und Umsatzsteuerverbindlichkeiten gilt 
der Grundsatz der anteilsmäßigen Tilgung, wonach die 
Haftung in dem Umfang gegeben ist, in dem andere 
Verbindlichkeiten noch bedient wurden. Bei offen ge-
bliebener Lohnsteuer besteht in der Regel eine volle 
persönliche Haftung. 

Die sogenannte Insolvenzverschleppung ist in § 15a 
Abs. 4 InsO mit Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren 
bewährt, wenn ein Insolvenzantrag nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht richtig gestellt wird. Weitere Strafbar-
keitsrisiken für die handelnden Personen ergeben sich 
etwa aus § 263 StGB, soweit in der Krise noch Bestel-
lungen getätigt oder Lieferungen angenommen werden, 
die aufgrund späterer Insolvenzantragstellung dann 
nicht mehr gezahlt werden (Eingehungsbetrug). Für 
nicht mehr gezahlte Arbeitnehmeranteile zur Sozial-
versicherung besteht zudem ein weiteres unmittelbares 
Strafbarkeitsrisiko aus § 266a StGB.

Ausblick: Vorinsolvenzliches Sanierungsverfahren
In anderen europäischen Rechtsordnungen sind – zur 
Vermeidung einer Insolvenz – in einer wirtschaftlichen 
Krise bereits vorinsolvenzliche Sanierungsverfahren 
üblich, die Maßnahmen zur Sanierung und Einigung 
mit den Gläubigern außerhalb eines gerichtlichen In-
solvenzverfahrens ermöglichen und eine Haftung 
(vorübergehend) vermeiden können. 

Die Europäische Kommission hat in einem Richtlinien
entwurf zur Harmonisierung des europäischen Insol-
venzrechts aus November 2016 daher Richtlinien für 
eine vorinsolvenzliche außergerichtliche Sanierung 
vorgegeben, die bei Ratifizierung von den Mitglieds-
staaten umzusetzen wären. Dieser Richtlinienentwurf 
enthält auch ein präventives Restrukturierungsverfah-
ren, das der Erleichterung von Sanierungsverhandlun-
gen mit den Gläubigern sowie der Durchführung von 
Sanierungsmaßnahmen dienen soll.

Fazit
Geschäftsführer haben in der 
Krise des Unternehmens ein 
besonderes Augenmerk auf die 
Prüfung von Insolvenzgründen 
zu legen und bei deren Vorliegen 
umgehend zu reagieren, um 
eine eigene Haftung zu vermei-
den. Es bietet sich daher an, 
frühzeitig betriebswirtschaft-
liche und rechtliche Beratung 
in Anspruch zu nehmen, um 
persönliche Risiken zu identi-
fizieren und Maßnahmen zur 
Insolvenzvermeidung umzuset-
zen. Alternativ bildet dies den 
ersten Schritt zu einer nachhal-
tigen Sanierung im Insolvenz-
verfahren.
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krise) sich das Unternehmen befindet und welche 
Sanierungsmöglichkeiten bestehen. Je früher der Be-
rater aufgesucht wird, desto zahlreicher sind die 
Handlungsoptionen. Am Ende der Analyse steht eine 
Handlungsempfehlung, wie außergerichtliche Ver-
gleichsverhandlungen, Finanzierungsgespräche oder 
die Wahl des Verfahrens Schutzschirm oder vorläufige 
Eigenverwaltung. 

Vorbereitung der Sanierung
Die Anforderungen an den Antrag sowohl im Schutz-
schirmverfahren als auch im vorläufigen Eigenver-
waltungsverfahren sind sehr komplex. Um den 
Auskunfts- und Formerfordernissen zu genügen, ist 
eine professionelle Zusammenwirkung von Restruk-
turierungsberater, Unternehmer, der Buchhaltung 
und des Steuerberaters des Unternehmers erforder-
lich. Dies gilt vor allem dann, wenn Eile geboten ist, 
weil bereits eine Zahlungsunfähigkeit eingetreten ist 
und eine Insolvenzantragspflicht besteht.

Während das vorläufige Eigenverwaltungsverfahren 
auch bei eingetretener Zahlungsunfähigkeit und Über-
schuldung möglich ist, steht der Schutzschirm nur 
Unternehmen zur Verfügung, die lediglich drohend 
zahlungsunfähig und/oder überschuldet und sanie-
rungsfähig sind und dies durch eine Bescheinigung 
einer hierfür geeigneten Person nachweisen. Da die 
Erstellung dieser Bescheinigung einige Zeit in Anspruch 
nimmt, sollte ein Auftrag schnell erteilt und der Be-
scheiniger mit allen erforderlichen Informationen und 
aktuellen Buchhaltungsdaten ausgestattet werden. 

Im Regelverfahren, in dem bereits eine vertiefte Krise 
vorliegt, ist häufig das Vertrauen des (vorläufigen) 

Der Gesetzgeber hat durch das Gesetz zur weiteren 
Erleichterung der Sanierung von Unternehmen (ESUG), 
welches am 01.03.2012 in Kraft trat, ein modernes, 
kalkulierbares und flexibles Sanierungsinstrument 
geschaffen. Anlass für das Gesetz waren der Wunsch 
nach einem im europäischen Wirtschaftsraum wett-
bewerbsfähigen Restrukturierungsverfahren sowie 
eine von der Unternehmerschaft geforderte Moder-
nisierung des Insolvenzrechts und insbesondere eine 
Entstigmatisierung der Insolvenz als Pleite. 

Als Restrukturierungswerkzeuge stehen seitdem die 
vorläufige Eigenverwaltung gemäß § 270a Insolvenz-
ordnung (InsO) sowie deren Spezialfall des Schutzschirms 
gemäß § 270b InsO bereit. Hierdurch wurden auch die 
Eigenverwaltung im eröffneten Insolvenzverfahren 
gemäß § 270 ff. InsO und das Insolvenzplanverfahren 
gemäß §§ 217 ff. InsO gestärkt, welche sich schon 
länger im Werkzeugkasten des Sanierers befanden, 
jedoch vor dem ESUG nur selten zum Einsatz kamen. 

Profiteure des verwalterlosen Verfahrens sind die 
Unternehmer, die weiterhin die Verwaltungs- und 
Verfügungsbefugnis behalten. Daneben haben aber 
auch die Gläubiger durch Schaffung klarer Mitwir-
kungsrechte und die regelmäßig zu erwartenden 
höheren Insolvenzquoten einen Nutzen vom Eigen-
verwaltungsverfahren.

Unternehmensanalyse
Zu Beginn einer jeden Restrukturierung steht eine 
Beratung durch einen in Sanierungs- und Insolvenzan-
gelegenheiten fachkundigen Berater. Gemeinsam mit 
diesem wird analysiert, in welchem Krisenstadium 
(strategische Fehlentwicklung, Ertragskrise, Liquiditäts-

Restrukturierung –
mittels Schutzschirm, Eigenverwaltung und Insolvenzplan
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Manuel Sack | Rechtsanwalt, Fachanwalt für Insolvenzrecht, Insolvenzverwalter
Thorsten Hunsalzer | Rechtsanwalt, Insolvenzverwalter
Brinkmann & Partner Partnerschaftsgesellschaft 
Rechtsanwälte | Steuerberater | Insolvenzverwalter, Braunschweig
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Zeitgleich mit der Antrags­
vorbereitung beginnt die Suche 

nach geeigneten Personen,  
die den Schutzschirm und die 

Eigenverwaltung unterstützen.

Insolvenzverwalters in das Beraterteam des 
Schuldners – wie insbesondere dessen Steu-
erberater und Rechtsanwalt – nicht mehr 
gegeben. Der Unternehmer verliert dann 
neben seiner Handlungsfähigkeit auch die 
ihm vertrauten und teils langjährigen Berater. 
In der Eigenverwaltung werden diese Berater 
jedoch weiter beschäftigt und deren Erfah-
rungen und Kenntnisse über das Unternehmen 
weiter genutzt. Für den Fall, dass der Unter-
nehmer über keine eigenen Berater oder 
Kontakte verfügt, kann der Restrukturierungs-
berater aus seinem Netzwerk geeignete 
Personen akquirieren. 

Damit der Unternehmer für seine Eigenver-
waltung das nötige Vertrauen erhält, wird ihm 
vom Gericht eine Aufsichtsperson in Form des 
vorläufigen Sachwalters beiseite gestellt. 
Dieser prüft das Vorliegen von Insolvenzgrün-
den, die wirtschaftliche Lage des Unternehmens 
und die Geschäftsführung. Stellt er Umstände 
fest, die erwarten lassen, dass die Fortsetzung 
der Eigenverwaltung zu Nachteilen für die 
Gläubiger führen wird, hat er dieses mitzutei-
len. Verwaltungs- und Verfügungsrechte erhält 
der Sachwalter als reine Aufsichtsperson im 
Gegensatz zu einem vorläufigen Insolvenz-
verwalter nicht. 

Im Schutzschirmverfahren kann sich der 
Unternehmer den Sachwalter selbst aussuchen. 
Sein Vorschlag ist für das Insolvenzgericht 
bindend, es sei denn, die vorgeschlagene 
Person ist offensichtlich für die Übernahme 
des Amtes nicht geeignet. Erfahrungsgemäß 
folgt das Gericht dem Vorschlag auch bei der 
vorläufigen Eigenverwaltung, zumindest dann, 
wenn der vorgeschlagene Sachwalter durch 
das zuständige Insolvenzgericht regelmäßig 
als Insolvenzverwalter bestellt wird. 

Bereits für kleine Kapitalgesellschaften gemäß 
§ 267 Abs. 1 Handelsgesetzbuch (HGB) ist ein 
vorläufiger Gläubigerausschuss zu bilden, wenn 
zwei der drei Kriterien

�� Bilanzsumme von mindestens 6 Mio. Euro 
�� Jahresumsatz von mindestens 12 Mio. Euro 

und / oder
�� mindestens durchschnittlich 50 Arbeit-

nehmer 
erfüllt sind. 

Für den Gläubigerausschuss werden geeig-
nete Personen gesucht und diese für das 
Sanierungskonzept gewonnen. Da der Gläu-
bigerausschuss bei Einstimmigkeit einen 
anderen vorläufigen Sachwalter bestellen 
lassen kann, sollte auch das Einverständnis 
des vorläufigen Gläubigerausschusses über 
die Person des vorgeschlagenen Sachwalters 
eingeholt werden. 

Spätestens dann, wenn der Sachwalter und 
falls erforderlich oder vorteilhaft die Gläu-
bigerausschussmitglieder zusammengestellt 
wurden, nehmen der Unternehmer und sein 
Sanierungsberater persönlichen Kontakt zum 
Insolvenzrichter auf, um das Sanierungskon-
zept vorzustellen und das Vertrauen des 
Gerichts zu erlangen. Auf spezielle Wünsche 
des Gerichts, kann in diesem Stadium noch 
flexibel reagiert werden und sodann der 

Antrag auf Zulassung der Eigenverwaltung 
und des Insolvenzantrags eingereicht werden. 

Vorläufige Eigenverwaltung und 
Schutzschirm
Aufgrund zulässigen Antrags ordnet das In-
solvenzgericht den Schutzschirm bzw. die 
vorläufige Eigenverwaltung an. Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen gegen den Schuldner 
werden untersagt. Das Vertretungsorgan des 
schuldnerischen Unternehmens behält die 
Verfügungs- und Verwaltungsmacht und ist 
weiterhin Ansprechpartner für Kunden, Liefe-
ranten und Mitarbeiter. Die Geschäftsleitung 
hat sich jedoch an die insolvenzrechtlichen 
Maßstäbe zu halten und darf Gläubiger nicht 
schädigen und insbesondere keine Ausgaben 
tätigen, die nicht betriebsnotwendig sind. Da 
die Haftungsgefahren für einen in Insolvenz-
sachen unkundigen Geschäftsführer vielfältig 
sind, bedarf es während des gesamten Ver-
fahrens der Unterstützung durch den Restruk-
turierungsberater.

Während der vorläufigen Eigenverwaltung 
und des Schutzschirms werden die geplanten 
Sanierungsmaßnahmen umgesetzt. Vorteilhaft 
stellt sich in dieser Phase vor allem die posi-
tive Außendarstellung durch den Verfahrenstyp 
dar und zwar beim Schutzschirm noch mehr 
als bei der vorläufigen Eigenverwaltung. So 
wird das Schutzschirmverfahren von Verfah-
rensbeteiligten teilweise überhaupt nicht als 
ein Insolvenzeröffnungsverfahren wahrge-
nommen. Dies ist auch dadurch bedingt, dass 
die Anordnung des Schutzschirms und der 
vorläufigen Eigenverwaltung durch das Insol-
venzgericht anders als die vorläufige Insol-
venzverwaltung i. d. R. nicht veröffentlicht 
werden. Durch das vorfinanzierte Insolvenzgeld 
für längstens drei Monate erfolgt ein erheb-
licher Liquiditätsvorteil. Sieht das Sanierungs-
konzept einen Insolvenzplan vor, wird dessen 
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von 3 Monaten zum Monatsende gekündigt werden. 
Zudem kann die Sozialauswahl durch einen mit dem 
Betriebsrat auszuhandelnden Interessenausgleich mit 
Namensliste vereinfacht werden. Das Sozialplanvolumen 
ist im Insolvenzverfahren zudem gesetzlich gedeckelt.

Insolvenzplan
Mittels Insolvenzplan kann sich der Unternehmer mit 
seinen Gläubigern über die Bewältigung der Krise ein-
vernehmlich einigen, wobei es ausreicht, dass die 
Mehrheiten der verschiedenen Gläubigergruppen zu-
stimmen. Dem Unternehmen wird dadurch die Liquidi-
tät belassen, die es für eine dauerhafte Fortführung des 
Betriebes benötigt. Dem Unternehmer bleibt das nunmehr 
sanierte Unternehmen erhalten. Neben der Entschuldung 
können auch die Enthaftung von Gesellschaftern und 
Geschäftsführern vereinbart werden. Für die Gläubiger 
bedeutet das Insolvenzplanverfahren höhere und frü-
here Insolvenzquotenzahlungen und den Erhalt des 
Vertragspartners und dessen Ansprechpartner für zu-
künftige Geschäfte. Durch eine frühe Sanierung steigt 
auch die Chance, dass sämtliche Arbeitsplätze erhalten 
bleiben und Führungskräfte und Schlüsselmitarbeiter 
für das Unternehmen gesichert werden können. 

Ausarbeitung unmittelbar begonnen. Im Schutzschirm-
verfahren bestimmt das Gericht eine maximal drei
monatige Frist zur Vorlage des Plans. Sieht das 
Sanierungskonzept vor, dass das Unternehmen nur 
durch Unterstützung von außen fortgeführt werden 
soll oder kann, wird umgehend nach geeigneten In-
vestoren gesucht.

Eröffnetes Eigenverwaltungsverfahren
Im Regelfall wird nach maximal drei Monaten das In-
solvenzverfahren als Eigenverwaltungsverfahren eröff-
net. Auch hiernach bleibt das Vertretungsorgan der 
schuldnerischen Gesellschaft selbst verfügungsbefugt 
und übernimmt mit Hilfe des Restrukturierungsberaters 
die Rolle des Insolvenzverwalters. Die Führung der 
Insolvenztabelle und die Geltendmachung etwaiger 
Anfechtungs- und Haftungsansprüche werden allerdings 
auf den Sachwalter übertragen. 

Die vor der Verfahrenseröffnung begonnene Sanierung 
wird weiter umgesetzt. Zusätzlich besteht nun die 
Möglichkeit der Kündigung unwirtschaftlicher Miet-, 
Pacht-, Leasing- und sonstiger Verträge mit sofortiger 
Wirkung oder einer maximalen Kündigungsfrist von  
3 Monaten unabhängig von einer vereinbarten Laufzeit. 
Auch Arbeitsverhältnisse können unabhängig von 
Betriebszugehörigkeiten mit maximaler Kündigungsfrist 

Fazit
Der Schutzschirm und die 
(vorläufige) Eigenverwaltung 
sowie der Insolvenzplan stellen 
für den Unternehmer attraktive 
und planbare Sanierungsins
trumente dar. Von enormer 
Bedeutung ist jedoch, dass 
bereits in einem frühen Stadium 
der Unternehmenskrise mit der 
Sanierung begonnen wird. 
Aufgrund der komplexen An-
forderungen bei der Stellung 
eines Antrags auf Eigenverwal-
tung ist eine professionelle 
Vorbereitung und Begleitung 
durch einen Sanierungsberater 
erforderlich. Der Berater betreut 
das in die Krise geratene Un-
ternehmen bis zum Abschluss 
des Verfahrens, sodass der  
in Insolvenzangelegenheiten 
unkundige Unternehmer in 
jeder Phase des Verfahrens von 
Haftungsrisiken befreit wird.

„Neben der Entschuldung  
       können auch die Enthaftung von  
Gesellschaftern und Geschäftsführern 	
	 vereinbart werden.“
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Negatives Eigenkapital
Der Ausweis eines „nicht durch Eigenkapital gedeckten 
Fehlbetrages“ ergibt rechnerisch eine buchmäßige 
Überschuldung. Ob tatsächlich eine Überschuldung im 
Sinne des § 19 Abs. 2 Insolvenzordnung (InsO) vorliegt, 
bedarf einer gesonderten Beurteilung. Wird der Jahres-
abschluss weiterhin unter Going-Concern-Gesichts-
punkten, d. h. unter Fortführungswerten aufgestellt, 
liegt die Annahme zugrunde, dass die buchmäßige 
Überschuldung beseitigt werden kann oder eine posi-
tive Fortführung wahrscheinlich ist.

Die buchmäßige Überschuldung kann u. a. beseitigt 
werden durch das Vorhandensein von stillen Reserven 
im Anlagevermögen oder durch Rangrücktrittserklärun-
gen von Gesellschaftern zu gegebenen Darlehen. Die 
positive Fortbestehensprognose im Sinne des § 19 Abs. 2 
InsO sollte durch fortlaufende Liquiditätspläne, Um-
satzprognosen und Ertragspläne durch die Geschäfts-
leitung nachgewiesen werden. Eine gesetzliche 
Verpflichtung, über das negative Eigenkapital im Anhang 
zu berichten, besteht nicht. Es ist jedoch ratsam, zu 
erläutern, wie die buchmäßige Überschuldung beseitigt 
werden kann.

Restlaufzeiten der Forderungen
Der Betrag der Forderungen mit einer Restlaufzeit von 
mehr als einem Jahr ist bei jedem gesondert ausgewie-
senen Bilanzposten zu vermerken. Der Gesetzgeber 
fordert diese Zusatzangabe, damit die Finanzlage der 
Kapitalgesellschaft besser beurteilt werden kann, da 
i. d. R. davon ausgegangen wird, dass Forderungen und 

Der Informationsfunktion des Anhangs kommt durch 
die Einführung des BilRUG insbesondere für kleine 
Kapitalgesellschaften eine zunehmende Bedeutung 
zu. Wesentliche Aussagen über die Gesamtverpflich-
tungen und damit über die Bonität der Kapitalgesell-
schaft werden gegen über Dritten zunehmend 
transparenter.

Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft 
haben den Jahresabschluss um einen Anhang gemäß 
§ 264 Abs. 1 Handelsgesetzbuch (HGB) zu erweitern, 
welcher mit der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-
rechnung eine Einheit bildet. Der Gesetzgeber fordert 
darüber hinaus, dass der Jahresabschluss gemäß § 264 
Abs. 2 HGB unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage vermitteln soll. Erst durch die Ergänzungen 
im Anhang wird dieses Bild vervollständigt.

Pflichtangaben im Anhang erkennen
Mit Einführung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgeset-
zes (BilRUG) hat die Informationsfunktion des Anhangs 
eine zunehmende Bedeutung erhalten. Wesentliche 
Aussage über die Gesamtverpflichtungen und damit 
über die Bonität der Kapitalgesellschaft werden gegen-
über Dritten zunehmend transparenter. Dabei verfolgt 
der Gesetzgeber die Absicht, dass alle Kapitalgesell-
schaften ihre wesentlichen bilanzierten und nicht bi-
lanzierten Verpflichtungen aufzeigen sollen. Die 
nachfolgenden Ausführungen sind insbesondere auch 
für kleine Kapitalgesellschaften zu beachten.

Die wachsende Bedeutung des Anhangs 
durch die Einführung des Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetz (BilRUG)
Dipl.-oec. Marco Reimann | Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
acarius Steuerberatungsgesellschaft mbH, Salzgitter
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sonstige Vermögensgegenstände kurzfristig 
fällig sind und damit der Kapitalgesellschaft als 
Liquidität zur Verfügung stehen. Die Bestimmung 
der Restlaufzeit ermittelt sich aus dem Zeitpunkt 
zwischen dem Bilanzstichtag und dem erwar-
teten Eingang der Forderung. Die Restlaufzeiten 
sind zu jedem Bilanzstichtag neu zu bestimmen.

Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten
Die Angabepflicht der Restlaufzeiten für Ver-
bindlichkeiten sind seit der Einführung des 
BilRUG erweitert worden. Der Betrag der Ver-
bindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von bis 
zu einem Jahr und der Betrag der Verbindlich-
keiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem 
Jahr sind bei jedem gesondert ausgewiesenen 
Bilanzposten zu vermerken. Die Darstellung 
der Verbindlichkeiten mit ihren Restlaufzeit-
vermerken liefert einen wichtigen Hinweis über 
die Zahlungsfähigkeit der Kapitalgesellschaft. 
Die Ermittlung der Restlaufzeiten bestimmt 
sich aus dem Zeitpunkt zwischen dem Bilanz-

stichtag und der tatsächlichen – nicht zwingend 
der vereinbarten – Rückzahlung der Verbind-
lichkeiten. Die Restlaufzeit ist zu jedem Bilanz-
stichtag neu zu ermitteln. Eine Darstellung der 
Verbindlichkeiten mit den Restlaufzeiten in 
einem Verbindlichkeitenspiegel wird empfoh-
len. Kapitalgesellschaften müssen zusätzlich 
den Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten mit 
einer Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren und 
den Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten, die 
durch Pfandrechte oder ähnliche Rechte gesi-
chert sind, unter Angabe von Art und Form der 
Sicherheiten für jeden Bilanzposten angeben.

Haftungsverhältnisse
Unter Haftungsverhältnissen versteht man die 
nicht bilanzierten Verbindlichkeiten, die das 
Unternehmen eingegangen ist, dabei rechnet 
man allerdings mit hoher Wahrscheinlichkeit 
nicht mit einer Inanspruchnahme. Wird der 
Eintritt einer Haftung wahrscheinlich (> 50 %), 
muss die Verpflichtung als Verbindlichkeit 
ausgewiesen werden. Für zu nicht auf der 
Passivseite auszuweisenden Verbindlichkeiten 
und Haftungsverhältnisse sind die Angaben 
im Anhang zu machen.

Gesamtbetrag sonstiger finanzieller 
Verpflichtungen
Mit Einführung von BilRUG müssen alle Kapi-
talgesellschaften, mit Ausnahme von Kleinst-

kapitalgesellschaften, alle wesentlichen 
finanziellen Verpflichtungen, die für die Fi-
nanzlage von Bedeutung sein könnten, auf-
listen. Hierbei handelt es sich um alle 
künftigen Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
Dritten, unabhängig davon, ob eine privat-
rechtliche Verpflichtung oder öffentlich-
rechtliche Verpflichtung besteht. Im 
Wesentlichen handelt es sich um Miet- und 
Leasing-Verpflichtungen mit langjähriger 
Laufzeit, Verträge über Abnahmeverpflichtun-
gen, ggf. Bestellobligo und schwebende Be-
stellungen. Der Umfang der Angaben ist nach 
der Wesentlichkeit zu beurteilen. 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach 
Schluss des Geschäftsjahrs
Vorgänge von besonderer Bedeutung, die 
nach dem Schluss des Geschäftsjahrs einge-
treten sind und weder in der Gewinn- und 
Verlustrechnung noch in der Bilanz berück-
sichtigt sind, sind unter Angabe ihrer Art und 
ihrer finanziellen Auswirkungen im Anhang 
anzugeben. Der Gesetzgeber hat hiermit die 
Angaben über wichtige Ereignisse und Ent-
wicklungen nach dem Bilanzstichtag aus dem 
Lagebericht, der nur von mittelgroßen und 
großen Kapitalgesellschaften zu erstellen ist, 
in den Anhang verlagert. Es ist somit über 
alle wesentlichen positiven als auch negati-
ven Vorgänge zu berichten, z. B. den Wegfall 
von Schlüsselkunden und deren Bedeutung 
für die Finanz- und Ertragslage, das Auslau-
fen von Kontokorrentlinien ohne Aussicht auf 
Verlängerung und deren Bedeutung für die 
finanzielle Ausrichtung der Kapitalgesellschaft 
oder den Verkauf von wesentlichen Anlage-
gütern.

Fazit
Neben der Erstellung eines Jahresabschlus-
ses ist die Erstellung des Anhangs eine  
gesetzliche Verpflichtung für Kapitalgesell-
schaften. Durch die Einführung des BilRUG 
hat die Informationsfunktion des Anhangs 
eine zunehmende Bedeutung erhalten. Durch 
die Veröffentlichung der Anhänge im Bun-
desanzeiger kann jeder Bilanzinteressierte 
ein vollständiges Bild über die Bonität und 
damit über die Zahlungsfähigkeit des Unter-
nehmens erhalten. Fehlende oder fehlerhaf-
te Angaben können sich im Rahmen von 
Ratings auswirken.
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Gegenstand der Kassennachschau  
ist die Kasse. Diese umfasst zudem 

das Kassenbuch oder Kassenberichte 
und die relevanten Belege dazu.  

Mehr nicht.

In der Regel sollte der Prüfer auch ein Schriftstück 
vorlegen, aus dem sich der Auftrag zur Kassennachschau 
und der Name des zuständigen, beauftragten Prüfers 
ergeben. Eigeninitiative und Selbstaufträge besonders 
eifriger Beamter sind nicht zulässig.

Was darf der Prüfer?
Der Prüfer darf unangekündigt in den Geschäftsräumen 
des Unternehmens erscheinen und die Vorlage aller 
kassenrelevanten Unterlagen verlangen. Der Umfang 
hängt davon ab, ob eine elektronische Kasse genutzt 
wird oder eine offene Ladenkasse. Details werden 
unten erläutert.

Prüfer dürfen auch im öffentlichen Teil der Geschäftsräu-
me das Verhalten von Unternehmer, Angestellten und 
Kunden beobachten und auch Testkäufe durchführen. 
Hierzu müssen sie sich nicht anmelden. Erst wenn sie 
Unterlagen oder Informationen fordern, sind sie verpflich-
tet sich mit Auftrag und Ausweis vorzustellen. Faktisch 
wird sich der Prüfer nur mit den sehr aktuellen Unterlagen 
beschäftigen können, wie es ja auch gewollt ist.  

Die älteren Unterlagen sind i. d. R. beim Steuerberater oder 
in Archiven, die sich nicht zwingend in den Geschäftsräu-
men befinden. Das wird beim Ablauf näher beschrieben.

Was darf er nicht?
Die Kassennachschau ist keine Betriebsprüfung und 
schon gar keine „verkappte“ Durchsuchung. Also darf 
der Prüfer keine Privaträume betreten und auch Be-
triebsräume nur, soweit sie kassenrelevant sind. 
Trotzdem ist Augenmaß geboten. Solange der Prüfer 
sich „vernünftig“ aufführt, sollte auch kein unnötiger 
Formalismus betrieben werden.

Er kann alle kassenrelevanten Belege und Informatio-
nen fordern, er darf aber nicht nach Dingen oder Un-

In der Vorjahresauflage hatten wir umfangreich über 
das Thema Kasse und Schätzungsbefugnisse infor-
miert und auch auf den baldigen Beginn einer Kas-
sennachschau – der unangekündigten Überprüfung 
vor Ort – hingewiesen. Ab dem 01.01.2018 ist es nun 
soweit.

„Zuverlässige Quellen“ berichten, dass viele 
Bundesländer beschlossen haben, von nun ab 
jeder Betriebsprüfung in „Bargeldbetrieben“ eine 
solche Kassennachschau vorzuschalten – Nieder-
sachsen soll dazu gehören.

Ziele einer Kassennachschau
Der Gesetzgeber will eine gegenwartsbezogene Über-
prüfung der Kassenführung und nicht die bisher übliche 
rückwirkende Prüfung nach 3 – 5 Jahren. Kernkriterien 
der Prüfung sind die

�� ordnungsgemäße,
�� vollständige und
�� zeitgerechte (umgehend/täglich)

Erfassung der Geschäftsvorfälle. Solche unangekün-
digten Prüfungen gibt es schon für die Umsatzsteuer 
und die Lohnsteuer, ohne dass sich dramatische Effek-
te ergeben hätten.

Bei der Kassennachschau wird es aber voraussichtlich, 
zumindest in den ersten Jahren, wesentlich mehr Akti-
vitäten und wahrscheinlich auch Sanktionen seitens 
der Finanzverwaltung geben als in den beiden bisher 
vorgesehenen Verfahren.

Wie beginnt eine Kassennachschau?
Die Kassennachschau beginnt mit dem unangekündig-
ten Erscheinen des Prüfers, der sich entsprechend 
vorstellen und ausweisen wird. Er darf zu den üblichen 
Geschäftszeiten der Branche erscheinen, also ggf. auch 
am Abend oder Wochenende in der Gastronomie.

Üblicherweise wird sie aber eher werktäglich zu allge-
meinen Geschäftszeiten stattfinden. Es bleibt ohnehin 
zu hoffen, dass die Prüfer sich nicht gerade Stoßzeiten 
aussuchen, weil das auch ihre Aufgabe nicht einfacher 
machen dürfte.Fo
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Kassennachschau vor Ort ab 01.01.2018
Andreas Deumeland | Steuerberater | ETL Löwen Treuhand GmbH, Braunschweig
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terlagen fragen, die ihn „ansonsten“ noch 
interessieren oder eine „verkappte“ Betriebs-
prüfung in weitergehenden Fragen beginnen. 
Dies ist nur bei schwerwiegenden Mängeln 
möglich.

Wenn sich Unterlagen, i. d. R. aus den Vormo-
naten, beim Steuerberater befinden, darf der 
Prüfer nicht unangekündigt zum Berater wei-
terfahren, darf aber nach Ankündigung und 
Absprache dort die erforderlichen Unterlagen 
einsehen. Bei einem Buchhaltungsbüro soll 
eine direkte Einsicht zulässig sein.

Der Prüfer darf nicht deutlich außerhalb der 
Geschäftszeiten prüfen, ganz abgesehen 
davon, dass er dann i. d. R. keine aussagefä-
higen, berechtigten Ansprechpartner antreffen 
wird.

Eine Eigeninitiative von Prüfern, auch in „bes-
ter“ Absicht, ist ohne Amtsauftrag sicher nicht 
gedeckt.

Wie sollte sich der Unternehmer verhalten?
Grundsätzlich gilt der bewährte Lebensgrund-
satz „Wie man in den Wald hineinruft – so 
schallt es zurück“. Eine Broschüre zum Thema 
hat es treffend wie folgt in Worte gefasst: 
„Behandeln Sie den Prüfer wie einen Gast – 
aber Sie bleiben der Hausherr.“ Sie sind 
Steuerpflichtiger, weder Verdächtiger noch 
Beschuldigter. Und so sollte Sie auch der 
Prüfer behandeln.

Zunächst einmal müssen Sie auf den Besuch 
vorbereitet sein. Ihre Mitarbeiter müssen in-
formiert sein und sollten wissen, wer in dem 
Moment das Wort übernimmt. Alle anderen 
halten sich raus.

Wer das Wort übernimmt, sollte entweder die 
Abläufe der Kassenabrechnung kennen oder 
umgehend den Unternehmer oder einen be-
nannten Vertreter informieren. Sind die Anwe-
senden mit den Abrechnungsverläufen nicht 
vertraut, sollten sie auch nicht mit dem Prüfer 
darüber in irgendeiner Weise „spekulieren“. 
Der Prüfer hat Anspruch auf Fakten und beur-
teilt Informationen auch als solche. Ob der 
Auskunft Gebende spekuliert oder wirklich 
weiß, wovon er redet, kann der Prüfer nicht 
wissen.

Der Unternehmer/Vertreter sollte dann abhän-
gig vom Verhalten des Prüfers entscheiden, 
ob ein Berater hinzugerufen wird. Tritt der 
Prüfer vorwurfsvoll/aggressiv auf, ist das ratsam, 
macht der Prüfer sachlich-neutral „seinen Job“ 
ist es im Zweifel sinnvoll, die Situation nicht 
unnötig zu formalisieren und sich mit dem 
Berater nur kurz telefonisch abzustimmen. 
Sobald Vorwürfe erhoben werden, ist die An-
wesenheit des Beraters aber in jedem Fall 
geboten.

Ablauf einer Prüfung
Der Ablauf der Kassennachschau wird etwas 
unterschiedlich verlaufen, je nachdem welches 
Kassenverfahren genutzt wird. Bei beiden  
Verfahren wird es sich i. d. R. um die letzten 
Tage, eventuell wenige Wochen, drehen – nicht 
um Monate oder gar Jahre. Denn es ist eben 
keine Betriebsprüfung, sondern eine Einsicht 
in das aktuelle Geschehen.

�� Elektronische Kassen
Wenn elektronische Kassen genutzt werden, 
wird der Prüfer hierzu die Bedienungsanleitun-
gen und ggf. Programmier- und Änderungs-
protokolle sehen wollen. Kassen, die die 
aktuellen Anforderungen erfüllen, können 
diese ausdrucken oder überspielen. Weiter 
wird er das Kassenbuch und die Z-Bons oder 
vergleichbare Ausdrucke/Protokolle der Vor-
tage sehen wollen, um zu prüfen, ob das 
Kassenbuch täglich und vollständig geführt 
worden ist. Also bis zum Vortag. Dazu gehören 
die Belege zu den aufgezeichneten Einnahmen 
und Ausgaben.

Wenn Kassenbuch und Belege zu Hause geführt 
werden, sollten sie dem Prüfer in angemesse-
ner Zeit – nach Vereinbarung – zur Verfügung 
gestellt werden.

Unter Umständen bittet er auch um Ausdruck/
Anzeige des momentanen Kassenbestandes 
und lässt danach den Kassenbestand auszäh-
len. Der sollte dann nicht zu sehr abweichen.
Der Prüfer darf auch um Übergabe der Kassen-
daten auf Datenträger bitten, um diese dann 
im Amt elektronisch auszuwerten.

�� Offene Ladenkassen
Bei einer offenen Ladenkasse wird der Prüfer 
die täglichen Kassenberichte der Vortage 

anschauen und gegebenenfalls um einen 
Kassensturz bitten, um den aktuellen Kassen-
bestand festzustellen und auf Plausibilität zu 
prüfen. Zählprotokolle sind nicht erforderlich. 
Wenn sie ohnehin oder gelegentlich erstellt 
werden, sollten sie den Berichten beigefügt 
werden.

Soweit freiwillig zu den Kassenberichten auch 
ein Kassenbuch geführt wird, wird auch dieses 
Bestandteil der Prüfung sein. Auch hier sollten 
Kassenberichte und ggf. Kassenbuch bis zum 
Vortag vollständig geführt sein – mit allen 
Einnahmen und Ausgaben.

Mögliche Folgen einer Kassennachschau?
Mit dem Beginn einer Kassennachschau ist die 
Möglichkeit einer Selbstanzeige wahrscheinlich 
abgelaufen. Es gibt vereinzelte abweichende 
Meinungen, darauf verlassen sollte sich niemand.

Wenn der Prüfer „schwerwiegende Mängel“ 
feststellt, kann er direkt zur Betriebsprüfung 
übergehen. Es bedarf nicht der üblichen 
Prüfungsanordnung, der Steuerpflichtige ist 
aber schriftlich über den Übergang von der 
Kassennachschau zur Betriebsprüfung zu 
unterrichten.

Wenn zudem „die Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung“ geboten ist, darf der Prüfer auch 
gegen den Willen des Steuerpflichtigen des-
sen Privaträume betreten, aber nicht durch-
suchen. Dazu ist weiterhin der richterliche 
Beschluss erforderlich. 

Findet der Prüfer nur formelle Versäumnisse, 
aber keine materiellen Fehler (z. B. fehlende 
Einnahmen), dann kann auch eine Geldbuße 
festgesetzt werden, um den Steuerpflichtigen 
von der Notwendigkeit z. B. einer anderen 
Kasse oder einer anderen Bedienung/Pro-
tokollierung der Technik zu überzeugen. Das 
Gesetz sieht ab 2020 Bußgelder von 5 000 
bis 25 000 Euro vor, die bei erstmaligem 
Verstoß, je nach Ausmaß, noch deutlich 
niedriger ausfallen dürften. Umgekehrt reichen 
die Bußgelder im Extremfall bis zu 50 000 
Euro, wenn die „Versäumnisse“ als leichtfer-
tige Steuerverkürzung zu qualifizieren sind. 
Es gibt aber natürlich noch keine Erfahrungs-
werte.
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kannter Kunden analog den Voraussetzungen für eine 
Befreiung von der Einzelfallaufzeichnungspflicht. Aller-
dings soll dann hierfür eine Vorabgenehmigung der 
Finanzverwaltung erforderlich sein. Ab dem 01.01.2020 
benötigen neu angeschaffte Kassen ein Zulassungs-
zertifikat vom Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionsverarbeitung, auch wenn die technischen 
Anforderungen noch nicht im Detail definiert sind. Das 
wird aber Sache der Kassenhersteller sein.

Bis zum 31.01.2020 sind alle vorhandenen („alten“) 
Kassen mit ihren Daten (Hersteller, Modell usw.) beim 
Finanzamt anzumelden.

Verbunden mit einer schon mehrfach diskutierten 
täglichen oder wöchentlichen Überspielung von Kas-
sendaten können diese Melde- und Genehmigungs-
pflichten dem Staat eine geschlossene und 
vollständige Dokumentation aller Kassen und offenen 
Ladenkassen und deren Inhalten liefern. Ein gewaltiger 
Wandel gegenüber der Vergangenheit – aber völlig 
legal. Nur eine Unsicherheit bleibt, die wie folgt um-
schrieben sei: „Gebt dem Staat, was des Staates ist“ 
– solange sich seine Vertreter auf das beschränken, 
was er wirklich haben will.

Solche „schwerwiegenden Mängel“ im Rahmen einer 
Kassennachschau sind für den Prüfer i. d. R. der Einstieg 
für Schätzungen in den Bereichen Umsatz und Gewinn. 
Die Aufgabe des Beraters ist dann die Berechtigung zur 
Schätzung zu bestreiten und ggf. eine Schätzung selbst 
zu entkräften, am besten zu widerlegen. Es gibt eine 
Reihe neuer Rechtsprechung, die eventuelle Übertrei-
bungen von Prüfern in die Schranken weist. Sachlich/
materiell stichhaltig begründete Schätzungen werden 
aber vor Gerichten Zustimmung finden. Deshalb ist der 
Gerichtsweg gut abzuwägen, im Zweifel aber zu gehen, 
wenn sich der Steuerpflichtige begründet ungerecht 
behandelt fühlt.

Was kommt noch in den Bargeldbranchen?
Mit dem Einsetzen der Kassennachschau ist das Ge-
setzespaket noch nicht vollständig umgesetzt und in 
Kraft. Nachfolgende Schritte sind notwendig, ohne dass 
schon sicher sein könnte, ob nicht noch weitere folgen:

Ab dem 01.01.2020 müssen alle Unternehmer mit 
Kassen den Kunden die Kassenbelege aushändigen. 
Diese müssen sie aber nicht, wie z. B. in Italien, auch 
aus dem Geschäft mitnehmen und eine Weile behalten. 
Eine Ausnahme wird bestehen bei einer Vielzahl unbe-
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Wettbewerbsverbote vereinbart werden. Stets ist aller-
dings darauf zu achten, dass dies nicht zu unlauteren 
Wettbewerbsbeschränkungen führt. Wenn die Gesell-
schaft sich ein Wettbewerbsverbot gewähren lässt, 
obwohl sie dieses eigentlich nicht benötigt bzw. der 
Gesellschafter keinen ausreichenden Einfluss hat, um 
der Gesellschaft gefährlich zu werden, so kann diese 
Regelung leicht nach den §§ 1 GWB und 138 BGB un-
wirksam oder einschränkend auszulegen sein. 

Bei einer kapitalistisch strukturierten GmbH hingegen 
erscheint die Vereinbarung von vertraglichen Wettbe-
werbsverboten nur bei Gesellschaftern, die 50 % oder 
mehr der Anteile halten, unproblematisch. Bei Minder-
heitsgesellschaftern bedarf es einer guten sachlichen 
Begründung für das Wettbewerbsverbot. Bei der Ver-
einbarung von nachvertraglichen Wettbewerbsverboten 
ist darauf zu achten, dass der betroffene Gesellschafter 
in seiner Berufsausübung nicht unbillig behindert wird. 
Zeitliche, räumliche und sachliche Begrenzungen sowie 
die Vereinbarung einer entsprechenden Karenzentschä-
digung sind regelmäßig nötig. 

Im Übrigen endet das Wettbewerbsverbot ohne geson-
derte Vereinbarung mit dem Ausscheiden des Gesell-
schafters aus der Gesellschaft.

2. Geschäftsführer
Anders als Gesellschafter unterliegen die Geschäfts-
führer einer GmbH während der Zeit ihrer Organstellung 
einem umfassenden gesetzlichen Wettbewerbsverbot 
und dürfen nicht bei Konkurrenzunternehmen in den 
Geschäftsfeldern der Gesellschaft tätig werden. 

Dies ergibt sich aus § 43 Abs. 1 GmbHG: Ein Geschäfts-
führer, der die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäfts-
mannes zu pflegen hat, muss der Gesellschaft gegenüber 
loyal sein und darf nur zu ihrem Vorteil handeln. Der 
Geschäftsführer darf somit weder Geschäfte zum eige-
nen Vorteil, noch zu Gunsten von Konkurrenzunterneh-
men tätigen und damit die Geschäftschancen der GmbH, 
deren Organ er ist, beeinträchtigen. 

Unterliegen Gesellschafter und Geschäftsführer einer 
GmbH immer automatisch einem Wettbewerbsver-
bot? Nein! Welche Wettbewerbsverbote tatsächlich 
bestehen, was vereinbart werden kann und welche 
Rechtsfolgen ein Verstoß hiergegen mit sich bringt, 
wird im nachfolgenden Beitrag dargestellt.

1. Gesellschafter
Die Gesellschafter einer GmbH unterliegen grundsätzlich 
keinem gesetzlichen Wettbewerbsverbot. Es bedarf schon 
besonderer Umstände, aus denen ein ungeschriebenes 
Wettbewerbsverbot abgeleitet werden kann. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn der Gesellschafter beherr-
schenden Einfluss auf die Gesellschaft ausüben kann, 
was regelmäßig nur auf Mehrheitsgesellschafter zutrifft. 
Diese können sich mit ihrem Stimmgewicht innerhalb 
der Gesellschafterversammlung durchsetzen oder frem-
de Anträge blockieren und Weisungen an die Geschäfts-
führung erzwingen. Der Minderheitsgesellschafter 
unterliegt i. d. R. hingegen keinem Wettbewerbsverbot, 
denn ihm fehlen meist die o. g. Möglichkeiten, um auf 
die Gesellschaft zu deren wettbewerblichen Nachteil 
Einfluss zu nehmen. Es sind aber Ausnahmen denkbar, 
etwa wenn ein Gesellschafter bei einer personalistisch 
geprägten GmbH aufgrund besonderer Sachkunde oder 
faktischen Einflusses in der Gesellschafterversammlung 
seinen Willen maßgeblich durchsetzen oder mit Veto-
rechten Beschlüsse blockieren kann. 

Im Ergebnis ist aber festzustellen, dass ohne Regelung 
in der Satzung die Gesellschafter keinem Wettbewerbs-
verbot unterliegen. Bei kapitalistisch geprägten Gesell-
schaften ist ein unbeschriebenes Wettbewerbsverbot nur 
bei Gesellschaftern mit einer Mehrheit von mehr als 50 % 
der Geschäftsanteile oder bei Vetorechten anzunehmen. 

Aus diesem Grunde empfiehlt sich hier i. d. R. eine vertrag-
liche Regelung – und zwar in der Satzung der Gesellschaft.

Jedenfalls bei personalistisch geprägten Gesellschaften 
ist dies relativ problemlos möglich und üblich. Hier 
können auch Vertragsstrafen sowie nachvertragliche 

Wettbewerbsverbote in der GmbH
Welche Wettbewerbsbeschränkungen bestehen für Gesellschafter und Geschäftsführer?

Hans Olof Wölber, LL.M. | Rechtsanwalt und Notar  
Fachanwalt für Steuerrecht, Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 
Schulte & Prasse Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft mbB, Braunschweig
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Mit der Abberufung und dem Ausscheiden des 
Geschäftsführers aus der GmbH endet auch 
das Wettbewerbsverbot. Er muss nach seinem 
Ausscheiden keine Rücksicht mehr auf die 
GmbH, die er verlassen hat, nehmen. Dies gilt 
selbst dann, wenn der Geschäftsführer durch 
sein Verhalten seine Abberufung ausgelöst hat. 

Hiervon gibt es freilich zwei wesentliche 
Ausnahmen:
Zum einen dürfen gemäß § 85 GmbHG keine 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse durch den 
Geschäftsführer verraten werden. Er muss 
Wettbewerbshandlungen unterlassen, die gegen 
sein ehemaliges Unternehmen gerichtet sind 
und die sich konkret aus seinen Kenntnissen 
über dieses Unternehmen ergeben. Ein Verstoß 
dagegen ist eine Straftat nach § 85 GmbHG und 
löst auch Schadensersatzansprüche aus.

Zum anderen dürfen Geschäftschancen, die bei 
der verlassenen GmbH angebahnt wurden oder 
bereits entstanden sind, nicht vom Geschäfts-
führer zu seinen oder zu Gunsten des neuen 
Unternehmens verwertet werden. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob die konkrete Geschäftschance 
dienstlich oder privat an den Geschäftsführer 
herangetragen wurde. Insofern besteht sogar ein 
gewisses gesetzliches nachvertragliches Wett-
bewerbsverbot zu Lasten des Geschäftsführers. 

Wegen des relativ umfassenden gesetzlichen 
Wettbewerbsverbotes dienen die vertraglichen 
Wettbewerbsverbote im Wesentlichen der 
Vereinbarung von Vertragsstrafen und nach-
vertraglichen Wettbewerbsverboten. Dabei 
muss nicht unbedingt eine Karrenzentschädi-
gung vereinbart werden. Allerdings gelten 
wiederum die Einschränkungen, die durch die 
grundgesetzlich verankerte Berufsfreiheit  
(Art. 2 und 12 GG) statuiert werden. Es darf 
daher nur eine zeitlich, sachlich und räumlich 

angemessene Regelung getroffen werden. 
Dabei ist darauf zu achten, dass keine Wett-
bewerbsverbote vereinbart werden, die über 
die Interessen der Gesellschaft an dem Wett-
bewerbsverbot hinausgehen. Dann liegt regel-
mäßig eine leicht angreifbare Regelung vor.

3. Folgen des Verstoßes gegen 
Wettbewerbsverbote
Die Folgen des Verstoßes gegen Wettbewerbs-
verbote von Geschäftsführern und Gesellschaf-
tern können immens sein. Beim Geschäftsführer 
steht zunächst die Abberufung aus wichtigem 
Grund mit gleichzeitiger Kündigung des Ge-
schäftsführeranstellungsvertrages an. Hier ist 
seitens der Gesellschaft in der Regel schnell zu 
handeln. Beim Gesellschafter kann der Wettbe-
werbsverstoß eine Einziehung des Geschäfts-
anteils rechtfertigen, die Anforderungen sind 
aber relativ hoch. Im Zweifel kommt es hier auf 
die gesellschaftsvertraglichen Regelungen an. 
Sowohl bei Gesellschaftern als auch bei Ge-
schäftsführern besteht ein Unterlassungsanspruch 
der Gesellschaft gegen die Verletzter. Dieser 
erfordert allerdings, dass die Wettbewerbshand-
lungen noch andauern oder eine Wiederholungs-
gefahr besteht. Letztere wird jedoch vermutet, 
wenn es zu einem Erstverstoß gekommen ist.

Von besonderer Bedeutung sind Schadenser-
satzansprüche. Der Wettbewerbsverstoß löst 
unmittelbar deliktische und vertragliche Scha-
densersatzansprüche gegen den Gesellschaf-
ter bzw. Geschäftsführer aus. Ersatzfähige 
Schäden sind z. B. erforderliche Detektivkosten 
sowie außergerichtliche Rechtsverfolgungskos-
ten. Hinzu kommt der entgangene Gewinn der 
Gesellschaft. Dieser Anspruch wird regelmäßig 
nur bei Geschäftsführern bestehen. Hierbei geht 
es um die durch die unerlaubten Wettbewerbs-
handlungen erzielten Erlöse, die entweder der 
Geschäftsführer selber oder das Konkurrenz-

unternehmen mit Hilfe des illoyalen Geschäfts-
führers erzielt hat. Hier ist grundsätzlich eine 
vollständige Gewinnabschöpfung der dem 
Wettbewerbsverbot zuwider erzielten Erträge 
denkbar. Praktisch gibt es hier allerdings gro-
ße Probleme bei dem Nachweis der Kausalität 
der Wettbewerbshandlung für den Schaden, 
weil sich die konkreten Handlungen des illoy-
alen Geschäftsführers oft nur schwer nachwei-
sen lassen. 

Aus diesem Grunde ist die Vereinbarung von 
Vertragsstrafen von besonderer Bedeutung, 
da diese ohne Beweisprobleme den Geschäfts-
führer bzw. Gesellschafter unmittelbar treffen, 
wenn nur die Wettbewerbshandlung an sich 
nachgewiesen werden kann. 

4. Anspruchsgegner
Anspruchsgegner ist der illoyale Gesellschaf-
ter bzw. Geschäftsführer. Allerdings kommt 
auch eine Haftung der konkurrierenden Ge-
sellschaft in Betracht, weil diese gem. § 31 BGB 
(ggf. analog) für ihre „verfassungsmäßig be-
rufenen Vertreter“ haftet. 

Die Haftung des konkurrierenden Unternehmens 
ist insbesondere dann interessant, wenn der 
illoyale Gesellschafter bzw. Geschäftsführer 
dieses selber oder über einen Strohmann als 
Schutzmantel für seine eigenen wettbewerbs-
widrigen Machenschaften missbraucht. 

5. Schluss
Bestand und Reichweite von Wettbewerbsver-
boten sind sehr differenziert zu betrachten, 
sodass sich die Rechte der GmbH bei einem 
vermeintlichen Verstoß nicht immer einfach 
bestimmen lassen. Es empfiehlt sich daher, 
möglichst klare und nicht überzogene Rege-
lungen in Satzung und Geschäftsführeranstel-
lungsvertrag aufzunehmen.
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weil die beanstandete Werbung nicht vollstän-
dig aus dem Internetauftritt des eigenen Un-
ternehmens oder der Vertriebspartner gelöscht 
wurde. Denn dann sind möglicherweise 
mehrere Vertragsstrafen zu zahlen. Aus diesem 
Grund ist es in manchen Fällen ratsam, als 
Abgemahnter die geforderte Unterlassungser-
klärung ganz bewusst nicht abzugeben und 
lieber ein Gerichtsverfahren zu riskieren, was 
ggfs. nur kurzfristig teurer ist.

Noch bedeutsamer für viele Unternehmen ist 
die mit einem Gerichtsurteil oder einer Unter-
lassungserklärung verbundene Einschränkung 
der künftigen Handlungsmöglichkeiten für ei-
gene zukünftige Werbemöglichkeiten, wenn bei 
jedem Verstoß gleich Sanktionen in Form von 
Ordnungsmitteln und Vertragsstrafen in vier- bis 
fünfstelliger Höhe drohen. Umso wichtiger ist 
es, vor jeder Werbemaßnahme deren werbe-
rechtliche Zulässigkeit angemessen zu über-
prüfen. Dies betrifft u. a. die folgenden Themen:

Irreführende Werbung und gesetzliche 
Pflichtangaben
Häufiger Grund für wettbewerbsrechtliche 
Abmahnungen sind Verstöße im Bereich der 
Pflichtangaben. Irreführende Werbung kann 
auch durch das Unterlassen bestimmter 
Pflichtangaben begangen werden:

�� Wer gegenüber Verbrauchern mit konkreten 
Preisen wirbt, ist grundsätzlich verpflichtet, 
in der Werbung seine Anschrift und die 
wesentlichen Merkmale des angebotenen 
Produkts zu nennen und ggfs. auf das Be-
stehen eines Widerrufsrechts hinzuweisen 
(§ 5a Abs. 3 des Gesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb – UWG). 

Teil der wettbewerbsrechtlichen Abmahnungen 
in der Praxis – zumindest teilweise – begründet 
ist. Dann genügt es nicht, das wettbewerbsrecht-
widrige Verhalten nach Erhalt der Abmahnung 
einfach zu beenden bzw. einzustellen. Ein Ge-
richtsverfahren mit einer einstweiligen Verfügung 
oder einem Unterlassungsurteil kann dann nur 
verhindert werden, wenn die Unterlassungser-
klärung mit einem hinreichenden Vertragsstra-
feversprechen versehen ist. Dies setzt in den 
meisten Fällen voraus, dass die versprochene 
Vertragsstrafe mehrere tausend Euro beträgt 
oder eine „vom Gläubiger nach billigem Ermes-
sen festzusetzende und vom zuständigen Gericht 
zu überprüfende Vertragsstrafe“ versprochen 
wird (sog. „Neuer Hamburger Brauch“).

Was „kostet“ die Abmahnung?
Gezahlt werden müssen die Abmahnkosten,  
wenn die Abmahnung begründet war, d. h. der 
behauptete Rechtsverstoß tatsächlich vorlag, 
und soweit sie angemessen sind. Die Gerichte 
gehen in Wettbewerbssachen meist von fünfstel-
ligen Streitwerten aus, nach denen sich die An-
waltskosten und Gerichtskosten berechnen. Im 
Markenrecht liegt der Streitwert selten unter 
50 000 Euro. Gezahlt werden müssen aber weder 
der in der Abmahnung genannte Streitwert (z. B. 
50 000 Euro) noch die darin genannte Vertrags-
strafe (häufig 5 001 Euro), sondern die nach dem 
Streitwert berechneten Rechtsanwaltskosten als 
Erstattungsanspruch des Abmahners. Diese 
betragen meist zwischen 500 und 2 000 Euro.

Verglichen damit sind die „Kosten“ einer Ab-
mahnung aber um ein Vielfaches höher, wenn 
man kurz nach Abgabe einer Unterlassungs-
erklärung schon gegen diese verstößt, z. B. 

Fast jeder Unternehmer beschäftigt sich 
mit den Themen: „Wie werbe ich?“ und „Wie 
wirbt meine Konkurrenz?“ – viel zu wenige 
angemessen mit der Frage: „Darf man das 
auch tatsächlich?“. Dabei sollte eine nähere 
Beschäftigung mit dem Thema wirtschaft-
lich lohnend sein angesichts der drohenden 
Sanktionen. Denn das Wettbewerbsrecht 
wird in Deutschland i. d. R. und überwiegend 
nicht durch staatliche Behörden, sondern 
durch Verbände, Verbraucherschutzvereine 
und Wettbewerber durch Abmahnungen 
durchgesetzt.

Endlich ist es soweit: Die neue Internetseite 
des Unternehmens ist online, voller Stolz wird 
den Kunden und Geschäftspartnern das krea-
tive Wunderwerk präsentiert. Doch nur wenige 
Tage später kommt das böse Erwachen. Vier 
verschiedene Abmahnungen flattern ins Haus 
und beanstanden den (vermeintlich) neuen 
Slogan, die Fotos von der letzten Messe, die 
überschwänglichen Werbeaussagen über die 
neueste Produkteinführung und fehlende 
Angaben im Impressum. 

Dem Abgemahnten kann nur geraten werden, 
das Schreiben nicht einfach wegzuwerfen und 
abzuwarten. Er sollte aber auch nicht einfach 
ungeprüft die geforderte Unterlassungserklärung 
unterschreiben, um das Thema – vermeintlich 
– schnell zu beenden, sondern sich sorgfältig 
mit deren Inhalt beschäftigen. Denn wirtschaft-
lich geht es am Ende meist nicht um die Ab-
mahnkosten und um die Vergangenheit, sondern 
vielmehr um die Zukunft, insbesondere um die 
zukünftigen Werbemöglichkeiten des Abge-
mahnten. Die Erfahrung zeigt, dass der größte 

Julia Blaue | Rechtsanwältin
Dipl.-Volksw. Joachim Rudo | Rechtsanwalt  
Fachanwalt für gewerblichen Rechtsschutz, Fachanwalt für Urheber- und Medienrecht
Brinkmann.Weinkauf Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, Hannover

Werberecht
Spielregeln für fairen Wettbewerb oder Spielwiese für Abmahnungen?
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für Papier, Strom, Toner und Wartung belastet 
und sein Faxgerät blockiert wird. 

Die Zusendung von Werbemails ist ohne vor-
herige ausdrückliche Einwilligung des Emp-
fängers unzulässig (Spam). Dies gilt nicht nur 
gegenüber Verbrauchern, sondern auch für 
Werbemails an Unternehmen. Eine mutmaßli-
che Einwilligung reicht nicht aus. Im Streitfall 
muss der Werbende das Vorliegen einer Ein-
willigung beweisen, was in der Praxis meist zu 
Schwierigkeiten führt. Es genügt auch nicht, 
den Empfänger in der E-Mail darauf hinzuwei-
sen, dass er weitere E-Mails dieser Art abbe-
stellen kann. Erforderlich als Nachweis ist eine 
schriftliche Einwilligungserklärung oder das 
sogenannte Double-Opt-In-Verfahren. Dabei 
muss nach der Eingabe der E-Mail-Adresse bei 
der Anmeldung (z. B. für einen Newsletter) der 
Inhaber der E-Mail-Adresse durch Antwort auf 
eine Check-Mail des Werbenden seinen Wunsch 
nach Erhalt von Werbemails noch einmal be-
stätigen.

Social-Media-Marketing
Auch die Werbung auf Facebook, Twitter, Ins-
tagram und Co. muss neben deren Nutzungs-
bedingungen die Grenzen, die das UWG und 
das Datenschutzrecht setzen, beachten. 
Häufig wird bei der Einbindung von Nutzern, 
durch die Reichweite generiert werden soll, der 
geschäftliche Charakter der Werbung verschlei-
ert und damit gegen das UWG verstoßen. Dass 
es hier bislang nur zu recht wenigen Gerichts-
entscheidungen gekommen ist, kann nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass es beim Social-
Media-Marketing zu massenhaften Wettbe-
werbsrechtsverstößen kommt. Vieles was hier 
auf den ersten Blick originell erscheint, ist nur 
deshalb einzigartig am Markt, weil es nach 
dem UWG verboten ist und andere Anbieter 
aus diesem Grund davon Abstand nehmen. 

�� Webshopbetreiber sind zu umfangreichen 
Impressumsangaben und fernabsatzrecht-
lichen Angaben verpflichtet.

�� Die Preisangabenverordnung verpflichtet 
bei Werbung gegenüber Endverbrauchern 
zur Angabe von Bruttopreisen inklusive 
Mehrwertsteuer und von Grundpreisen für 
bestimmte Mengeneinheiten, um die Ver-
gleichbarkeit der Preise für den Verbraucher 
zu fördern.

Für viele Produkte sehen darüber hinaus spe-
zialgesetzliche Regelungen bestimmte Pflichtan-
gaben für die Werbung bzw. Kennzeichnung 
vor: Beispielsweise müssen in der Werbung

�� für Lebensmittel u. a. Zutaten, Nährwerte 
und Allergene,

�� für Kraftfahrzeuge Kraftstoffverbrauch und 
CO²-Emissionen, 

�� für Verbraucherdarlehen u. a. der effektive 
Jahreszins und der Gesamtbetrag

angegeben werden; bei Immobilienanzeigen 
müssen u. a. Angaben zum Energieausweis 
und zum Baujahr und bei Textilien u. a. Roh-
stoffgehaltsangaben erfolgen.

Direktmarketing: Werbung per Telefon, 
Telefax und E-Mail
Weil die massenhafte Verwendung von E-Mail-
und Telefonwerbung mit Belästigungen für die 
Betroffenen verbunden ist, schränken § 7 UWG 
und das Bundesdatenschutzgesetz diese 
Werbemöglichkeiten deutlich ein.

Werbeanrufe bei Verbrauchern sind nur dann 
erlaubt, wenn der Angerufene zuvor ausdrück-
lich eingewilligt hat. An die Formulierung der 
Einwilligungserklärung stellt die Rechtsprechung 
hohe Anforderungen. Werbeanrufe bei Unter-
nehmern erfordern zumindest eine mutmaß-
liche Einwilligung. Auch Telefaxwerbung ist 
ohne vorherige ausdrückliche Einwilligung des 
Empfängers verboten, weil dieser durch Kosten 

Geschützte Marken, Designs und 
Urheberrechte 
Noch weitaus schärfere Sanktionen drohen 
bei der Verletzung von Marken, Designs oder 
Urheberrechten Dritter in der Werbung. So 
kann z. B. ein Onlinehändler schon durch 
das Angebot eines einzigen T-Shirts auf 
einer Handelsplattform, wenn bestimmte 
Bilder oder Texte in der Werbung, auf dem 
T-Shirt oder dem Etikett verwendet werden, 
gleichzeitig mehrere Urheber-, Marken- und 
Designrechte mehrerer Dritter verletzen – 
auch ohne es zu wissen oder zu wollen. Bei 
Schutzrechtsverletzungen drohen zusätzlich 
zu den o. g. Ansprüchen auf Unterlassung 
und Abmahnkostenerstattung auch noch 
Schadensersatzansprüche, detaillierte 
Auskunftspflichten über sensible Interna 
wie Preiskalkulationen und Vertriebswege, 
Rückrufpflichten, die Vernichtung von Waren 
und Regressansprüche der eigenen Abneh-
mer. 

Wer jahrelang hohe Werbeausgaben für einen 
neuen Produkt- oder Firmennamen getätigt 
hat und dann plötzlich feststellen muss, dass 
ein Dritter ältere Rechte daran hat, schuldet 
nicht nur Schadensersatz bzw. Lizenzgebüh-
ren für die Vergangenheit, sondern muss 
realisieren, dass alle teuren Investitionen in 
den Produkt- oder Firmennamen, der nun 
nicht mehr genutzt werden darf, verloren 
sind.

Nicht nur dieses Beispiel zeigt, wie wichtig 
es ist, jeden Produktnamen und jedes Wer-
bemittel vor der Verwendung angemessen 
auf die werberechtliche Zulässigkeit zu über-
prüfen, um Abmahnkosten und Schadens
ersatzansprüche zu vermeiden und 
Handlungsspielräume für die eigene zukünf-
tige Werbung zu erhalten.
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Was ist neu, was bleibt?
Das beginnt mit einer neuen Definition von Geschäfts-
geheimnissen: „Geschäftsgeheimnisse sind geheime 
Informationen, die kommerziellen Wert haben, weil sie 
geheim sind und die Gegenstand von den Umständen 
entsprechenden angemessenen Geheimhaltungsmaß-
nahmen durch die Person sind, die die rechtmäßige 
Kontrolle über die Informationen besitzt.“ Diese For-
mulierung knüpft an die deutsche Rechtsprechung an 
und überschneidet sich in vielen Aspekten mit dem 
bisherigen deutschen Begriffsverständnis. Es gibt aber 
auch entscheidende Abweichungen, die es erforderlich 
machen, dass Unternehmen ihre Regelwerke überprü-
fen und gegebenenfalls überarbeiten. So ist es nun 
erforderlich, dass Unternehmen „angemessene Ge-
heimhaltungsmaßnahmen“ treffen. Dies führt zwangs-
läufig zu der Frage, welche Standards hierfür gelten 
und ob die bereits getroffenen Maßnahmen ausreichend 
sind oder geändert werden müssen.

Voraussetzung für mehr Schutz
Ganz neu ist die Forderung nach angemessenen Ge-
heimhaltungsmaßnahmen allerdings nicht. In anderen 
Ländern, bspw. den USA mit dem Defend Trade Secrets 
Act von 2016, ist das seit vielen Jahren üblich. Es lohnt 
daher ein Blick auf die Erfahrungen dort. Ein wesentlicher 
Gesichtspunkt ist, dass der Kostenaufwand für „ange-
messene“ Geheimhaltungsmaßnahmen im Rahmen 
bleiben darf. Es ist daher zu erwarten, dass auch in 
Europa nur angemessene, nicht aber stets bestmögliche 
Vorkehrungen zum Geheimnisschutz getroffen werden 
müssen. Schließlich ist die Zielsetzung der Know-how-
Richtlinie, dort einzugreifen, wo getroffene faktische 
Geheimhaltungsmaßnahmen versagt haben. Würde die 
Know-how-Richtlinie Maßnahmen erwarten, die ein 
Nachaußendringen von Informationen sicher verhindern, 
wäre die Richtlinie selbstredend entbehrlich.

Mit der rasanten technischen und informations-
technologischen Entwicklung haben für Unterneh-
men Informationen erheblich an Wert und Bedeutung 
gewonnen. Sie bestimmen nicht nur entscheidend 
den Marktwert eines Unternehmens, sondern kön-
nen auch einen erheblichen wettbewerblichen Vor-
sprung vor Mitbewerbern bedeuten.

Für viele Unternehmen ist der Schutz ihrer Informatio-
nen daher essenziell. Dies zeigt sich beispielsweise in 
der Automobilindustrie. So haben die drei aktivsten 
deutschen Patentanmelder, nämlich die Robert Bosch 
GmbH, die Schaeffler Technologies AG & Co. KG und 
die Daimler AG, im Jahr 2016 beim Deutschen Patent- 
und Markenamt insgesamt rund 8 000 Patentanmel-
dungen eingereicht. 

Geheimnisschutz für Nicht-Patentierbares
Neben dem Schutz von technischen Erfindungen sind 
Unternehmen allerdings auch darauf angewiesen, 
Informationen geheim zu halten und zu schützen, die 
nicht patentierbar sind. Hierzu zählen insbesondere 
das aufgrund langjähriger geschäftlicher Tätigkeiten 
gesammelte Know-how, Kundendaten, Kosten- und 
Preisinformationen oder Kontakte zu Geschäftspartnern. 
Derartige Informationen könnten mangels eines aus-
reichenden gesetzlichen Schutzes nur durch Geheim-
haltung, also durch unternehmensinterne Maßnahmen 
oder mittels gesonderter vertraglicher Abreden zwischen 
Unternehmen und Unternehmensgruppen geschützt 
werden.

Durch die seit nunmehr rund einem Jahr geltende Know-
how-Richtlinie 2016/943, die von den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union bis zum 09.06.2018 umzuset-
zen ist, kommen die Regelungen zum Geheimnisschutz 
in Bewegung.

Mehr Schutz für Geheimnisse
Die neue EU-Know-how-Richtlinie

Jens Engberding, LL.M. | Rechtsanwalt
Dipl.-Phys. Dr.-Ing. Jan Plöger, LL.M. | Patentanwalt, European Patent Attorney, European Trademark + Design Attorney
Gramm, Lins & Partner | Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB Hannover und Braunschweig
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Explizit vom Schutz durch die Know-how-Richtlinie aus-
genommen sind solche Fälle, in denen Geheimhaltungs-
maßnahmen in fahrlässiger Weise nicht oder 
offensichtlich unzureichend getroffen worden sind. Das 
neue Recht verbessert daher den Schutz derjenigen, die 
bereits jetzt mit Augenmaß ihre Geheimnisse schützen, 
es entbindet aber gerade nicht von eigenen Vorkehrungen.

Was ist zu tun?
Aus Unternehmenssicht sollte gleichwohl nicht darauf 
vertraut werden, dass die bisher getroffenen Maßnahmen 
ausreichend sind. Schlimmstenfalls droht die Nichtan-
wendbarkeit der Know-how-Richtlinie mit der Folge, dass 
betroffene Informationen ohne Sanktionen von Dritten 
verwendet werden dürfen. Es ist daher dringend anzura-
ten, die intern getroffenen Maßnahmen kritisch zu prüfen 
und gegebenenfalls zu überarbeiten oder anzupassen.

Zunächst sollte die Frage geklärt werden, wer im Un-
ternehmen für den Schutz von Informationen zuständig 
ist. Nur so lassen sich Kompetenzen bündeln und 

Reibungsverluste vermeiden. Sodann ist es erforderlich, 
geheim zu haltende Informationen im Unternehmen zu 
identifizieren und zu sammeln. Anschließend sind 
diese Informationen nach dem Grad ihrer Sensibilität 
zu bewerten und zu klassifizieren und darauf aufbauend 
die zu treffenden Geheimhaltungsmaßnahmen zu 
bestimmen. Eine ganz wesentliche Aufgabe ist in diesem 
Zusammenhang auch die Gestaltung von Verträgen mit 
Mitarbeitern und Geschäftspartnern.

Fazit
Die wenigsten Unternehmen dürsten nach neuen ge-
setzlichen Vorgaben. Die gute Nachricht ist, dass die 
Know-how-Richtlinie den Schutz für solche Unterneh-
men verbessert, die sich ernsthaft schützen und 
dennoch Opfer von Geheimnisverrat werden. Wer über 
ein funktionierendes und den Anforderungen der 
Know-how-Richtlinie gerecht werdendes Geheimnis-
schutzkonzept verfügt, steht in Zukunft besser da. Es 
ist vorteilhaft, möglichst frühzeitig die eigenen Maß-
nahmen zu überprüfen oder externen Rat einzuholen.

Unternehmen sind darauf angewiesen, Informationen geheim zu halten und zu schützen, die nicht patentierbar sind.

„Die wenigsten Unternehmen dürsten nach  
					     neuen gesetzlichen Vorgaben.“
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Was ist eine Cyberversicherung?
Stellen Sie sich einmal vor, Ihre gesamte IT fällt aus: 
Was machen Ihre Mitarbeiter, wenn die Server nicht 
am Netz sind? Welche Kosten entstehen Ihnen da-
durch? 
Um sich vor solchen Risiken zu schützen, gibt es zahl-
reiche Sicherheitsmaßnahmen, die ein Unternehmen 
ergreifen kann, wie bspw. eine regelmäßige Daten
sicherung durch Backup-Systeme, aber auch ein Not-
fallhandbuch hilft im „Worst Case“ das Richtige zu tun. 
Ist Ihr Unternehmen dennoch Opfer eines Hackerangriffs 
geworden, hilft Ihnen eine sog. Cyberversicherung.

„Warum sollte sich jemand die Mühe machen, sich in unsere Daten 
zu hacken?“ Viele Unternehmen halten sich für zu klein, als dass sie 
ins Visier von kriminellen Hackern geraten könnten – „das ist ein ge-
fährlicher Irrglaube“ wird Alexander Erdland, Präsident des Gesamt-
verbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft zitiert. Häufig kann 
bei Cyberangriffen weder auf die Identität noch auf die Hintergründe 
des Angreifers geschlossen werden. Eine Vielzahl von Hackerangriffen 
richtet sich nicht einmal gezielt gegen ein bestimmtes Opfer. Hier ent-
steht die eigentliche Gefahr: Jeder ist ein potenzielles Opfer.  

Die Geschichte der Cyberversicherung
Durch die fortschreitende Digitalisierung erwachsen 
neue Risiken. Galt die EDV in vielen Firmen früher nur 
als Unterstützung der täglichen Arbeit, so ist sie heute 
nicht mehr wegzudenken. Im Großteil aller Firmen sind 
sämtliche Prozesse nur noch elektronisch abgebildet, 
das Arbeiten mit Akten und schriftlichen Notizen gehört 
der Vergangenheit an. Informationen sind elektronisch 
jederzeit und überall abrufbar. Die steigende Abhän-
gigkeit wird jedoch erst bei einem tatsächlichen Ausfall 
der IT ersichtlich. Eine Absicherung gegen diese „Cy-
berrisiken“ kann man seit etwa 4 Jahren in Deutschland 
abschließen. In den ersten auf dem Markt erschienenen 
Versicherungsbedingungen waren die versicherten 
Schadenereignisse zunächst jeweils einzeln definiert. 
Trat eines dieser beschriebenen Schadenereignisse 
ein, wurde eine Leistung fällig, nicht genannte Scha-
denereignisse waren nicht versichert.

2017: Paradigmenwechsel in der Cyberversicherung 
Im Jahr 2017 ist viel passiert: Der Gesamtverband der 
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat sog.  

Musterbedingungen zur gewerblichen Cyberver-
sicherung veröffentlicht. Diese Musterbedingun-
gen sollen Versicherern die Entwicklung von 
Angeboten erleichtern und dienen als eine Art 
„Wegweiser“. Die Musterbedingungen sind im 
Vergleich zu den bis dato marktüblichen Versi-
cherungsbedingungen häufig umfangreicher 
und vor allem beinhalten sie einen weiter ge-
fassten Versicherungsbegriff. Eine Cyberversi-
cherung leistet heute nicht nur bei Datenklau 
und Betriebsunterbrechungen, sondern übernimmt 
auch Kosten für IT-Forensiker, Krisenkommuni-

kation und vor allem für eine Soforthilfe im 
Schadenfall, um den Folgeschaden möglichst 

gering zu halten. Im Vergleich zu Schaden-
fällen in anderen Versicherungssparten 
kann in der Cyberversicherung der tat-
sächliche Schaden anfänglich nicht klar 
definiert werden. Das potenzielle Schaden-

spektrum ist meist um ein Vielfaches höher. 

Cyberversicherung
Wie lassen sich Cyberrisiken zukünftig absichern? 

Ralf Stelzer | Geschäftsführer
Marlon Purps | Ansprechpartner Cyberversicherung 
Döhler Hosse Stelzer GmbH & Co. KG, Braunschweig
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Wie funktioniert die Cyberversicherung?  
Eckpunkte der unverbindlichen Musterbedingungen des GDV

www.gdv.de | Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtscha	 (GDV)

 Drittschäden

Schadensersatzforde-
rungen von Kunden  
wegen Datenmissbrauch 
und/oder Lieferverzug. 

Entschädigung 
berechtigter und 
Abwehr unberechtigter 
Forderungen.

 Eigenschäden

Wirtschaftliche Schäden  
durch Betriebsunterbrechung.

Zahlung eines Tagessatzes.

Kosten der Datenwieder -
herstellung und System-
Rekonstruktion.

Übernahme der Kosten.

 Service-Leistungen

IT-Forensik-Experten zur Analyse, Beweis-
sicherung und Schadenbegrenzung.

Anwälte für IT- und Datenschutzrecht  
zur Erfüllung der Informationspflichten.

PR-Spezialisten für Krisenkommunikation 
zur Eindämmung des Imageschadens.

Jeweils Übernahme von   
Service & Kosten.

  Risikoeinschätzung 

Mit einem vom GDV entwickelten 
Fragebogen können Versicherer 
das individuelle Risiko eines 
Kunden einschätzen.

  Zielgruppe 

Die unverbindlichen Musterbedin  gungen der 
Cyberversicherung wurden für Freiberufler  
sowie kleine und mittelständische Unterneh -
men bis 50 Mio. Euro Umsatz entwicklelt.

 Die Cyberversicherung deckt... 
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Wie ist eine Cyberversicherung aufgebaut 
und was ist genau versichert?
In den Musterbedingungen des GDV zur Cyber-
versicherung wird das versicherte Risiko einer 
Cyberversicherung erstmalig als eine „Infor-
mationssicherheitsverletzung“ definiert. Diese 
ist wie folgt beschrieben: „[…] Informationssi-
cherheitsverletzung ist eine Beeinträchtigung 

�� der Verfügbarkeit, 
�� der Integrität und 
�� der Vertraulichkeit 

von elektronischen Daten des Versicherungs-
nehmers oder von informationsverarbeitenden 
Systemen, die er zur Ausübung seiner betrieb-
lichen oder beruflichen Tätigkeit nutzt.“ Der 
Begriff „elektronische Daten“ umfasst in diesem 
Sinne auch sämtliche Softwares und Program-
me. Eine Cyberversicherung deckt neben Ei-
genschäden auch Drittschäden ab und stellt 
eine Vielzahl an Serviceleistungen für den 
Notfall zur Verfügung.

Anhand eines realen Beispiels, dem in 2016 
in Umlauf geratenen Trojaner „Locky“, wollen 
wir Ihnen das gesamte Leistungsspektrum 
einer Cyberversicherung veranschaulichen:
„Locky“ ist eine Schadsoftware, die in verschie-
denen Ländern der Welt – und insbesondere 
in Deutschland – in Umlauf geraten ist. Es 
handelt sich dabei um einen Verschlüsselungs-
trojaner, der bei Infizierung eines Rechners den 
Zugriff auf die gespeicherten Daten verschlüs-

selt. Ist der Server befallen, steht im schlimms-
ten Fall der gesamte Geschäftsbetrieb still. Bei 
einem Cybergriff ist es notwendig, schnell zu 
handeln. Die Cyberversicherung stellt speziell 
geschulte Experten, sogenannte IT-Forensiker, 
zur Verfügung, die im Notfall analysieren kön-
nen, warum und wie ein Netzwerk lahmgelegt 
wurde. So kann das Ausmaß eines Schadens 
eingeschätzt und mögliche Folgeschäden 
verhindert werden (Serviceleistung).

Sowohl für die entstandene Betriebsunterbre-
chung als auch für die Kosten der Rekonstru-
ierung befallener Daten und die Entfernung 
dieser Schadsoftware kommt die Cyberversi-
cherung auf (Eigenschäden).

Wird im Rahmen einer forensischen Untersu-
chung festgestellt, dass durch diesen Cyber-
angriff bestimmte Daten, wie bspw. die 
gesamte Kundendatei, entwendet wurden, 
besteht für das betroffene Unternehmen eine 
Meldepflicht. Weigert sich ein Unternehmen, 
drohen erhebliche Bußgelder. In so einem Fall 
stellt die Cyberversicherung den Kontakt zu 
Anwälten aus dem IT- und Datenschutzrecht 
her. Zudem kann das betroffene Unternehmen 
für diese ungewollte Datenübermittlung haftbar 
gemacht werden und die geschädigten Kunden 
können bei Missbrauch ihrer Daten Schaden-
ersatz verlangen. Die Cyberversicherung prüft 
in diesem Fall die Haftpflichtfrage, entschädigt 

die geschädigten Kunden und wehrt unberech-
tigte Schadenersatzansprüche ab (Drittleistung).

Solch ein Szenario kann schnell zur Schlagzei-
le „Datenklau bei …“ führen und den Ruf eines 
Unternehmens nachhaltig schädigen. Auch 
hier bietet die Cyberversicherung eine passen-
de Lösung an. Durch den Einsatz von profes-
sionellen PR- und Krisenberatern wird versucht, 
einen Imageverlust zu vermeiden und die öf-
fentliche Reputation zu wahren.

Nicht jeder Hackerangriff ist ein existenzbe-
drohendes Risiko. Häufig steht nicht die Er-
stattung eines rein monetären Schadens im 
Fokus, sondern die durch die enthaltenen 
Serviceleistungen angebotene Hilfe, um den 
gewohnten Betriebsablauf möglichst schnell 
wiederherzustellen.
 
Welche Mindeststandards muss ein Unter-
nehmen aufweisen?
Kaum ein anderer Bereich in einem Unterneh-
men unterliegt einem so stetigen Wandel wie 
die IT. Sicherheitsmaßnahmen müssen regel-
mäßig aktualisiert und erneuert werden. Um 
eine Absicherung individuell zu gestalten, 
muss eine Bedarfsermittlung anhand einer 
Ist-Analyse erfolgen. Vereinfacht gesagt, prüft 
die Versicherungsgesellschaft zunächst, ob 
der Kunde sein Möglichstes getan hat, um sich 
vor einer Vielzahl von Cyberbedrohungen zu 
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IT-Sicherheit und Datenschutz mit:
DÖHLER HOSSE STELZER GmbH & Co. KG
Bankplatz 7a, 38100 Braunschweig, TEL +49 (531) 24 25 4-0

www.dhs-versicherungsmakler.de … info@dhs-versicherungsmakler.de
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schützen. Nur bei Einhaltung definierter Mindestan-
forderungen kann der Versicherungsschutz geboten 
werden. Je nach Größe, Unternehmenszweck und 
Anzahl der Datensätze variieren diese Mindestanfor-
derungen. Grundlegend sollte jedes Unternehmen 
dafür Sorge tragen, dass die Software auf dem aktu-
ellen Stand ist, eine regelmäßige Datensicherung 
stattfindet und neben einer Antivirensoftware eine 
Firewall den Zugang in das Firmen-Netzwerk beschränkt. 
Wenngleich diese Anforderungen als Mindeststandards 
für einen Versicherungsschutz zu verstehen sind, 
sollten diese Maßnahmen unabhängig hiervon Be-
standteil einer gut aufgestellten Unternehmens-IT sein.

Was kostet eine maßgeschneiderte Absicherung?
Die Prämiengestaltung in der Cyberversicherung ist von 
zahlreichen Faktoren abhängig und erfolgt sehr indivi-
duell. Anhand von zwei Beispielen wollen wir Ihnen 
eine Größenordnung möglicher Prämiensätze aufzeigen:

1. 
�� Ein Unternehmen mit einem Jahresumsatz von  
1 Mio. Euro und bis zu 5 000 gespeicherten Daten-
sätzen zahlt für eine Cyberversicherung mit einem 
Versicherungsumfang ähnlich der Musterbedingun-
gen des GDV, einer Versicherungssumme von 250 000 
Euro und einer vereinbarten Selbstbeteiligung von 
1 000 Euro einen Jahresbeitrag von ca. 795 Euro (inkl. 
Versicherungssteuer).

2. 
�� Ein Unternehmen mit einem Jahresumsatz von 5 
Mio. Euro und bis zu 20 000 gespeicherten Datensät-
zen zahlt für eine Cyberversicherung mit einem 
Versicherungsumfang ähnlich der Musterbedingun-
gen des GDV, einer Versicherungssumme von 1 Mio. 
Euro und einer vereinbarten Selbstbeteiligung von 
2 500 Euro einen Jahresbeitrag von ca. 2 950 Euro  
(inkl. Versicherungssteuer).

Die Prämienkalkulation und die geforderten Mindestsicherungen sind abhängig von der Anzahl und der Art 
der gespeicherten Datensätze. Enthalten die zu versichernden Datensätze unter anderem Angaben zu Kredit-
kartendaten, wird das Risiko höher bewertet und die Prämie steigt entsprechend. Wir können nur empfehlen:
Lassen Sie sich ein verbindliches Angebot für Ihr Unternehmen erstellen.

fazit
Je mehr ein Unternehmen von 
digitalen Prozessen abhängig 
ist, desto wichtiger ist der 
Schutz genau dieser Prozesse. 
Eine Cyberversicherung ersetzt 
keine Investitionen in IT-Sicher
heitseinrichtungen, sondern 
ist vielmehr eine additive In-
vestition für den möglichen 
Schadenfall, um entstehende 
Kosten durch Folgeschäden zu 
minimieren. Abschließend lässt 
sich Folgendes festhalten:

In Zukunft besteht die IT-
Sicherheit in einem Unter-
nehmen aus 3 Bausteinen: 
1. technische Maßnahmen
2. organisatorische Maßnahmen 
3. Cyberversicherung
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Besteuerung des Sanierungsgewinns
Ein zentrales Problem bei der Erstellung von Insolvenz- oder  
Sanierungsplänen ist die Versteuerung des Sanierungsgewinns. 

Die Folgen dieser Entscheidung sind dramatisch, weil 
derzeit kein sicherer Weg vorhanden zu sein scheint, 
um die aufgrund eines Schuldenerlasses eintretenden 
negativen steuerlichen Folgen einer Sanierung durch 
Steuerfreistellung des Sanierungsertrags zu umgehen.  
 
Bundestag und Bundesrat haben sofort reagiert und 
eine neue Regelung in § 3a EStG geschaffen, wonach 
Sanierungserträge steuerfrei sind und zwar sowohl bei 
der Einkommensteuer/Körperschaftsteuer als auch bei 
der Gewerbesteuer.

Voraussetzung ist, dass das Unternehmen sanierungs-
bedürftig und sanierungsfähig ist und der Schuldener-
lass als Sanierungsmaßnahme geeignet ist sowie aus 
betrieblichen Gründen und in Sanierungsabsicht der 
Gläubiger erfolgt. Im Gegenzug sollen die Verlustver-
rechnung im Sanierungsjahr sowie alle bestehenden 
Verlustvorträge aus den Vorjahren nacheinander ge-
mindert werden.
 
Da die Sanierungserträge hiernach im Rahmen der 
steuerlichen Gewinnermittlung sachlich in voller Höhe 
freigestellt werden, ist die Freistellung keine Billigkeits-
maßnahme und die Finanzbehörde hat keinen Ermes-
sensspielraum.

Die neuen Vorschriften treten aber erst dann in Kraft, 
wenn die Kommission der Europäischen Union festge-
stellt hat, dass die Regelungen keine europarechtswid-
rigen Beihilfen darstellen. Bis heute ist nicht absehbar, 
wann die Kommission hierüber entscheiden wird.

Angesichts der aktuellen Unsicherheiten sollte daher 
ohne ausreichende Verlustvorträge auf andere Sanie-
rungsinstrumente wie insbesondere die übertragende 
Sanierung ausgewichen werden. 

Ein Sanierungsgewinn ist die Erhöhung des Be-
triebsvermögens, die dadurch entsteht, dass Schul-
den zum Zweck der Sanierung zumindest teilweise 
erlassen werden. Die erlassenen Verbindlichkeiten 
sind beim Schuldner auszubuchen, was zu einem 
Ertrag führt, der als Gewinn der Besteuerung unter-
liegen müsste.

Das Problem stellt sich grundsätzlich übrigens auch 
beim selbständigen Schuldner, der seinen Gewinn nach 
§ 4 Abs. 3 EStG mittels Einnahmen-Überschuss-Rechnung 
ermittelt, weil die Gewinnermittlung über die Totalpe-
riode zum gleichen Ergebnis führen muss, wie die Bi-
lanzierung.

Im sog. Sanierungserlass aus dem Jahr 2003 hat das 
Bundesministerium der Finanzen darauf hingewiesen, 
dass die Besteuerung von Sanierungsgewinnen nicht 
mit den Zielen der Insolvenzordnung zusammenpasse 
und eine erhebliche Härte darstelle. Der sog. Sanie-
rungserlass regelte dann allgemeinverbindlich, wie und 
unter welchen Voraussetzungen aufgrund von sachlicher 
Billigkeit die Einkommensteuer bzw. Körperschaftsteu-
er auf einen Sanierungsgewinn zunächst gestundet 
und dann erlassen werden konnte.

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat mit einer am 
08.02.2017 veröffentlichten Entscheidung (Beschluss 
vom 28.11.2016 – Az. GrS 1/15) entschieden, dass dem 
von der Finanzverwaltung aufgrund des im sog. Sanie-
rungserlass vorgesehenen Steuererlasses auf Sanie-
rungsgewinne die gesetzliche Grundlage fehlt. 
Prinzipielle Einwände gegen den Erlass von Steuern auf 
einen Sanierungsgewinn hat der BFH aber nicht gesehen.

Christian Hausherr | Rechtsanwalt, Fachanwalt für Insolvenz- und Arbeitsrecht
Peter Steuerwald | Rechtsanwalt, Fachanwalt für Insolvenzrecht
Hausherr Steuerwald Rechtsanwälte Insolvenzverwalter Partnerschaftsgesellschaft mbB, Braunschweig
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In vielen Unternehmen mangelt es am Wissen über die 
rechtlichen Pflichten, was den Verantwortlichen im 
Gebäudemanagement ein rechtskonformes Verhalten 
erschwert. Häufig ist das Bewusstsein nicht vorhanden, 
dass bei Unfällen, insbesondere mit Personenschäden, 
eine persönliche, strafrechtliche Haftung von Vorstän-
den, Geschäftsführern, Fachbereichsleitern oder ande-
ren Verantwortlichen drohen kann. Aus diesen Gründen 
ist es für die Eigentümer/Betreiber von Gebäuden und 
Anlagen wichtig, ihre Pflichten zu kennen und Risiken 
möglichst frühzeitig zu identifizieren. Dazu ist der 
Aufbau einer rechtssicheren (risikoarmen) Betriebsor-
ganisation erforderlich. Des Weiteren empfiehlt es sich, 
eine Pflichtenliste (oder auch Prüfrolle) für den Immo-
bilienbestand zu erarbeiten und fortlaufend zu pflegen. 
Als gute Arbeitshilfen haben sich hier die von der 
GEFMA (Deutscher Verband für Facility Management)  
herausgegebenen Formblätter/Pflichtenübersichten 
erwiesen (z. B. GEFMA 190 Anhang, GEFMA S. 900 ff. 
hier insb. S. 914 ff.). Wünschenswert wäre natürlich eine 
Art „Betreiberverantwortungsrichtlinie“ o. ä., in der der 
Gesetzgeber klar und deutlich vorgibt, welche konkre-
ten Pflichten Gebäudeeigentümer wahrnehmen müssen. 
Dies würde sicher zur Entbürokratisierung und zum 
Abbau von Verunsicherung in der Immobilienmanage-
ment-Branche beitragen. Allerdings steht zu befürchten, 
dass dies in absehbarer Zeit nicht passieren wird.

Eigentum (und Handeln) verpflichtet! Dieser rechtli-
che Grundsatz ist sogar im Grundgesetz verankert. 
Der Gesetzgeber fordert somit die sorgfältige Wahr-
nehmung von Verantwortung durch Unternehmen 
und deren handelnden Personen im Immobilienma-
nagement. Dieser Pflicht nachzukommen, gestaltet 
sich jedoch zunehmend schwierig, da die Flut von 
einzuhaltenden Pflichten (rund um ein Grundstück, 
Gebäude oder technische Anlagen) unüberschaubar 
und schwierig händelbar und auch aktualisierbar ist.

Zwar bekräftigt die Politik immer wieder Deregulie-
rungs- und Entbürokratisierungsmaßnahmen umset-
zen zu wollen, die Gebäudemanagementpraxis im Jahr 
2017 zeigt jedoch ein ganz anderes Bild. Innerhalb 
von ca. 1 Jahr wurden bspw. mehr als 70 neue oder 
geänderte Vorschriften (Summe aus Gesetzesände-
rungen, Änderungen von Verordnungen, DIN-Normen, 
ASR-Richtlinien, UVV-Richtlinien und zahlreiche wei-
tere Vorschriften von gesetzlichen und privaten Re-
gelsetzern) mit Relevanz zum Immobilienmanagement 
neu veröffentlicht. Dabei muss erwähnt werden, dass 
allein eine Vorschrift mehrere hundert Pflichten für 
den Gebäudeeigentümer oder Betreiber mit sich 
bringen kann. Des Weiteren kommt verkomplizierend 
hinzu, dass diese „Vorschriften“ bzgl. der verwendeten 
Begrifflichkeiten oft nicht vereinheitlicht sind.

Wie gehen Sie mit den Betreiberpflichten 
für Ihren Immobilienbestand um?
Eigentümer von Grundstücken und Gebäuden oder auch deren Betreiber  
haben per Gesetz besondere Pflichten.

Dipl.-Ing. (FH) Denny Karwath | Prokurist | NORD/FM Norddeutsche Facility-Management GmbH, Hannover

Pflichten kennen und Risiken frühzeitig identifizieren (hier sehen Sie vier Beispiele)

Unfall mit Todesfolge: Legionellen im Kühlturm einer Kälteanlage Einsturz einer Halle unter Schneelasten Umgestürzte Bäume
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Die Norddeutsche  
Facility-Management Gesellschaft

Telefon: (0511) 361-99 79
Email: info @ nordfm.de
Internet: www.nordfm.de

HANNOVER • FRANKFURT • BERLIN • BRAUNSCHWEIG • MAGDEBURG

Intelligentes Facility-Management 
steigert den Wert Ihrer Immobilie:

Facility-Management Beratung

• Benchmarking

• FM- /Gebäudesubstanz-Analyse

• Ausschreibung von Serviceleistungen

• FM-Qualitäts-Audit

• Organisations- und Prozessberatung

• CAFM-Einführung

Objektmanagement

• Bewirtschaftungssteuerung und  
Monitoring

• Property Management

• Energiemanagement /-audits

Baumanagement

• Planungs- und baubegleitendes FM

• Projektsteuerung /Bauherrenvertretung

Profis für  
Ihre Immobilie
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Pflichtenübertragung
Sofern nun im „Dschungel der Pflichten“ eini-
germaßen Klarheit besteht oder erarbeitet 
wurde, kann durch Delegation Verantwortung 
auf Dritte (z. B. eigene Mitarbeiter, Fremdfirmen, 
Sachverständige/Sachkundige, Vermieter/
Mieter) übertragen werden. Eine wirksame 
Pflichtenübertragung an eigene Führungskräf-
te und Beschäftigte sowie an Fremddienstleis-
ter setzt diverse Grundregeln voraus. Dazu 
muss eine klare, eindeutige Definition der zu 
übertragenden Aufgaben erfolgen und eine 
sorgfältige Selektion von geeigneten Führungs-
kräften/Beschäftigten/Dienstleistern durchge-
führt werden. Ganz wesentlich ist auch die 
Ausstattung des Verpflichteten mit den erfor-
derlichen Mitteln und Befugnissen, sowie 
deren entsprechende An-/Ein-/Unterweisung. 

Besonders zu beachten ist, dass eine vollstän-
dige Übertragung der Betreiberverantwortung 
grundsätzlich nicht möglich ist und somit ein 
Teil der Verantwortung immer beim Eigentümer/
Betreiber verbleibt  (Steuerungs- und Kontroll-
pflichten).

Die praktische Umsetzung
Der Weg zur „risikoarmen“ Betriebsorganisa-
tion bedingt eine Analyse der bestehenden 
Aufbau- und Ablauforganisation, der vorhan-
denen Dienstleistungsverträge sowie die 
Überprüfung der gängigen Praxis beim An-/
Ein-/Unterweisen der Verpflichteten. Hierzu 
empfiehlt es sich, bewährte Checklisten zu 
verwenden, die auch von FM-Beratungsunter-
nehmen erfolgreich angewendet bzw. bereit-
gestellt werden können. 

Umgestürzte Bäume Unfall in einer automatischen Drehtür

Legionellen sind eine Gattung stäbchenförmiger Bakterien aus der Familie der Legionellaceae.  
Sie sind im Wasser lebende gramnegative und nicht sporenbildende Bakterien, die durch eine 
oder mehrere polare oder subpolare Flagellen beweglich sind.

Betreiberverantwortung

Beratung bzgl. BIM  
(Building Information Modeling)



Im nächsten Schritt sind ggf. interne organisatorische 
Korrekturen (z. B. Stellenbeschreibungen aktualisieren, 
Kompetenzen neu vergeben) vorzunehmen und die 
fremdvergebenen technischen und infrastrukturellen 
FM-Dienstleistungen möglicherweise vertraglich neu 
zu strukturieren oder anzupassen. Damit kann die 
Delegation der Betreiberverantwortung auf die externen 
Dienstleister durch die Nutzung aktueller Vertragswer-
ke nach neuesten Erkenntnissen erfolgen. Entspre-
chendes gilt in ähnlicher Weise auch für Mietverträge.

Im laufenden Betrieb sollte eine regelmäßige Über-
prüfung der Einhaltung der Rahmenbedingungen durch 
FM-Audits erfolgen. Hierdurch werden die Steuerungs- 
und Kontrollpflichten wahrgenommen und nachge-
wiesen.

Fazit
Die Wahrnehmung der Betreiberverantwortung ist eine 
nicht zu unterschätzende  Aufgabe, die durch die sich 
überlagernden Dimensionen von Technik, Organisation 
und Recht schwer zu beherrschen ist. Gerade deswegen 
ist eine professionelle Vorgehensweise bei der Weiter-
entwicklung hin zu einer risikoarmen Betriebsorgani-
sation erforderlich. Die rechtssichere Dokumentation 
des Bestandes und der Abläufe nimmt eine Schlüssel-
funktion ein, wenn es im Schadensfalle darum geht, 
sich zu exkulpieren* und den Nachweis zu führen, alles 
getan zu haben, um eben diesem Schaden vorzubeugen.

Nur so kann die Wahrnehmung der Betreiberverant-
wortung nachhaltig sichergestellt und das Betreiberri-
siko auf ein Minimum reduziert werden.

Die Einstellung  
	 „Was ich nicht weiß, macht mich nicht heiß.“
							       hilft hier nicht!
Im Schadensfalle entscheidet nicht nur die Frage, was die Unternehmensleitung tatsächlich wusste,  
sondern auch, was sie hätte wissen können!
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keine transparenz über die tech-
nische gebäudeausrüstung (TGA)
 keine Anlagenlisten verfügbar
 keine Anlagenbeschreibungen/-attribute verfügbar
 keine Übersicht über Wartungsverträge
 keine einheitlichen Wartungsstandards
 �keine bzw. nur sehr geringe Übertragung von Be-
treiberverantwortung an technische Dienstleister
 keine Regelung der Anlagenverantwortung
 keine technische Steuerung (Wartungsüberprüfung)
 keine Übersicht über Prüfpflichten
 keine Übersicht über Prüfprotokolle

Hieraus entstehen Haftungsrisiken!

* was ist eine Exkulpation?
Die Entlastung vom Vorwurf einer schuldhaften 
Pflichtverletzung bzw. Rechtfertigung zur Abwehr 
einer Beschuldigung.

Eine Exkulpation kann gelingen durch:
1. �den Nachweis, alle vorgeschriebenen Pflichten  

erfüllt zu haben,
2. �den Nachweis, alle möglichen und zumutbaren 

Maßnahmen ergriffen zu haben,
3. �den Nachweis, dass ein erfolgter Schaden ohne-

hin eingetreten wäre.

Eine Exkulpation wird nicht gelingen durch die 
gegenseitige Schuldzuweisung (z. B. zwischen 
Mitarbeitern und Vorgesetzten).
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Die Immobilie  
im 

Scheidungsfall
Woran Selbständige vor Übertragung 
von Immobilienbesitz denken sollten

Bleibt das Familienheim dem Zugewinnausgleich unter-
worfen, sichert sich der übertragende Ehegatte zumindest 
rechtlich einen Anspruch auf hälftigen Ausgleich seiner 
Immobilie in Geld. Das Objekt bleibt gleichzeitig dem 
Zugriff der Gläubiger entzogen. Ein etwaiger Anspruch 
auf Zugewinnausgleich ist aber unter bestimmten Be-
dingungen pfändbar. Steht also der Schutz der Immo-
bilie vor einer Verwertung im Vordergrund, sollte neben 
der Übertragung die Immobilie notariell aus der Zuge-
winnsystematik ausgenommen werden. Im Scheidungs-
fall erhält der Ehegatte dann allerdings in der Regel 
keinen Ausgleich für die Übertragung der Immobilie.

Soll das Objekt primär vor Verlust an den Ehegatten im 
Scheidungsfall geschützt werden, sollte sich der über-
tragende Ehegatte die Rückübertragung des Immobi-
lienbesitzes für den Scheidungsfall vorbehalten und 
diesen Anspruch durch Vormerkung im Grundbuch 
sichern. Da der Rückübertragungsanspruch als Vermö-
genswert im Zugewinn auszugleichen ist, sollte das 
Objekt wiederum aus dem Zugewinn ausgenommen 
werden. 

Der Zugriff von dritter Seite lässt sich mit einem Rück-
übertragungsvorbehalt zwar nicht vollständig ausschal-
ten, da die Gläubiger im Scheidungsfall den Anspruch 
auf Rückübertragung pfänden können. Die Rücküber-
tragung für den Scheidungsfall und Herausnahme des 
Objekts aus dem Zugewinn bietet jedoch während 
intakter Ehe Schutz vor Zugriff von dritter Seite und 
sichert dem übertragenen Ehegatten im Scheidungsfall 
den Rückerhalt des Objekts. 

Freiberufler oder persönlich haftende Unternehmer 
sind häufig bestrebt, das von ihnen und ihrer Fa-
milie bewohnte Familienheim auf den anderen, 
wirtschaftlich meist schwächeren Ehegatten zu 
übertragen. Das Objekt soll dadurch dem Zugriff 
von Firmengläubigern entzogen werden. Dieser Plan 
geht auf, wenn sämtliche Anfechtungsfristen ab-
gelaufen sind. Der Scheidungsfall wird hierbei zu-
meist allerdings nicht bedacht. 

In Deutschland wird nahezu jede zweite Ehe geschieden. 
Hat der unternehmerisch tätige Ehegatte das Familien-
heim während intakter Ehe auf seinen Ehegatten 
übertragen, besteht bei Trennung gegen den Willen 
des Eigentümers in der Regel kein Anspruch darauf, 
die Immobilie zurückzuerhalten. Über den Zugewinn-
ausgleich wird lediglich Hälfte des Übertragungswerts 
erstattet. Der häufig weniger vermögende Ehegatte ist 
hierzu wirtschaftlich oft nicht in der Lage, ohne das 
Objekt zu verwerten. 

Die Situation verschärft sich noch, wenn die Ehegatten 
Gütertrennung vereinbart haben. Im Scheidungsfall steht 
dem übertragenden Ehegatten dann nicht einmal ein 
Zugewinnausgleich gegen den Ehegatten zu, der das 
Alleineigentum am Familienheim (be)hält. Die Güter-
trennung hat zudem nachteilige Auswirkungen im 
Erbfall, da sich der Erbteil des überlebenden Ehegatten 
dann nicht wie im gesetzlichen Güterstand um ein 
Viertel erhöht. Daher ist in der Regel die modifizierte 
Zugewinngemeinschaft der Gütertrennung vorzuziehen, 
wonach bestimmte Teile des Vermögens aus der Ermitt-
lung des Zugewinns ausgenommen werden können. 

Wie können vor dieser Ausgangslage die Interessen des 
Unternehmers am Schutz der Immobilie vor Gläubiger-
zugriff und Sicherung des Objekts im Scheidungsfall in 
Einklang gebracht werden? Von Pauschallösungen ist 
abzuraten, da jede Lebenssituation nach individuellen 
Lösungen verlangt.

Dr. iur. Johannes Wewers | Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht, Fachanwalt für Familienrecht

Dohrendorff, Rechtsanwälte + Notar • Celle, Braunschweig
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Beim Vorbehaltsnießbrauch überträgt der bisherige 
Eigentümer (Eltern) das Grundstück auf eine andere 
Person (Kinder) und behält sich das Nutzungsrecht vor. 
Der Vorbehaltsnießbrauch erfolgt i. d. R. unentgeltlich. 

Steuerlich betrachtet löst der Vorgang keinen einkom-
mensteuerlich relevanten Vorgang aus. Dem Nieß-
brauchsberechtigtem (Übertragender) stehen weiterhin 
die Erträge aus dem Objekt zu. Er erzielt wie vorher 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, auch die 
Abschreibungsbeträge auf das Objekt kann er weiterhin 
geltend machen. 

Grunderwerbsteuerlich ist der Vorgang relevant, aber 
durch die Befreiungen bei Übertragungen von Grundstü-
cken zwischen Verwandten in gerader Linie kommt es zu 
keiner Belastung mit Grunderwerbsteuer, bei Übertra-
gungen von Eltern auf Kinder unter Nießbrauchsvorbehalt.

Bei der unentgeltlichen Übertragung von Grundstücken 
zu Lebzeiten unter Nießbrauchsvorbehalt handelt es 
sich um eine freigiebige Zuwendung nach § 7 Erbschaft-
steuergesetz (Schenkung). Dieser Vorgang löst, soweit 
der Wert des Grundstücks den individuellen Freibetrag 
übersteigt, Schenkungsteuer aus. Allerdings findet der 
Nießbrauch eine Berücksichtigung in der Ermittlung. 
Durch die Reform des Erbschaftsteuergesetzes im Jahr 
2009 ergibt sich seither eine andere steuerliche Be-
handlung, die gerade die Übertragung von Immobilien 
im Privatbesitz attraktiv macht, da die Nießbrauchslast 
vom Wert des Grundstücks abgezogen wird.

Das folgende Beispiel soll den Vorgang verdeutlich-
ten. Es basiert auf einer vereinfachenden Darstellung 
und enthält nicht alle zu berücksichtigenden Punkte. 
Ein Vater (V), 75 Jahre überträgt ein Mehrfamilienhaus 
auf seinen Sohn (S) unter Vorbehaltsnießbrauch. Der 
Wert des Mehrfamilienhauses beträgt nach den Bewer-
tungsvorschriften 1,2 Mio Euro. Der Wert des Nießbrauchs 
(Überschuss bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung) soll mit einem Wert von 40 000 Euro p. a. 
angenommen werden. Der Wert des jährlichen Nieß-
brauchs wird mit dem Vervielfältiger (Vv), den die  
Finanzverwaltung regelmäßig bekannt gibt, ermittelt. 

Die frühzeitige Übergabe von Vermögen im Rahmen 
der vorweggenommenen Erbfolge ermöglicht es den 
Steuerpflichtigen, die Freibeträge in der Erbschaft-  
und Schenkungsteuer mehrfach in Anspruch nehmen 
zu können. 

Allerdings findet sich in der Praxis häufig die Konstel-
lation, dass die Übertragenden weiterhin die Erträge 
aus dem Vermögen für ihre eigene Versorgung benö-
tigen. Der Nießbrauch bietet in diesem Fall ein proba-
tes Mittel zur Gestaltung an. Ein Nießbrauch gibt das 
Recht, eine bestimmte Sache zu gebrauchen und ihre 
Früchte zu genießen. Der Nießbraucher darf also die 
Nutzungen aus der Sache ziehen. Beim Nießbrauch 
gibt es den Nießbrauchberechtigten, das ist derjenige, 
der den Nutzen aus der Sache zieht sowie den Nieß-
brauchverpflichteten, das ist derjenige, der Eigentümer 
der Sache ist. 

Der Nießbrauch wird i. d. R. mit Grundstücken in Verbin-
dung gebracht, er ist aber auch bei anderen Gegenstän-
den oder Sachen möglich – wie z. B. bei Wertpapieren 
oder Betrieben. Im Folgenden beziehen sich die Ausfüh-
rungen auf den Nießbrauch bei Immobilien.

Zivilrechtlich ist der Nießbrauch bereits durch eine 
Vereinbarung und Übergabe der Sache bzw. bei Rech-
ten durch Abtretung wirksam. Bei Grundstücken sind 
die notarielle Beurkundung sowie die Eintragung in das 
Grundbuch notwendig. 

Steuerrechtlich sind die Anforderungen, wie fast bei 
allen Sachverhalten, höher. Die Vereinbarungen müssen 
zunächst zivilrechtlich wirksam begründet sein. Des 
Weiteren werden Sie nur anerkannt, wenn sie klar und 
eindeutig im Vorhinein vereinbart sind, ernsthaft gewollt 
und tatsächlich durchgeführt werden. 

Es gibt unterschiedliche Arten von Nießbrauch. Darun-
ter fallen der Sicherungsnießbrauch, der Vermächtnis-
nießbrauch, der Zuwendungsnießbrauch sowie der 
Vorbehaltsnießbrauch. Letzterer wird im Rahmen der 
vorweggenommenen Erbfolge von Eltern auf Kinder 
häufig gewählt.

Der Nießbrauch im Rahmen  
der vorweggenommenen Erbfolge

Dipl.-Kfm. (FH) Jörg Bode  
Steuerberater 

Groß Mohr Bode Partnerschaft 
Braunschweig
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Steuerwert des Grundstücks  
nach § 13c ErbStG (90 %) Euro 1 080 000

Kapitalwert der Nießbrauchslast  
(Vv 8,057) Euro –322 228

persönlicher Freibetrag Euro –400 000

steuerpflichtiger Erwerb Euro 357 772

Schenkungsteuer 15 % Euro 53 665
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Zum Vergleich der steuerlichen Auswirkung 
bei einer späteren Erbschaft ohne vorherige 
Übertragung unter Vorbehaltsnießbrauch 
wäre die Erbschaftsteuer um 75 535 Euro höher 
und würde bei 129 200 Euro liegen. Des Wei-
teren kann der individuelle Freibetrag nach 
weiteren zehn Jahren nochmals in Anspruch 
genommen werden. 

Der Wegfall des Vorbehaltsnießbrauchs durch 
Tod des Nießbrauchsberechtigten hat keine 
weitere steuerliche Auswirkung. Bei anderen 
Nießbrauchsarten sowie bei der Ablösung des 
Nießbrauchs aus anderen Gründen gilt dies 
nicht. 

Beim Zuwendungsnießbrauch wird der Nieß-
brauch vom Eigentümer zugunsten eines 
Dritten bestellt. Im Unterschied zum Vorbe-
haltsnießbrauch überträgt der Eigentümer nicht 
das Wirtschaftsgut auf einen Dritten und behält 
sich auch nicht den Nutzen daraus vor, sondern 
gewährt den Nutzen einem Dritten.

Der Zuwendungsnießbrauch findet häufig 
unter Versorgungsaspekten statt, bei denen 
der Nießbrauchsverpflichtete das Eigentum 
am Grundstück behalten möchte. Weiterhin 
kann ein Vermächtnisnießbrauch dazu dienen, 
um die Versorgung einer bestimmten Person 
zu sichern. Vorteilhaft ist, dass der potenziel-
le Erblasser dabei bereits bestimmen kann, 
wer das Eigentum an dem Grundstück erhalten 
soll. Der Vermächtnisnießbrauch ist grund-
sätzlich eine besondere Art des Zuwendungs-
nießbrauchs. 

Neben erbschaftsteuerlichen und erbrechtlichen 
Aspekten sind einkommensteuerliche Vorteile 
bei bestimmten Konstellationen ausschlagge-
bend. Soweit z. B. ein Vater mit hohen Einkünf-
ten und einem Spitzsteuersatz von 42 % den 
Nießbrauch an einem Grundstück für eine 
bestimmte Dauer seinem noch in Ausbildung 
befindlichen Sohn mit geringem oder keinem 
Einkommen einräumt, entsteht ein Steuervor-
teil in Höhe der unterschiedlichen Steuersätze.

Insbesondere beim Zuwendungsnießbrauch 
ergeben sich einige Besonderheiten, die im 
Gegensatz zum Vorbehaltsnießbrauch steuer-
liche Tatbestände auslösen, die auch zu 
Steuerbelastungen führen können.

Einkommensteuerlich werden auch beim Zu-
wendungsnießbrauch die Einnahmen beim 
Nießbrauchsberechtigten versteuert. Da das 
Eigentum am Grundstück beim Nießbrauchs-
verpflichteten verbleibt, kann im Gegensatz  
zum Vorbehaltsnießbrauch die Abschreibung 
beim Nießbrauchsberechtigten nicht angesetzt 
werden, sofern der Nießbrauch unentgeltlich 
bestellt wurde. Auch der Nießbrauchsverpflich-
tete kann die Abschreibung nicht geltend 
machen. Daher sind Objekte, bei denen die 
Abschreibungen bereits ausgelaufen sind, für 
diese Art von Gestaltungen vorteilhaft. 

Wichtig sind beim Zuwendungsnießbrauch 
Vereinbarungen darüber, dass der Nießbrauchs-
berechtigte alle mit dem Grundstück im Zu-
sammenhang stehenden Aufwendungen trägt, 
damit diese als Werbungskosten abgezogen 
werden können. 

Schenkungssteuerlich stellt auch der Zuwen-
dungsnießbrauch eine Schenkung dar, dessen 
Wert ähnlich wie oben beim Vorbehaltsnieß-
brauch ermittelt wird. Je nachdem, ob es sich 
um einen zeitlich begrenzten Nießbrauch oder 
einen lebenslangen Nießbrauch handelt, wird 
die Ermittlung entsprechend vorgenommen. 

Eine Besonderheit ist, dass im Erbschaftsteu-
errecht ein Wahlrecht für den Nießbrauchsbe-
rechtigten besteht, ob die Versteuerung vom 
Kapitalwert des Nießbrauchs (Sofortversteue-
rung) vorgenommen werden soll oder ob die 
Steuer jährlich im Voraus vom Jahreswert er-
hoben werden soll. 

Der Vorteil der jährlichen Besteuerung besteht 
vor allem darin, dass die Erbschafts- bzw. 
Schenkungsteuer aus den Erträgen des Nieß-
brauchsrechts gezahlt werden kann und erst 
nach Aufzehrung des Freibetrages eine steu-
erliche Belastung auftritt. Eine Abkehr von der 
jährlichen Besteuerung zur Sofortbesteuerung 
ist durch Ablösung der Erbschaft- bzw. Schen-
kungsteuer möglich. Lebt der Nießbrauchs
berechtigte länger als die statistische 
Lebenserwartung es vorsieht, wird die jährliche 
Besteuerung ungünstiger, da sie bis zum Tod 
des Nießbrauchsberechtigten zu zahlen ist.

Folgendes vereinfachtes Beispiel  
verdeutlicht die Anwendung eines 
Vermächtnisnießbrauchs:
Vater (V) bestimmt seinen Sohn (S) zum Al-
leinerben  und vermacht seiner Ehefrau (F), 
Alter 46 Jahre, einen lebenslangen Nießbrauch 
an einem Grundstück. Der Wert des Grundstücks 
beträgt 1 960 000 Euro. Der Wert des Nieß-
brauchs beträgt 1 711 400 Euro. Die Ehefrau hat 
nach Abzug des persönlichen Freibetrages von 
500 000 Euro sowie des besonderen Versor-
gungsfreibetrages von 256 000 Euro einen 
steuerpflichtigen Erwerb in Höhe von 955 400 
Euro. Die sofortige Besteuerung ergibt eine 
Steuerbelastung in Höhe von 181 526 Euro. Die 
jährliche Besteuerung ergibt eine Steuerlast 
von 11 175 Euro. Sofern weiteres Kapital vor-
handen ist, empfiehlt es sich, die Steuer in 
einem Betrag zu tilgen, da nach ca. 16 Jahren 
die jährliche Tilgung der Steuer nachteilig ist 
und die Ehefrau wahrscheinlich länger als 16 
Jahre leben wird. Auch nach anfänglicher Wahl 
der jährlichen Versteuerung ist eine Ablösung 
durch Zahlung eines zu berechnenden Abfin-
dungswertes möglich. Insbesondere in den 
Fällen in denen kein weiteres Kapital vorhanden 
ist, macht die jährliche Besteuerung Sinn, sofern 
man das Grundstück nicht veräußern möchte. 

Der Sohn als Alleinerbe kann den Kapitalwert 
des Nießbrauchs bei seiner eigenen Ermittlung 
des steuerpflichtigen Erwerbs abziehen. Zu 
differenzieren ist zwischen dem Erwerb von 
Todes wegen und dem Erwerb zu Lebzeiten, auf 
die an dieser Stelle nicht weiter eingegangen 
wird. Der Wegfall des Zuwendungsnießbrauchs 
löst i. d. R. einen steuerlich relevanten Vorgang 
aus, sodass auch diese Belastungen in ein 
Gesamtkonzept eingebracht werden sollten. 
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acarius Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bohnhof 4, 38259 Salzgitter
Telefon 05341 9020-20
Telefax 05341 9020-210
info@acarius.de | www.acarius.de
Autor: �Marco Reimann (S. 29 – 30)

anchor Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Grupenstraße 2, 30159 Hannover
Telefon 0511 353955-0
Telefax 0511 353955-11
hannover@anchor.eu | www.anchor.eu
Autoren: �Florian Harig, 

Silvio Höfer (S. 23 – 25)

appelhagen Rechtsanwälte 
Steuerberater PartGmbB
Theodor-Heuss-Straße 5a, 38122 Braunschweig
Telefon 0531 2820-0
Telefax 0531 2820-525
infobs@appelhagen.de | www.appelhagen.de
Autoren: ��Anika Hertel, 

Karin Kutz, 
Dr. Joachim Gulich, 
Dr. Steffen Helbing, 
Andreas Janßen (S. 12 – 13)

Arbeitgeberverband 
Region Braunschweig e.V.
Wilhelmitorwall 32, 38118 Braunschweig
Telefon 0531 24210-0
Telefax 0531 24210-99
service@agv-bs.de | www.agv-bs.de
Autor: Florian Bernschneider (S. 3 – 4)

Brinkmann & Partner 
Rechtsanwälte | Steuerberater |  
Insolvenzverwalter
Altstadtmarkt 8/9, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 129486-0
Telefax 0531 129486-22
braunschweig@brinkmann-partner.de 
www.brinkmann-partner.de
Autoren: ��Thorsten Hunsalzer, 

Manuel Sack (S. 26 – 28)

Brinkmann.Weinkauf
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB
Adenauerallee 8, 30175 Hannover
Telefon 0511 28354-0
Telefax 0511 28354-444
info@brinkmannweinkauf.de
www.brinkmannweinkauf.de
Autoren: �Julia Blaue (S. 20 – 21, 36 – 37), 

Joachim Rudo (S. 20 – 21, 36 – 37), 
Dr. Nikolas von Wrangell (S. 20 – 21)

Dohrendorff, Rechtsanwälte + Notar
Mühlenstraße 16, 29221 Celle
Telefon 05141 3747-30
Telefax 05141 3747-329
info@dohrendorff.de | www.dohrendorff.de
Autor: �Dr. Johannes Wewers (S. 47)

Döhler Hosse Stelzer GmbH & Co. KG 
Versicherungsmakler
Bankplatz 7a, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 24254-0
Telefax 0531 24254-54
info@dhs-makler.de 
www.dhs-versicherungsmakler.de
Autoren: �Carolin Behrla, 

Marlon Purps, 
Ralf Stelzer (S. 40 – 42)

ETL Löwen Treuhand GmbH
Frankfurter Straße 254, 38122 Braunschweig
Telefon 0531 7070-40
Telefax 0531 320-409
deumeland@loewentreuhand.de
www.etl-haus-braunschweig.de 
Autor: Andreas Deumeland (S. 31 – 33)

fessel & partner 
Partnerschaftsgesellschaft mbB Steuerberater
Sackstraße 14, 38259 Salzgitter (Bad)
Telefon 05341 8170-0
Telefax 05341 8170-50
stb@fessel.net |www.fessel-partner.de
Autor: Carsten Rullmann (S. 18 – 19)

Gramm, Lins & Partner 
Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB 
Theodor-Heuss-Straße 1, 38122 Braunschweig
Telefon 0531 28140-0
Telefax 0531 28140-28
braunschweig@grammpatent.de 
www.grammpatent.de
Autoren: �Jens Engberding, 

Dr. Jan Plöger (S. 38 – 39)

gross + partner Steuerberater
Museumstraße 5, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 242090
Telefax 0531 124083
info@gross-partner.info | www.gross-partner.info
Autoren: �Dimitrios Giannakopoulos, 

Dominic Groß (S. 16 – 17)

Groß Mohr Bode Partnerschaft  
Steuerberatungsgesellschaft
Am Fallersleber Tore 6, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 1220-0
Telefax 0531 1220-90
info@gross-mohr-bode.de 
www.gross-mohr-bode.de
Autor: �Jörg Bode (S. 48 – 49)

Hausherr Steuerwald  
Rechtsanwälte Insolvenzverwalter  
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Bruchtorwall 6, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 24480-0 
Telefax 0531 24480-80
info@hausherr-steuerwald.de 
www.hausherr-steuerwald.de
Autoren: �Christian Hausherr, 

Peter Steuerwald (S. 43)

Autorenübersicht
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leadox – als mensch in führung gehen 
Brabandtstraße 8, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 25794-33
dippl@leadox.de | www.leadox.de
Autoren: �Zorana Dippl,  

Dr. Thomas Piko (S. 10 – 11)

Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Niedersachsen (MBG) mbh 
Niedersächsische Bürgschaftsbank (NBB) GmbH 
Hildesheimer Straße 6, 30169 Hannover
Telefon 0511 33705-0
Telefax 0511 33705-55
info@nbb-hannover.de | www.nbb-hannover.de
info@mbg-hannover.de | www.mbg-hannover.de
Autoren: �Rainer Breselge (S. 14 – 15), 

Detlef Siewert (S. 22)

NORD/FM
Norddeutsche Facility-Management GmbH
Hans-Böckler-Allee 1, 30173 Hannover
Telefon 0511 361-9979
Telefax 0511 361-8722
info@nordfm.de | www.nordfm.de 
Autor: Denny Karwath (S. 44 – 46)

SCHULTE & PRASSE Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Kattreppeln 20, 38100 Braunschweig
Telefon 0531 24368-0
Telefax 0531 24368-300
info@ra-sp.de 
www.schulte-prasse.de
Autor: Hans Olof Wölber (S. 34 – 35)

Volkswagen AG
Major-Hirst-Straße 11, 38442 Wolfsburg
julius.voningelheim@volkswagen.de 
www.volkswagen.de
Autor: Julius von Ingelheim (S. 5)

Alle Beiträge finden Sie auch unter
www.service-seiten.com



Mittelständische
 Beteiligungsgesellschaft

Ihr Schlüssel
zu mehr Gestaltungsfreiraum.

Ihr verlässlicher Finanz- und Know-how-Partner

Freiräume schaffen Machen Sie den nächsten Schritt

Die Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen 

(MBG) GmbH ist seit 25 Jahren verlässlicher Finanz- und 

Know-how-Partner von Unternehmen, Banken und Unter-

nehmensberatern. Als unabhängige Beteiligungsgesellschaft 

investieren wir erfolgreich in kleine und mittlere 

Unternehmen aus Niedersachsen. 

Ob Start-up, junges Unternehmen, etabliertes Unternehmen 

mit Wachstumsambitionen oder Regelung der Unterneh-

mensnachfolge: Für nahezu jede Herausforderung können 

wir mit unserem Beteiligungskapital Lösungen anbieten. 

Dabei fühlen wir uns in allen Branchen zuhause.

Unsere Beteiligungen mit Eigen- und Mezzaninkapital 

sind ein sicheres Finanzierungsinstrument, mit dem Sie 

Gestaltungsfreiraum gewinnen und die Zügel in der Hand 

behalten. Das maximale Beteiligungsvolumen beträgt 2,5 

Durch unsere Beteiligungen können investive und innovative 

Vorhaben in nahezu allen Phasen des Unternehmens fi nan-

ziert werden. Wir stehen Ihnen als zuverlässiger Kapitalgeber 

zur Seite.

Ansprechpartner:
Mitt elständische Beteiligungsgesellschaft  
Niedersachsen (MBG) mbH 
Hildesheimer Straße 6 
30169 Hannover 
Telefon: 0511 / 3 37 05 - 0
Fax: 0511 / 3 37 05 - 55
info@mbg-hannover.de 
www.mbg-hannover.de 

Millionen Euro pro Unternehmen. Unsere Investments sind 

stets langfristig ausgelegt: Die Beteiligungsdauer beträgt fünf 

bis maximal zehn Jahre. 


